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Kl . 2 3 2  DW 

ZI. 1 2 - 4 2 . 01/90 S a/En 

An da s 

Pr ä s i di um d e s  
N a t i onalra t e s  

Par l ament 
1 01 7  Wi en 

B e tr . : Mini s t er i a l entwür f e  z ur 
4 9 .  Nove l l e  zum A S VG , 
2 0 . N ov e l l e  zum B-KUVG , 
1 7 . Nove l l e  zum G S VG , 
15 . Nove l l e  z um BSVG ; 
B e g u t a cht ung s ver f ahr e n  

Datum: 

B e zu g : S chr e ib en d e s  Bun d e smini s t e r i ums 
und S o z i a l e s  an den Hauptverband 
16 . F ebruar 1 9 90 , 
Zl . 20 . 0 4 9/3 -1/90 ( A S VG ) 
Zl . 21 . 1 4 0/1 -1/90 ( B -KUVG ) , 
Zl . 20 . 62 0/1 - 2/90 ( G SVG ) , 
Zl . 2 0 . 7 96/1 - 2/90 ( BS VG ) 

Wien, 3 0 . M ä r z  1 9 90 

für Arb e i t  
vom 

D a s  Bunde smini s t e r i um für Arb e i t  und S o z i a l e s  hat uns 

e r s u c h t , Ihnen 25 Aus f er t i gun g en uns er er S t e l l un gnahme zu 

üb ers enden . 

Wir üb ermi t t e l n  Ihnen h i emit d i e  erb e t en e n  K o p i e n . 

D er Generaldir e k t or : 

B e i l a g e n  
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_ HAUPTVERBAND DER ÖSTERREICHISCHEN SOZIALVERSICHERUNGSTRÄGER 

'. 1031 WIEN KUNDMANNGASSE 21 POSTFACH 600 TEL. 02221711 32 TELEX 136682 hvsvt a TELEFAX 711 32 249 DVR 0024279 

KI. 232dw 

ZI. 12- 42.01/90 Sa/De 

An das 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 

Stubenring 1 
1010 W i e n  

Bezug: 

Ministerialentwürfe zur 
49. Novelle zum ASVG, 
20. Novelle zum B-KUVG, 
1 7. Novelle zum GSVG, 
1 5. Novelle zum BSVG; 
Begutachtungsverfahren 

Ihre Schreiben vom 16. Februar 1990, 
ZI. 20.049/3-1/90 (ASVG), 
ZI. 21.1 40/1-1/90 (B-KUVG), 
ZI. 20.620/1-2/90 (GSVG), 
ZI. 20. 796/1-2190 (BSVG) 

Wien, 30. März 1990 

Der Hauptverband übermittelt seine Stellungnahme zu den oben angeführten Ministe­

rialentwürfen. Bei der Ausarbeitung dieser Stellungnahme wurden die Stellungnahmen der dem 

Hauptverband angehörenden Sozialversicherungsträger berücksichtigt. 

Wir ersuchen dringend, folgende bereits erstattete Novellierungsvorschläge zu Bestim­

mungen des ASVG zusätzlich in die Regierungsvorlage aufzunehmen: 

- § 41 a (neu) - Versicherungskonto 

- § 113 Abs. 1 und 2 - Beitragszuschlag 

- § 113 Abs.3 (neu) - Beitragszuschlag 

- § 131 Abs.1 - Kostenerstattung für wahlärztliche Hilfe 

- § 131 Abs.2 - Erstattung von Kosten der Krankenbehandlung 

- § 13 5 Abs. 3 und 4 - kassenfreier Raum 

- § 153 Abs.3 - Leistungsumfang der Zahnambulatorien 

- § 3 42 Abs.2 - Kostenbegrenzungen in den Gesamtverträgen 
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- § 447a Abs.3 - Beitragssatz zum Ausgleichsfonds der Krankenversiche­

rungsträger 

- § 447b Abs. S und 7 - Zuschüsse aus dem Ausgleichsfonds der Kranken­

versi cheru ngsträger 

In diesem Zusammenhang rufen wir auch unser Schreiben vom 29 . Jänner 199 0, 

ZI. 42 -54.3/9 0/ Tu/Mr, in Erinnerung, worin wir vorgeschlagen haben, die Begriffe "Höherversiche­

rung" und "besonderer Steigerungsbetrag" durch die Ausdrücke "Zusatzversicherung" und "Zu­

satzpension" zu ersetzen . 

Die angeführten dringenden Novellierungsvorschläge sind in der Beilage zusammen-

gefaßt. 

Ferner übermitteln wir Ihnen Novellierungsvorschläge, mit denen Sie bisher nicht be­

faßt wurden. Wir ersuchen, auch diese Vorschläge in die Regierungsvorlage aufzunehmen. 

Von diesen Vorschlägen sind folgende vordringlich: 

- § 11 7 Abs.2 -Krankenordnung 

- § 231 Z.2 -leistungswirksame Ersatzzeiten 

- § 248a - leistungswirksame Ersatzzeiten 

- § 251 a Abs.4litb - leistungswirksame Ersatzzeiten 

Abschließend verweist der Hauptverband auf die Notwendigkeit, § 1 4 8  Z.3 ASVG (noch­

mals) als Grundsatzbestimmung zu beschließen. Derzeit ist diese Bestimmung verfassungswidrig 

(siehe RdW 199 0/3, 5. 8 5  f.). 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden dem Präsidium des Nationalrates di­

rekt übermittelt. 

Der Generaldirektor: 

Beilagen 
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S t e l l ungnahme z ur 4 9 . Nov e l l e  z um ASVG 
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Zu Art. I Z.1, 2 lit.a, 4 und 13 des Entwurfes 

- Sozialversicherung der Ferialpraktikanten 

(§§ 4 Abs.1 Z.11, 5 Abs.1 Z.2, 10 Abs.1 und 44 Abs.1 Z.2) 

Der Hauptverband begrüßt ausdrücklich die Schaffung der Voliversi­
cherungspflicht für alle Ferialpraktikanten, die für ihre Tätigkeit ein über der Ge­
ringfügigkeitsgrenze liegendes Entgelt erhalten. 

Hiedurch werden sachlich nicht gerechtfertigte Unterscheidungen in 
der sozialversicherungsrechtlichen Stellung von Ferialpraktikanten beseitigt. 
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Zu Art. I Z.2 lit.d des Entwurfes 

Einfrieren der Geringfügigkeitsgrenze 

(§ 5 Abs. 2) 

Es könnte die Auffassung vertreten werden, daß durch das bloße Weg­
lassen des letzten Satzes des § 5 Abs.2 ein Zurückfallen der Geringfügigkeitsgren­
ze auf die in dieser Bestimmung genannten Beträge (täglich S. 1 73,---, wöchent­
lich S 520,-- und monatlich S 2.261 ,--) bewirkt wird. Sollte das gewollt sein, so wä­
re durch entsprechende Übergangsbestimmungen ein sicherlich ungewolltes Hin­
einwachsen jener Personen in die Vollversicherung zu verhindern, deren Entgelt 
sich zwischen diesen Beträgen und den derzeit geltenden Geringfügigkeitsgren­

zen bewegt. 

Sollte aber ein Abfallen der Geringfügigkeitsgrenzen nicht beabsich­
tigt sein , wären die für 1 990 geltenden Geringfügigkeitsgrenzen ausdrücklich im 
Gesetz anzuführen. 

In diesem Zusammenhang wäre auch zu überlegen, ob ein neuer, 
durch Hundert ohne Rest teilbarer Betrag für die monatliche Geringfügigkeits­
grenze festgelegt werden sollte; dieser Betrag sollte auch sowohl durch 30 (tägli­
che Geringfügigkeitsgrenze) als auch durch 7 (wöchentliche Geringfügigkeits­
grenze) ohne Rest teilbar sein. Aufgrund der Höhe der derzeitigen monatlichen 
Geringfügigkeitsgrenze (S 2.658,--) wäre eine tägliche Geringfügigkeitsgrenze 

von S 80,--, eine wöchentliche Geringfügigkeitsgrenze von S 560,-- und eine mo­
natliche Geringfügigkeitsgrenze von S 2.400,-- denkbar. 

Es wird weiters angeregt, im nach dem im Entwurf letzten Satz des § 5 
Abs. 2 ASVG den Ausdruck "auf unbestimmte Zeit" zu streichen. Dieser Wortlaut 
schränkt die Anwendung des letzten Satzes des § 5 Abs.2 ASVG auf die Fälle des 
§ 5 Abs. 2 lit. b ASVG ein. Somit sind die in § 5 Abs.2 lit. c. enthaltenen Tatbestän­
de (Leistungs- und Stücklöhner) nicht umfaßt. Dies ist nicht gerechtfertigt. 

Ergänzend wird aus der Sicht der gesetzlichen Pensionsversicherung 
folgendes angemerkt: 
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Das im Beitragsrecht zur Bekämpfung der Schwarzarbeit beabsichtigte 
Einfrieren der Geringfügigkeitsgrenzen verhindert durch die Zitierung des § 5 

Abs.2 lit c in den §§ 94 Abs.G , 253a und 253b ASVG auch eine Dynamisierung der 
für die Durchführung des Jahresausgleiches bzw. für das Entstehen oder den 
Wegfall einer vorzeitigen Alterspension maßgeblichen Grenzwerte. Eine derarti­
ge Einschränkung der bestehenden Möglichkeiten des "Hinzuverdienens" steht 
jedoch im Widerspruch zu den Intentionen der erst kürzlich beschlossenen 48. No­
velle zum ASVG, welche auf eine Lockerung der Ruhensbestimmungen abzielte. 

Ein starres Festhalten an den (in Geltung stehenden) Geringfügigkeits­
grenzen forciert auch das Entstehen sogenannter "Zwergleistungen" mit allen 
sich daraus ergebenden Konsequenzen auf dem Sektor der Zulagen und Zuschüs­
se aus der Pensionsversicherung. 

Darüber hinaus stellt sich im Zusammenhang mit dem Einfrieren der 
Geringfügigkeitsgrenzen die Frage, ob bei der freiwilligen Weiterversicherung in 

der Pensionsversicherung an einer Mindestbeitragsgrundlage festgehalten wer­
den soll. 

Sollten die Geringfügigkeitsgrenzen tatsächlich nicht mehr valorisiert 

werden, müßte nach Ansicht des Hauptverbandes zumindest klargestellt werden, 
daß die oben genannten Konsequenzen ebenfalls gewollt sind - wenn nicht, wä­

ren entsprechende Gesetzesänderungen ins Auge zu fassen. 
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Zu Art.I Z.7 (§ 18a Abs.l) 

Es sollte durch eine Übergangsbestimmung auf jene Fälle 

Bedacht genommen werden, in denen die Selbstversicherung wegen 

Vollendung des 27 . Lebensjahres des Kindes bereits beendet wurde 

und das JO. Lebensjahr im Zeitpunkt des Inkrafttretens der 

4 9 . Novelle noch nicht erreicht ist. 

Im § 18a Abs.J Z.J ist das 27. Lebensjahr durch das JO. Le-

bensjahr zu ersetzen. // 
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Zu Art. I Z.1 0 lit.a. Art. 11 1.1,2.6, Art. 111 Z.1 und Art. V Z.1 und Z. 11 

• Vorsorgeuntersuchung 

(§§ 31 Abs.3 Z.18, 116 Abs.1 Z.1 und Abs.2. 117 Z.1. 132 b Abs.1.2 und 4 bis 6. 175 

Abs.2 Z.2, 351 a und 438 Abs.1 Z.2) 

Der Hauptverband begrüßt ausdrücklich, daß durch den Terminus 
"Vorsorge {Gesunden-)untersuchung" der Zweck dieser Untersuchung, "vorsorg­
lich" nach bisher nicht bekannten Krankheitszuständen zu suchen und somit 
Krankheiten frühzuerkennen, eindeutig definiert wird. 
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Zu Art. I Z.1 0 lit.b des Entwurfes 

- Sozialversicherungsrechtsdokumentation (SOZDOK) 

(§ 31 Abs.8 ASVG) 

Der Hauptverband hat gegen die geplante Änderung keine Einwen­
dungen; die erläuternden Bemerkungen stammen allerdings aus einem früheren 
Novellierungsvorschlag und sind durch die zeitliche Entwicklung überholt. Statt 
des derzeit vorhandenen Textes sollte folgende Formulierung in die erläuternden 
Bemerkungen aufgenommen werden: 

"Für die Dokumentation des Sozialversicherungsrechtes werden so­
wohl beim Hauptverband als auch beim Bundesministerium für Arbeit und Sozia­
les kostenintensive EDV-Einrichtungen (Betriebssysteme, Geräte etc.) verwendet. 
Darüber hinaus erfordert die Erfassung der Dokumente dadurch, daß die Texte 

händisch getippt werden müssen, beim Bundesministerium, aber auch beim 
Hauptverband (Kontrollprogramme) hohen Aufwand. 

Betreiber anderer Dokumentationssysteme bieten ähnliche EDV­

Einrichtungen an, die gegen Kostenbeteiligung mitgenutzt werden und damit 
den technischen Aufwand, aber auch den Eingabe- und Kontrollaufwand redu­
zieren können. 

Der Novellierungsvorschlag soll die Rechtsgrundlage dafür schaffen, 
daß (unter Wahrung des Inhaltes und der Ziele der Dokumentation) Akommen 
über Aufbau und Führung der Dokumentation mit den Betreibern anderer Doku­

mentationssysteme geschlossen und dadurch Kosten eingespart werden kön­
nen. " 

Darüber hinaus ist dem Hauptverband bekannt, daß ähnliche Rechts­
datenbanken auch von anderen Stellen der Bundes- und Landesverwaltung ge­
führt werden: insbesondere ist das Rechtsinformationssystem des Bundes (RJS) 
derzeit im Aufbau. 

Rechtsdatenbanken sind nur dann sinnvoll, wenn sie allen betroffenen 
Stellen auf möglichst einfache Weise zur Verfügung stehen. 
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Es wird daher vorgeschlagen, den kostenlosen Zutritt zur SOZDOK 
nicht nur den mit Leistungssachen befaßten Gerichten, sondern allen Gebietskör­

perschaften unter der Bedingung zuzugestehen, daß auch die von diesen Stellen 

betriebenen Rechtsdatenbanken der Sozialversicherung kostenlos zugänglich 
sind. Jedenfalls sollte die SOZDOK aber den österreichischen Gerichten kostenlos 
zugänglich sein. 

Es wird daher folgende Ergänzung des § 31 Abs.8 vorgeschlagen: 

Statt der heutigen Formulierung "den mit Leistungssachen befaßten 

Gerichten (§ 354)" sollte es lauten: 

" .... den Gerichten und anderen Stellen der Gebietskörperschaften, so­

fern die von letzteren betriebenen Rechtsdokumentationen auch der Sozialversi­
cherung kostenlos zugänglich gemacht werden, .... ". 
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Zu Art. I Z. 11 des Entwurfes 

a) Unverzügliche Übermittlung einer Abschrift der bestätigten Anmeldung von 

Ausländern durch den Krankenversicherungsträger an das zuständige Arbeits­

amt. 

b) Vorläufige Anmeldung 

(§§ 33 Abs.1 und 2) 

a)Zum geplanten § 33 Abs.1 ASVG: 

Die unverzügliche Übermittlung einer Abschrift der bestätigten Mel­
dung bei Anmeldungen von Ausländern an das zuständige Arbeitsamt stellt eine 
erhebliche administrative Belastung des Krankenversicherungsträgers dar, die in 

Anbetracht des geringen Zeitvorsprunges, der durch eine unverzügliche Mel­
dungsübermittlung bewirkt würde, nicht vertretbar scheint. 

§ 41 Abs. 2 ASVG verpflichtet die Krankenversicherungsträger, das 
nach dem Standort des Betriebes zuständige Arbeitsamt von der An- und Abmel­
dung in Kenntnis zu setzen. Um die für diesen Zweck gedachten - und ursprüng­
lich auch verwendeten - Durchschriften der Meldeformulare einzusparen, haben 
die Versicherungsträger fast ausnahmslos mit den Landesarbeitsämtern Verein­
barungen abgeschlossen, diesen Gesetzesauftrag in Form der Übergabe von Da­

tenträgern zu erfüllen (Meldungen könnten auch weiterhin nur an die Landesar­

beitsämter erfolgen, da der Krankenversicherungsträger oft nicht erkennt, weI­
ches Arbeitsamt zuständig ist). 

Beispielsweise übermittelt die Oberösterreichische Gebietskranken­
kasse bereits seit mehr als 5 Jahren den Arbeitsämtern einmal wöchentlich EDV­
Einzelausdrucke von An- bzw. Abmeldungen, die für Ausländer erstattet wurden. 

Die Arbeitsmarktverwaltung erlangt daher schon derzeit innerhalb ei­

ner kurzen Frist von von einer Anmeldung eines Ausländers Kenntnis. 

In Anbetracht des großen administrativen Mehraufwandes der Kran­

kenversicherungsträger, der in keiner vertretbaren Relation zu einem allfälligen 

Erfolg stünde, lehnt der Hauptverband den Novellierungsvorschlag nachdrück­

lich ab. 
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b) Zum geplanten § 33 Abs.3 ASVG: 

Die vorläufige Anmeldung zur Sozialversicherung stellt für die Kran­
kenversicherungsträger ebenfalls eine erheblich administrative Mehrbelastung 
dar. In den Erläuterungen wird dazu ausgeführt, daß eine wirksame Kontrolle der 
Meldevorschriften u.a. nur deswegen schwer möglich ist,weil sich viele Dienstge­
ber auf die 3-Tagefrist berufen, wenn bei ihnen unangemeldet beschäftigte 
Dienstnehmer angetroffen werden. Zur Eindämmung dieser Problematik soll die 
3-Tagefrist durch die Einführung einer vorläufigen Meldepflicht wirksam ergänzt 
werden. 

Dieses Ziel wird durch den vorliegenden Novellierungsvorschlag nicht 
erreicht werden; der Dienstgeber könnte sich bei Verwirklichung des Novellie­
rungsvorschlages darauf berufen, daß der unangemeldet beschäftigt angetroffe­

ne Dienstnehmer "erst seit heute arbeitet und die Anmeldung noch heute erfol­
gen wird". 

Der vorliegende Novellierungsvorschlag wird daher abgelehnt, weil 

das angestrebte Ziel (Verbesserung der Meldedisziplin der Dienstgeber und da­

mit Eindämmung der Schwarzarbeit) dadurch keinesfallls erreicht werden wird 

und nur ein beträchtlicher administrativer Mehraufwand (z.8. neue MeIdeformu­

lare: allfälliges Zusammenführen der vorläufigen mit der "regulären" Meldung) 

für die Krankenversicherungsträger entsteht. 

Ergänzend weist der Hauptverband auch auf folgende Problemkreise 

im Zusammenhang mit dem Novellierungsvorschlag hin: 

- Welche Funktionen hat die vorläufige Anmeldung im Leistungsrecht der 
Kran kenversicheru ng? 

- Welche Auswirkungen hat die vorläufige Anmeldung auf eine 
Formalversicherung? 

- Müssen auch Volontäre vorläufig gemeldet werden? 

- Müssen auch Personen gemeldet werden, bei denen der Dienstgeber die Dienst­
nehmereigenschaft verneint (Werkvertrag)? 
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Abschließend weist der Hauptverband darauf hin, daß er zur Bekämp­

fung der Schwarzarbeit bereits Novellierungsvorschläge zu den § §  41a und 113 

Abs.3 ASVG an das Bundesministerium für Arbeit und Soziales übermittelt hat. 

Diese Novellierungsvorschläge sind dieser Stellungnahme angeschlossen. Der 

Hauptverband ersucht dringend, diese Vorschläge in die Regierungsvorlage auf­

zunehmen. 
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Zu Art. I Z.12 des Entwurfes 

- Meldefristen 

(§ 40) 

Der Hauptverband begrüßt diesen Gesetzesvorschlag. 

Es wird allerdings ersucht, den Novellierungsvorschlag in folgenden 
Punkten abzuändern bzw. zu ergänzen: 

a) Nach der Judikatur zu § 40 ASVG gilt die zitierte Bestimmung nur für 

Leistungsempfänger, nicht aber auch für Leistungswerber. Letztere können da­
her während des Leistungsfeststellungsverfahrens Wegfalls- oder Ruhenstatbe­

stände realisieren, ohne daß sie diese melden müßten. 

Der Hauptverband hat daher mehrfach (Novellierungsanregungen des 
Hauptverbandes im Zusammenhang mit den Vorarbeiten zur 42., 46., 48. sowie 
zur 49. ASVG-Novelle; Schreiben des Hauptverbandes an das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales vom 22. Oktober 1 987, ZI. 1 5-42.01 /87 Sd/De; Schreiben 
des Hauptverbandes an das Bundesministerium für Arbeit und Soziales vom 21 . 
Dezember 1 988, ZI. 1 5-42.01 /88 Sa/En) auf die Notwendigkeit hingewiesen, die 

Meldepflicht nach § 40 ASVG auch auf das Leistungsfeststellungsverfahren zu er­

strecken. 

Es wird daher vorgeschlagen, dem § 40 einen Abs. 2 mit folgendem 
Wortlaut anzufügen: 

"Abs. 1 gilt entsprechend für Personen, die eine Leistung beantragt 
haben oder die nach § 408 zur Fortsetzung des Verfahrens berechtigt 
sind, wenn sie vom Versicherungsträger nachweislich über den Um­
fang ihrer Meldeverpflichtung belehrt wurden." 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird nachdrücklich er­

sucht, diese Anregung aufzugreifen. 

b) Eine spätere Einkommenserhöhung kann sich ebenso wie die Auf­

nahme einer Beschäftigung auf den Leistungsbezug auswirken. 
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Im Gesetz sollte daher festgelegt werden, daß eine Einkommenserhö­
hung ebenfalls innerhalb der verkürzten Frist zu melden ist. 

c) Bei Verwirklichung des Novellierungsvorschlages zu § 40 ASVG wäre 
nach § 298 ASVG - diese Bestimmung verweist auf § 40 ASVG - die Aufnahme ei­

ner Erwerbstätigkeit von einem Pensionisten, der eine Ausgleichszulage bezieht, 

innerhalb der verkürzten Frist anzuzeigen. Hingegen hätte der Ausgleichzu­
lagenempfänger für die Mitteilung jeder sonstigen Änderung in den für den Fort­
bestand der Bezugsberechtigung maßgeblichen Verhältnissen (z.B. Anfall von 
weiteren Pensionen, Bezug einer Rente, Anspruch auf Sachleistungen usw.) zwei 
Wochen Zeit. Der Hauptverband schlägt daher vor, im § 298 Abs.1 ASVG eine ge­
nerelle siebentägige "Anzeigefrist" vorzusehen (siehe den beiliegenden Novellie­
rungsvorschlag). 

d) Im Gegensatz zum geplanten § 20 GSVG bzw. zum geplanten § 1 8  

BSVG sind nach der Textierung des Novellierungsvorschlages Waisenpensionsbe­
zieher von der Meldepflicht hinsichtlich der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
(§ 40 Z.2 ASVG) ausgeschlossen. Dies ist nicht gerechtfertigt, da insbesondere 
auch bei solchen Leistungsbeziehern die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit durch­
aus relevant sein kann (Wegfall der Kindeseigenschaft, Minderung bzw. Wegfall 
der Ausgleichszulage). 

Es wird daher vorgeschlagen, § 40 Abs.1 Z.2 wie folgt zu formulieren: 

"2. auf Pensionen aus der Pensionsversicherung mit Ausnahme der An­
spüche auf Knappschaftspensionen und Knappschaftssold haben wäh­
rend des Leistungsanspruches bzw. während des Ruhens des Leistungs­
anspruches jede Erwerbstätigkeit sowie die Höhe des Erwerbseinkom­

mens und jede Änderung der Höhe des Erwerbseinkommens binnen 
sieben Tagen dem zuständigen Sozialversicherungsträger anzuzeigen. 

Einkommensänderungen, die aufgrund der alljährlichen Rentenanpas­
sung in der Kriegsopfer- und Heeresversorgung bewirkt werden, un­
terliegen nicht der Anzeigeverpflichtung. " 
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g e l t endes R echt 

§ 2 98 Abs . 1 laut e t : 

" ( 1 )  Der Pensi onsber echt i g t e , d e r  e in e  Aus­

g l e ichszu l a g e  b e z i eh t , ist v e r p f l icht e t , 

j e d e  Änderung des N e t t o e inkommens o d e r  d e r  

Umst ände , d i e  e in e  Änderung des Rich tsa t z es 

b e dingen , d e m  Trä g er der P e ns i onsversich e ­

rung gemäß § 4 0  anzu z e i g e n . 

Be gründung : 

Entwurf 4 9 .  Nov e l l e  zum ASVG 
1 9 . März 1 99 0  

Änd e rungsvQrschl a g  

§ 2 9 8  Abs . 1 so l l t e  l aut en : 

" ( 1 )  D e r  Pensi onsbe r e ch t i gt e , d e r  e in e  Ausg l e ichszu­

l a g e  b e z i e h t , ist v e r p f l icht e t , j e d e  Änderung des 

N e t t o e inkommens oder der Umst ände , d i e  e in e  Änderung 

des R ichtsa t z es b e dingen , d e m  Tr ä g e r  d e r  Pensi ons­

versicherung binnen s i e b en Ta gen �nzu z e i gen . 

§ 2 98 Abs . 1 in d e r  d e r z e i t i g e n  Fassung v e rweist b e z ü g l ich d e r  Me l d e fr is t e n  auf § 4 0 . Di e durch 

Ar t . !  Z . 1 2 g e pl ant e Nove l l i erung des § 40 würd e  i m  Ausgl e ichszu l a genr echt j e  nach Sachverha l t  unt er ­

sch i e d l iche M e l d e fr ist e n  e r g e b e n . S o  wäre zum Be isp i e l  d i e  Me l d e fr ist b e i  Aufnahme e iner Erwerbs­

t ä t i gk e i t  ( Ne t t o e inkomm e n ) s i e b e n  Ta g e  und b e i  Üb e rsi e d lung ins Ausl and o d e r  Tod des Ehe partners 

zwe i Wochen . 

( 

/ 
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Zu Art. I Z. 15 des Entwurfes 

- Abfuhr der bei den Krankenversicherungsträgern eingezahlten Beiträge 

(§ 63 Abs. 1) 

Die Kassen haben die internen Liquiditätserfordernisse nach den bis­
herigen Abfuhrterminen ausgerichtet und auch die übrigen Zahlungsverpflich­
tungen daran angepaßt. 

Die Verwirklichung des Novellierungsvorschlages würde bedeuten, 
daß die Kassen mehr kurzfristige Mittel als bisher zur freien Verfügung halten 
müßten, wodurch sich unter anderem auch ein Zinsverlust ergeben würde. 

In Anbetracht der ungünstigen finanziellen Situation der gesetzlichen 
Krankenversicherung spricht sich der Hauptverband daher gegen die geplante 
Verschiebung der gesetzlichen Anzahlungstermine aus. 

Die Wiener Gebietskrankenkasse hat die Auswirkungen der geplanten 
Änderungen wie folgt zusammengefaßt: 

U a) Abfuhrtermin 15. (statt bisher 20.) des 
jeweiligen Kalendermonats: 

Auf Grund der Bestimmungen des § 59 ASVG (Beiträge zahlbar 

innerhalb von elf Tagen nach Fälligkeit), ist das Gros der 

Beitragseingänge mit Valuta 11. bis 12. (unter Umständen auch 13.) 

zu verzeichnen, die Abflhr erfolgt somit (derzeit) zum 20. 

des betreffenden Kalendermonats. Eine Abfuhr bereits zum 15. 

würde daher den Verlust von 5 Zinstagen pro Monat bedeuten. 

Im vergangenen Jahr leistete die Wiener Gebietskrankenkasse 

zum 20. jeden Monats insgesamt Abschlagszahlungen im Ausmaß 

von rund 29,2 Milliarden Schilling. Der Verlust von 5 Zins-

tagen pro Monat würde einen jährlichen Zinsenentgang von mehr 

als 10 Millionen Schilling zur Folge haben. Jene Beiträge aber, 

die zwischen dem 15. und 19. des Kalendermonats eingehen und 

nach der neuen Regelung erst zum Letzten des Monats abzuführen 

wären, sind im Verhältnis zu gering, als daß sie ein Äquivalent 

für die frühere Abfuhr des Gros der Beiträge bieten könnten. 

Die Vorverlegung des Abfuhrtermins "20." für Anzahlungen auf 

den 15.des Monats hätte aber - vom Zinsenverlust abgesehen -

noch eine weitere negative Auswirkung: 
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Die Auf teilung der Abschlagszahlungen auf die beteiligten 

Versicherungsträger und sonstigen Stellen erfolgt nach einem 

vorläufigen Schlüssel; erst zum Zeitpunkt der Restabfuhr 

sind die endgültigen Anteile bekannt. Dies führt zwangsläufig 

dazu, daß sich bei einzelnen Stellen fallweise auch überzahlungen 

ergeben können; schon relativ geringfügige Abweichungen des 

Aufteilungsverhältnisses (meist verursacht durch fällig ge­

wordene Sonderbeiträge) können zu beträchtlichen Differenzen 

führen, so daß sich Überzahlungen im Ausmaß von mehr als 

dreißig Millionen Schilling ergeben können. 

Auf Grund der derzeitigen Rechtslage sind solche überzahlungen 

insofern unproblematisch, als sie mit der zum gleichen Tag 

fälligen Abschlagszahlung ("2.Dekade") sofort - in Form eines 

Zahlungsabzuges - kompensiert werden können. Nach der nunmehr 

vorgesehenen Neuregelung würde sich aber für die Krankenver­

sicherungsträger die Situation ergeben, daß sie wohl die Rest­

zahlungen zum 20.überweisen müßten, jedoch keinerlei Möglich­

keit mehr hätten, erfolgte überzahlungen sofort zu kompensieren; 

diese Möglichkeit bestünde frühestens zum Letzten des Monats, 

unter Umständen erst zum nächsten 10. Dies würde aber nichts 

anderes bedeuten, als daß die betroffenen Krankenversicherungs­

träger mit unter Umständen bedeutenden Beträgen mangels Kompen­

sationsmöglichkeit ca. 10 bis 20 Tage in Vorlage treten müßten. 

Besonders in Zeiten einer angespannten Liquiditätslage - welche 

jetzt schon den Regelfall darstellen - würde dies, abgesehen 

von den entgangenen Zinsen, zu ernsthaften Engpässen führen. 

b) Abfuhrtermin "10. des Folgemonats": 

Bisher gab der Umstand, daß jene Beitragseingänge, die von 

der zum Letzten zu leistensen Anzahlung nicht mehr erfaßt 

werden können, erst rund drei Wochen später, anläßlich der 

Restabfuhr, abgeführt werden, der Aufsichtsbehörde immer wieder 
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Anlaß zur Unzufriedenheit mit der bestehenden Gesetzeslage; 

die Vorgangsweise der Kassen ist jedoch gesetzeskonform. 

Die Uberweisung der sog. "3.Dekade" (Anzahlung zum Letzten 

des Monats) muß spätestens am letzten Arbeitstag vor dem 

Ultimo durchgeführt werden, zu einem Zeitpunkt, an dem aber 

erst die Bankauszüge des vorletzten Arbeitstages vorliegen. Die 

Singänge, die danach noch (bis inkl.Ultimo) zu verzeichnen 

sind, kannen daher von der Anzahlung nicht mehr erfaßt, sondern 

erst anläßlich der " Restabfuhr" überwiesen werden. 

Wenn nun der Anzahlungstermin "10.des Folgemonats" nur für 

die Abfuhr dieser Restbeiträge vorgesehen ist, müßte dies im 

Gesetz noch entsprechend präzisiert werden; die vorgesehene 

Formulierung " ... �owie bis zum 10.des Folgernonats Anzahlungen 

in dem Ausmaß zu leisten, das dem Eingang an Beiträgen ... an­

nähernd entspricht" läßt nämlich den Schluß zu, daß zu diesem 

Termin auch die Eingänge vom 1. - 9. abzuführen seien. Dies 

würde aber bedeuten, daß Beitragseingänge aus verschiedenen 

Monaten vermengt werden,
. 

was im Widerspruch zu den monatlich 

zu erstellenden Beitragsabrechnungen gemäß Vordruck 'IM" stehen 

würde. Die Abgrenzung der Beitragseingänge nach den Beitrags­

bzw. Berichtsmonaten wäre damit in Frage gestellt. 

Zur Vermeidung von Unklarheiten wäre daher folgende Fassung 

denkbar: 

"Auf die abzuführenden Beiträge haben die Träger der Kranken­

veisicherung bis zum 20. und Letzten des jeweiligen Kalender­

monats sowie bis zum 10. des Folgernonats Anzahlungen in dem Aus­

maß zu leisten, das dem Eingang an Beiträgen zur Unfall-

und Pensionsversicherung im Kalendermonat annähernd entspricht." 

Damit wäre klargestellt, daß die "erste Dekade" im bisherigen 

Sinne künftig entfiele und die entsprechenden Beträge statt 

zum 10. des Monats erst zehn Tage später zu überweisen wären. 

(1989 wurden jeweils zum 10. insgesamt mehr als 5,7 Milliarden 

Schilling abgeführt.) 

Uberlegenswert wäre dann allerdings auch eine Variante, die 
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Abfuhrtermine "Letzter" und "10. des Folgemonats" zusammenzu­

ziehen und auf den 3. des Folgernonats zu verlegen. Es wären 

zwar die zum Monatsende auszuweisenden Treuhandschulden ent­

sprechend höher, die beteiligten Versicherungsträger könnten 

aber bereits am 3. über die Anzahlungen auf die Gesamtbeitrags­

eingänge des Kalendermonats verfügen. 

Sollte eine Vorverlegung des Abfuhrtermins vom 20. auf den 15. 

nicht zu verhindern sein, müßten die Krankenversicherungsträger 

darauf drängen, daß sie die Beiträge zur Krankenversicherung 

der Pensionisten in Hinkunft nicht wie bisher erst zum 22. er­

halten, sondern gleichfalls um 5 Tage früher. 

§ 73 Abs. 4 ASVG besagt, daß die Beiträge von den Pensionsver­

sicherungsträgern vorschußweise in monatlichen Raten dem Haupt­

verband zu überweisen sind, welcher die einlangenden Zahlungen 

auf die zuständigen Träger der Krankenversicherung aufteilt. 

Ein genauer Termin für die überweisungen ist nicht festgelegt; 

die gegenwärtige Praxis wird aber damit begründet, daß die 

Pensionsversicherungsträger erst dann über die notwendigen Mittel 

zu der ihnen obliegenden Beitragszahlung verfügen, wenn sie 

die von den Krankenversicherungsträgern derzeit zum 20. zu 

leistenden Abschlagszahlungen erhalten haben. 
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Zu Art. I Z.16 des Entwurfes 

;. Verjährung von Beitragsforderungen 

(§ 68 Abs.1) 

Der Hauptverband begrüßt den Novellierungsvorschlag. 

Allerdings müßte dieser insofern ergänzt werden, daß die Verjährung 
auch gehemmt ist, solange ein Verfahren vor den Gerichtshöfen des öffentlichen 

Rechtes anhängig ist. 

Ergänzend stellt der Hauptverband folgendes zur Diskussion: 

Entgeltansprüche von Dienstnehmern werden nach Ende des Beschäf­
tigungsverhältnisses oft in einem jahrelang dauernden arbeitsrechtlichen Verfah­
ren festgestellt. In solchen Fällen sind oft große Teile der Beitragsforderungen 
des Krankenversicherungsträgers verjährt. Im § 68 Abs.1 ASVG sollte daher vorge­
sehen werden, daß die Verjährung auch während der Dauer eines arbeitsgericht­
lichen Verfahrens, in dem über Entgeltansprüche entschieden wird, hinsichtlich 

der Beitragsforderungen die auf diesen Entgeltansprüchen beruhen, gehemmt 
ist. 
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Zu Art. I Z.23 und Art.V Z.15 Iit.b und Z.17 

• Verfall von Leistungsansprüchen 

(§§ 102, 479 Abs.2 Z.1 und 522 Abs.3 Z.1 lit.b) 

Der Hauptverband begrüßt diesen Novellierungsvorschlag. 

Im Abs.1 und 2 des § 1 02 müßte die Wortfolge " Anspruches auf Ko­
stenerstattung oder auf einen Kostenzuschuß" durch " Anspruches auf Kostener­
stattung (Kostenersatz) oder auf einen Kostenzuschuß" ersetzen werden, da im 

ASVG in einigen Bestimmungen (z.B. § 1 31 Abs.1 - Anspruch auf Ersatz der Ko­
sten; Überschrift zu §§ 1 50 und 150a) der Ausdruck " Kostenersatz" verwendet 
wird. 

Der Hauptverband regt ergänzend an, in den erläuternden Bemerkun­
gen folgende Punkte klarzustellen: 

a) Bei laufenden Geldleistungen (z.B. Krankengeld) gilt als Entstehen 
des Leistungsanspruches und somit als Beginn der Verfallsfrist der 
Eintritt des Versicherungsfalles. 

Wird somit die Leistung nicht binnen zwei Jahren ab Eintritt des 
Versicherungsfalles beantragt, gelten sämtliche Zahlungen als ver­
fallen und nicht nur jene, die für länger als zwei Jahre zurücklie­
gende Zeit gebühren; dies bedeutet, daß z.B. ein Krankengeldan­
spruch nur zur Gänze verfallen kann und nicht auch Teilzahlungen. 

b) Bei Serienbehandlungen (z.B. kieferorthopädische Leistungen), 
welche sich über einen längeren Zeitraum erstrecken, soll als " Inan­
spruchnahme der Leistung" die letzte Behandlungsmaßnahme gei­
ten. 
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Zu Art. I Z. 24 des Entwurfes 

- Anpassung der Höchstbeträge für die Integritätsabgeltung 

(§ 1 08g Abs.6) 

Gemäß § 21 3a Abs.2 ASVG darf die Integritätsabgeltung das Doppelte 
des bei Eintritt des Versicherungsfalles nach § 1 78 Abs. 2 ASVG jeweils geltenden 
Betrages nicht übersteigen. Bei den im § 1 78 Abs. 2 ASVG genannten Betrag han­
delt es sich um das 360-fache der täglichen Höchstbeitragsgrundlage (zuzüglich 
nach § 1 79 ASVG zu berücksichtigender Sonderzahlungen). Die Höhe der Integri­

tätsabgeltung orientiert sich somit an der Höchstbeitragsgrundlage. 

Die nunmehr vorgesehene Dynamisierung der Integritätsabgeltung 

mit dem Anpassungsfaktor ist systemwidrig ist, da es sich bei der Integritätsabe­

geltung um eine einmalige Leistung handelt, die ohne Rücksicht auf eine Bemes­

sungsgrundlage festgestellt wird. 

Für die geplante Anpassung einer Integritätsabgeltung sollte daher 
die Aufwertungszahl (allenfalls Multiplikation mehrerer Aufwertungszahlen) 
herangezogen werden, da sich auch die Erhöhung der Höchstbeitragsgrundlage 
nach der Aufwertungszahl richtet. 
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Zu Art. 11 Z.3 lit.a und b und Art. VI Abs.1 des Entwurfes 

- Ausschluß von der Angehörigeneigenschatt tür Dienstgeber 

(§§123 Abs.1 Z.2 und Z.3) 

Der Hauptverband begrüßt ausdrücklich diesen Novellierungsvor­
schlag. Dieser sollte aber ergänzt werden: 

Die Intention dieses Novellierungsvorschlages ist, Personen, die ge­
setzlich nicht krankenversichert sind und ihren eigenen Ehepartner als Dienstneh­
mer anstellen (z. B. als Sekretärin), von der beitragsfreien Mitversicherung in der 

Krankenversicherung auszuschließen, da eine solche Mitversicherung sozialpoli­
tisch nicht gerechtfertigt wäre. 

Als Beispiel für diesen Personenkreis werden GmbH-Geschäftsführer 
angeführt. 

Dienstgeber des Ehegatten eines GmbH-Geschäftsführers ist aber oft 
nicht dieser, sondern die Gesellschaft. 

§ 1 23 Abs.1 Z. 3 sollte daher wie folgt lauten: 

"wenn sie nicht gleichzeitig Dienstgeber des Versicherten oder alleiniger Gesell­
schafter einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung sind, bei welcher der Versi­

cherte beschäftigt ist". 
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Einwand. 

Zu Art. 111 Z.3 des Entwurfes 

Verlautbarung der Richtlinien über die Integritätsabgeltung 

(§ 213a Abs.3 ASVG) 

Der Hauptverband erhebt gegen den Novellierungsvorschlag keinen 

Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt hat allerdings zur derzeiti­
gen Formulierung des § 21 3a ASVG folgende schwerwiegende Bedenken vorge­
bracht: 

" Bedenken gegen die derzeitige Formulierung des § 21 3a ergeben sich 
dadurch, daß man bei streng grammatikalischer Betrachtung zu dem Schluß kom­

men kann, daß bei grob fahrlässiger Außerachtlassung von Arbeitnehmerschutz­
vorschriften etwa durch Dritte (Fremdfirma) oder sogar den Geschädigten selbst 
ein Leistungsanspruch entsteht. Dies ergibt sich daraus, daß der Abs.1 keine Aus­

sage darüber enthält, wer in qualifizierter Weise gegen Arbeitnehmerschutzvor­
schriften verstoßen muß, um die Rechtsfolge der Integritätsabgeltung auszulö­
sen. 

Sind im Bereich einer Arbeitsstelle Arbeitnehmer verschiedener Ar­
beitgeber tätig, hat gemäß § 1 8  Abs.2 ASchG jeder Arbeitgeber Maßnahmen ge­
gen die aus einer Risikosphäre entspringenden Unfallgefahren zu treffen. 

Sichert z. B. einer der Arbeitgeber einen Schacht nicht ab und kommt 
dadurch ein Arbeitnehmer einer Fremdfirma zu Schaden, so hat der Geschädigte 
den vollen zivilrechtlichen Schadenersatzanspruch. Bei Anwendung der oben er­

wähnten Interpretationsmethode hätte dieser im Falle eines grob fahrlässigen 
Verhaltens des Schädigers auch einen Anspruch auf Integritätsabgeltung, sodaß 
es jedenfalls hinsichtlich seines Schmerzengeldanspruches zu einer Doppelliqui­
dation kommen würde. 

In den noch zu erlassenden Richtlinien ist - vorbehaltlich der Genehmi­
gung - beabsichtigt, solche Fälle vom Anspruch auf Integritätsabgeltung auszu­
nehmen. 
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Weiters gibt es eine Reihe von denkbaren Tatbeständen, wo eine Schä­
digung zwar grob fahrlässig durch den Dienstgeber oder Arbeitsaufseher verur­
sacht wurde, jedoch entweder Arbeitnehmerschutzvorschriften nicht existieren 
oder ein Betrieb von solchen ausgenommen ist {insbesondere Unfälle im Schulbe­
reich).Nach geltender Rechtslage kommt in diesen Fällen eine Integritätsabgel­
tung nicht in Betracht. 

Die Anstalt erlaubt sich somit anzuregen, § 21 3a mit § 333 in der Weise 

zu verknüpfen, daß ein Anspruch auf Integritätsabgeltung lediglich dann ge­
bührt, wenn der Versicherungsfall durch den Dienstgeber, dessen gesetzlichen 
oder bevollmächtigten Vertreter oder dessen Aufseher im Betrieb grob fahrlässig 
verursacht wurde. 

Gemäß § 21 3a Abs.3 ist in den Richtlinien auch auf das wirtschaftliche 
Bedürfnis der Versicherten Bedacht zu nehmen. Da die Integritätsabgeltung dem 
zivilrechtlichen Schmerzengeld sehr ähnlich ist, es bei diesem jedoch auf wirt­
schaftliche Bedürfnisse nicht ankommt, darf daher angeregt werden, dieses Kri­
terium zu streichen. Überdies führt jede Abstufung nach Einkommensverhältnis­
sen u. dgl. zwangsläufig zu Unbilligkeiten im Einzelfall und kann - handelt es sich 
doch um einen klagbaren Leistungsanspruch - zu langwierigen und aufwendigen 

Erhebungen mit mitunter ebenso langwierigen Leistungsstreitverfahren führen, 
was den Interessen der Versicherten auf rasche Leistungserbringung ,zuwiderlau­
fen würde." 

Der Hauptverband ersucht, daß die Anregungen der Allgemeinen Un­

fallversicherungsanstalt berücksichtigt werden. 
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Zu Art.IV Z.1 lit.b (§ 2 2 7  Abs.1 Z.5) 

§ 16 Abs.1 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes umfaßt elf 

Ruhensgründe. 

Der Ausdruck 11 ausschließlich gemäß § 16 Abs.1 des Arbeits-

losenversicherungsgesetzes • • •  " beruht offensichtlich auf einem 

Irrtum und sollte " • • •  ausschließlich gemäß § 16 Abs.l lit.l • • •  " 

lauten. 

Es dürfte nicht beabsichtigt sein, auch Zeiten, während der 

die Geldleistung aus der Arbeitslosenversicherung wegen Haft oder 

Auslandsaufenthalt ruht, als Ersatzzeiten zu berücksichtigen. 

\ 

\ 
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Zu Art . IV Z . J  (§ 2 J 8 a ) 

Nach der Ta�tierung des 1. Satzes käme die Neuregelung nur zur 
Anwendung, wenn vor dem 45.(50.) Lebensjahr nie ein Wechsel des 
Dienstverhältnisses stattgefunden hat, was aber offensichtlich 
nicht beabsichtigt ist. 

Es ·i�t nicht einleuchtend, daß die Neuregelung nur bei einem Aus­
scheiden und der erstmaligen Aufnahme eines Dienstverhältnisses 
Platz greifen soll und nicht auch bei einem Absinken des Ver-

.. di�nstes aus· innerbetrieblichen Gründen (Kurzzei tarbei t) • 

. � 

Oie Regelung läßt für ZUfälligkeiten und Spekulationen zuviel 
Raum, z.B-•. : 

,1. ). Besch.äftigung im Betrieb des Ehepartners . 

2.)' ·Xurzfristiges Dienstverhältnis vor 50.Lebensjahr mit hohem 
. _  Gehalt (Saisonarbeiten) und Beendigung nach dem 50.Lebens­

jahr •. 

� . ) 
-

D�r' Schütz würde 
-
a�-ch · 

b�i. '
freiwilligem Ausscheiden und Auf­

nahme einer geringer entlohnten Beschäftigung aus persön­
lichen Gründen (Teilzeitarbeit) wirken. 

4.) Oie Neuregelung Würde auch gelten, wenn das Ausscheiden im 

Zusammenhang mit der Inanspruchnahme einer BU-Pension er­
��lgt und eine'Nebenbeschäftigung (mindestens 36 Monate) 
aufgenommen wird. Oie Bemessungsqrundlage nach S 238a kannte 
höher sein als die nach S 240 (verkürzte Beme�sungszeit) • 

5. )'. N.ach . der Textiel:UIlg' des 2.' Absatzes: - - • • • • • •  des Jahres, das 
_ _ auf das Jahr des AusscheidenS •.• • • • • •  folgt-,. wäre die Neu­

rege�un.g nur dann anwendbar,· wenn - das neue Dienstverhältnis 
innerh�lb eines Ja.hres nach dem Ausscheiden aufgenommen wi�d. 
Nach den Erläuterungen zum Entwurf ist dies jedoch nicht be­
absichtigt. 
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6.) Die Ausdrücke im 2. Absatz Nmonatlichen BeitragsgrundlagenN 

und nJahresN sind unpräzise. Es wird folgende Formulierung 

vorgeschlagen: 

238a (2) • • • • • • •  wenn die durchschnittliche monatliche 

Beitragsgrundlage (§ 242 Abs.2) des"Beitragsjahres 

(§ 242 Abs.6) das auf das Jahr des Ausscheidens • • • •  

kleiner ist als die durchschnittliche monatliche Beitrags­

grundlage des Beitragsjahres • • • • • • •  

7.) § 240 Abs.l müßte um die Bemessungsgrundlage nach § 238a er­

gänzt werden. 

8.) § 239 müßte ergänzt werden. n • • • •  anstelle • • • • •  S 238 � 
§ 238a • • • • •  

9.) S 242 Abs.l müßte ebenfalls um § 238a ergänzt werden. 
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Zu Art. V Z.12 des Entwurles 

- Trennung der Erlolgsrechnungen und 

statistischen Nachweisungen nach Versichertengruppen 

(§ 444 Abs.4) 

Der Hauptverband begrüßt nachdrücklich, daß seinem seit langem 
ventilierten Wunsch auf Streichung des § 444 Abs.4 ASVG Rechnung getragen 
werden soll. 

Die nach § 444 Abs.4 ASVG vorgesehenen Erhebungen führen zu kei­
nen weitergehenden Informationen und ist nur mit einem unnötigen Verwal­
tungsaufwand verbunden 

§ 444 Abs.4 ASVG sollte allerdings rückwirkend mit 1 .  Jänner 1 990 auf­
gehoben werden. 
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Zu Art. V Z. 14 des Entwurfes 

Datenübermittlung durch die Sozialversicherungsträger 

an die Krankenanstalten 

(§ 460c) 

Durch die vorgeschlagene Änderung sollen die Sozialversicherungsträ­
ger datenschutzrechtlich zur Übermittlung der für die Einhebung des Kostenbei­
trages gemäß § 27a Bundes-KAG notwendigen Daten an die Träger der Kranken­
anstalten ermächtigt werden. 

Auskünfte können jedenfalls nur aus den beim Versicherungsträger 

vorhandenen Datenbeständen gegeben werden. Eine Verarbeitung von für Sozi­

alversicherungszwecke nicht relevanter Daten durch einen Sozialversicherungs­

träger würde § 6 DSG widersprechen. Dies sollte in den erläuternden Bemerkun­

gen ausdrücklich erwähnt werden. 

Zu dem Novellierungsvorschlag wird auch angemerkt, daß durch die 
zweifellos mit großem administrativen Aufwand verbundenen und eine große 
Anzahl von Personen betreffenden Übermittlungen den Krankenversicherungs­
trägern ein nicht unerheblicher finanzieller Aufwand entsteht. Der Hauptver­

band hält es daher für unumgänglich, im Gesetz eine finanzielle Abgeltung der 

Mitwirkungspflicht der Sozialversicherungsträger an der Vollziehung der 

Landes-Krankenanstaltengeset:ze vorzusehen. 

Ergänzend wird folgendes angeregt: 

Die Rechtsträger der Krankenanstalten haben die Diagnosen der in 
stationärer Behandlung befindlichen Pfleglinge ab 1 .  Jänner 1 989 nach der von 
der Weltgesundheitsorganisation veröffentlichten internationalen Klassifikation 
der Krankheiten (lCD), 9. Revision, in der Fassung der Vereinigung Schweizer 
Krankenhäuser (VESKA) zu erfassen. Die entsprechende Rechtsgrundlage findet 
sich im § 62d Bundes-Krankenanstaltengesetz. 

Im Hinblick darauf, daß gemäß § 66 Abs.4 der Weisungen für die Er­
stellung der statistischen Nachweisungen für den Bereich der Krankenversiche­
rung auch die Krankenversicherungsträger dieses Diagnoseerfassungssystem an­
zuwenden haben, erscheint es sinnvoll, daß die Rechtsträgern der Krankenanstal­
ten anläßlich der Abrechnung der Pflegetage die anzugebenden Diagnosen auch 
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entsprechend dem ICD 9-Code den Sozialversicherungsträgern übermitteln, um 
eine verwaltungstechnisch und statistisch einfache Vorgangsweise zu erreichen. 

Der Hauptverband schlägt daher vor, im § 460c ASVG vorzusehen, daß 

die Träger der Krankenanstalten bei der Abrechnung der stationären Fälle mit 
den Sozialversicherungsträgern den ICD 9-Code in der VESKA-Version anzuwen­
den haben. Dies müßte in Form einer Grundsatzbestimmung beschlossen wer­
den. 

Hiedurch würde eine wesentliche Verwaltungsvereinfachung bewirkt 
werden. 
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Zu Art. V Z. 16 
- Umrechnung von ausländischen Einkünften 

(§ S06d) 

Der Hauptverband hat dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
im Jahre 1 988 den beiliegenden Novellierungsvorschlag zu § SOGd ASVG übermit­
telt. 

Der nunmehr vorliegende Entwurf weicht in folgenden wesentlichen 

Punkten vom Vorschlag des Hauptverbandes ab: 

1 .  Während aufgrund der bisherigen Praxis jährlich im Herbst vom 
Hauptverband mit Wirksamkeit ab 1 .  Jänner des Folgejahres ein 
Fixkurs ermittelt wurde, der eine generelle Basis für die Beobach­
tung der Kursänderungen war, ist eine derartige Festlegung im 
Entwurf nicht enthalten, wodurch eine entsprechende Ausgangs­
basis für die Kursbeobachtung nicht gegeben ist. 

2. Im Gegensatz zum Vorschlag des Hauptverbandes enthält der Entwurf 
keine Vorschrift darüber, ab welchem Zeitpunkt bei einer Kursänderung 
um mehr als 1 0  v. H. gegenüber der letzten Feststellung der Kurs neu fest­
zusetzen ist. 

3. Die im Vorschlag des Hauptverbandes enthaltene Regelung, wonach für 
Währungen, die nicht an der Wiener Börse notieren, der Kurs des US­

Dollar (Devise New York) maßgebend ist, wurde nicht aufgenommen. 
Für die Umrechnung von Währungen, die nicht an der Wien er Börse no­
tieren, ist somit keine gesetzliche Basis vorhanden. 

4. Während im Vorschlag des Hauptverbandes vorgesehen ist, daß 
§ SOGd ASVG den § SOGe ASVG unberührt läßt, fehlt im Entwurf 
eine entsprechende Einschränkung. 

Der Hauptverband begrüßt grundsätzlich die gegenständliche Rege­
lung. Die oben angeführten Punkte müßten aber - in welcher Form auch immer ­

berücksichtigt werden. 
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G e l t end e s  Recht 

(Neue Bestimmung)  

46 . Nov e l l e  zum ASVG 

Ent wur f : 

Änderun g s vor schl a g  

§ 506 d ASVG ist einzufügen : 

Umrechnung von ausländischen EinkÜnften 
§ 506 d. (1) Der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales hat - unbeschadet Abs . 2  - mit 
Wirksamkeit ab 1. Jänner jedes Jahres 
die zur Umrechnung von ausländischen 
Einkünften in Schilling in Betracht 
kommenden Kurse nach Maßgabe des 
Abs . 3  durch Verordnung festzusetzen . 
§ 506 c' ASVG bleibt hievon unberührt . 

( 2 )  Bei Änderung eines Kurses um 

mehr als 10 % gegenüber der letzen 
Feststellung ist dieser Kurs mit 
Wirksamkeit ab dem Monatsersten des 
auf die Verlautbarung zweitfolgenden 
Monats durch Verordnung neu festzu­
setzen. 

( 3 )  Der Verordnung sind die an der 
Wiener Devisenbörse notierten Kurse 
nach Maßgabe des Abs . 4  zugrunde zu­
legen . Bei Währungen , die nicht an der 
Wiener Divisenbörse notieren, ist für 
die Kursfestsetzung der Kurs des 
US-Dollar (Devise New York) maßgebend. 

(4) Bei Erlassung der Verordnung ist 
auf die Entwicklung der Devisengeld­
kurse Bedacht zu nehmen . 
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Zu Art. V Z.18 Iit. b) und c) 

Erweiterung der Berufskrankheitenliste 

Die gewählten Formulierungen lassen jede Berufsbezogenheit der 
Hauterkrankung bzw. der Erkrankung an allergischem Asthma bronchiale vermis­
sen. 

Um Fehlinterpretationen hintanzuhalten, werden folgende Textierun­
gen vorgeschlagen: 

" 1 9. Hauterkrankungen, wenn und solange sie zur Aufgabe schädigender berufli­
cher Tätigkeiten zwingen" bzw 

" 30. Erkrankungen an allergischem Asthma bronchiale, wenn und solange sie zur 
Aufgabe schädigender beruflicher Tätigkeiten zwingen". 
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Zu Ar t . V I Ab s . 2 :  

D i e  Formu l i er ung s c he in t  unpräzi s e  zu s e in . E s  müß t e  h e i ß e n : 

Be i tr äge zur W e i t er v e r s i c h er ung gern . . . . . . . für P e r s onen , 

d i e  währ end d e r  Z e i t  d e r  We i t e r v e r s i c h e r ung • • • • •  s ind unwi r k­

s a m . Für d i e s e  Z e i t  zu Ungebühr e nt r i c h t e t e  B e i t r äge • • • • • • •  

D i e  in d i e s er B e s t immung e n t h a l t e n e  V e r j ä hrungs f r i s t  s c he in t  

zu kurz zu s e in . E i n e  e r s t ma l ige V e r j ä hrung ( für B e i tr äge a b  

J ä nn e r  1988) würd e  b e r e i t s  im J änne r  1991 e in tr e t en . \ 

D e r  Hauptverband s ch l ägt d a h e r  vor , a ns t e l l e  d e r  vorge­

s eh e n e n  dr e i j ähr igen e in e  fünf j ähr ige Ver j ährungs f r i s t  vorzu -

s eh e n . 
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Zu Art . V I  Abs . 6  und 7 ( §  17 Abs . 5  lit . a  G S PVG o d er 

§ 25  Abs . 5  Z . 1 G SVG 

Der vorli e g e nd e  Entwurf entspricht im Grun d s atz ein e m  vom 

Hauptverba n d  im Zus ammenwirke n  mit den P ensions versicherung sträg ern 

aus ge arbeiteten Vorschla g .  

Wir schla gen f olgende Te xtierung vor : 

Artikel • • • •  

Übergan g s b e s timmungen 

"6) Für Personen, die Beiträg e  zur Pflichtversicherung in der 

Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen So zialversiche� 

rungs ge s etz b z w . nach d e m  Gewerblichen Selb ständigen- P e n­

sionsversicherun g s g e s et z  a ufgrund ein e r  Beitr a g s grundlage 

g e mäß § 25 Ab s . 5  Z . l in der bis zum 31 . 12 . 1986 g elte nden 

Fa s s ung b z w . g e mäß § 17 Abs . 5  lit . a  G S PVG entrichtet hab e n , 

kann die Beitra g s grundlag e  für j en e  Monat e , für die Beiträ g e  

nach einer s olchen Beitrag s grundl a g e  entrichtet wurden, auf 

Antra g bis a u f  die nach den damali g e n  Vorschrifte n  j ewe il s  

g eltende Höchstbeitra g s grundl a g e  erhöht werd e n . Die Erhöhung 

ist in den ange führten Fällen nur �oweit z uläs s i g , als der 

Versicherte für die b etre ffenden Zeiträume e in der b e an­

tra gten höheren Beitr a g s grundl a g e  entsprechend e s  Einkomme n  

nachweist; hie b ei sind die für die B e me s s ung der Einkomm e n­

steuer herang ezog enen Einkünfte d e s  P flichtversichert e n  a u s  

einer die Pflichtversicherung nach d e m  G e werblichen Sozial­

versicherungs ge s etz bzw. dem G e werblichen S elb ständig en­

P ensionsversicherun g s g e s et z  b e gründenden E�werb stätigkeit 

zuzüglich von Hinzurechnung s b eträgen g emäß § 25 Abs . 1  bzw . 

Ab s. 2 d e s  G e w erbliche n  Sozialversicherun g s g e s e tz e s  b z w . 

g e mäß § 17 Ab s . 1  de s Gewerbliche n  Selb ständig en-Pensionsv er­

sicherun g s ges etz e s  in der j eweili g e n  F a s s un g  m a ß g e b e nd .  
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7) D ie E rhöh ung d er B eit ra gs grund la ge is t n ur fü r d ie G es am t z a h l 

d er nac h  Ab s . 6  in B et ra c h t  komm end en Z eit en z uläs s ig. 

8 )  A nt rä ge kö nnen nur b is lä ngs t en s  3 1. D ez em ber 1 9 9 1  b ei 

s o ns t igem A us s c h luß ges t ellt w erd en. 

9 )  D ie s ic h  a uf grund d er N euf es t s t ellung d er B eit ra gs grund la ge 

ergeb end en B eit rä ge gelt en a ls w irks am ent ric h t et ,  w enn s ie 

innerha lb vo n d rei Mo na t en ab B ew illigung d es A nt ra ges 

b ez a h lt w erd en. 

10 ) D ie z u  ent ric h t end en B eit rä ge s ind m it d em j ew eiligen Fak t o r 

(§ 47 GSVG ) a uf z uw ert en, d er im Ka lend erj a h r d er A nt ra gs t ellung 

f ür d a s  Ka lend erj ah r  f es t ges et z t  is t ,  fü r da s d ie B eit rä ge 

gelt en. 

1 1 ) D ie s ic h  nac h  Ab s . 6  b is 1 0  ergeb end e B eit ra gs grund la ge is t 

in A nw end ung d er B es t imm ungen d ies es B und es ges et z es d er 

B eit ra gs grund la ge gemä ß § 2 5  gleic h z uh a lt en. 

1 2 ) D ie B es t imm ungen d er Ab s . 6  b is 1 0  s ind a uf A nt ra g  a uc h  

a uf b es c h eidmä ßig z uerkan nt e  Leis t ungs a ns prüc h e a nz uw end en, 

d ie a m  3 0. J uni 1 9 90 b ereit s b es t a nd en hab en. E ine s ic h  

da ra us ergeb end e E rh ö h ung d er Leis t ungs a ns prüc h e  gebüh rt a b  

1 .  J uli 1 9 90 , w enn d er A nt ra g  b is 3 1. D ez em 6er 1 99 0  '� 

ges t ellt w ird " . 
", 
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Zu Art. VII des Entwurfes - Schlußbestimmungen 

- Außerordentliche Erhöhung der Unfallrenten 

Die Textierung des Abs.1 der Schlußbestimmungen läßt den Schluß zu, 
daß Renten, die nach festen Beträgen bemessen sind, nicht der außerordentli­

chen Erhöhung ab 1. Juli 1990 unterliegen. 

Hingegen geht aus der Formulierung des Abs.3 der Schlußbestimmun­
gen hervor, daß auch für diese Renten eine außerordentliche Sonderzahlung für 
die Monate Jänner bis Juni 1 990 gebühren kann. 

Aus systematischen Gründen kann aber nur zu einer solchen Rente ei­
ne außerordentliche Sonderzahlung gebühren, die auch ab 1 . Juli 1 990 erhöht 
wird. 

Die Schlußbestimmungen wären daher so zu formulieren, daß eindeu­

tig klargestellt wird, ob eine Rente, die nach festen Beträgen bemessen wird, bei 
Zutreffen der sonstigen Voraussetzungen ab 1 .  Juli 1 990 außerordentlich erhöht 

wird und ob somit zu dieser Rente auch eine außerordentliche Sonderzahlung ge­
bührt. 
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Zu Ar t . V I I  Ab s . J  

Für Hin t e r b l i eb e n e  na c h  Pens i o ni s t en m i t  Pens i on s beginn 

1.7.1990 ( To d  im Juni 1990) wür d e  k e i n e  B e r e c hnungsba s i s  b e s t e h e n , 

d a  i m  Juni k e i n e  Hin t e r b l i e be n e n p ens i on b ezogen wurd e . 

D e r  Hauptver band s c h l ägt d e s h a l b  vor, d i e  a u ß e r o r d e n t l i c h e  

S o n d e rzahlung in d i e s en Fä l l e n  v o n  d e n  f i k t i v e n  Juni p e n s i on e n  

d e r  Hint e rb l i eb e n e n  zu b em e s s en .  
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Z u  Art .VII A bs.5 

E s  so llt e k lar gest ellt w er den , daß die a uß er o r dent lich e 

Son der z a h lun g bei der B er echn un g  des Jahr esa usgleich es gern. 

A bs.6 ASVG a uß er B et r a cht z u  bleiben h a t . 

§ 296 

) 
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Dringende Novellierungsvorschläge zum ASVG, di e 

dem Bundesmini s t er i um für Arb e i t  und S ozi a l e s  b er e i t s  

üb ermi t t e l t  wur d e n . 
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G e l t en d e s  R echt 

Begründun g : 

4 9. Nove l l e  z um ASVG 
Entwur f : 20 . Oktober 1 989 

Änderun g s vor sch l a g  

§ 4 1 a  ( ne u ) h a t  zu l a u t e n : 

Vers iche rung skon t o  
§ 4 1 a . ( 1 )  D i e  Di ens t g eber o d e r  di e s ons ti g en 

m e l d e pf l icht i g en Per s o n e n  und S t e l l e n  ( §  36 ) 
hab e n  für j e d e  g e g e n  G e l d ( Sach ) b e z üge t ä t i g e  
Per s on e i n  V e r s icherun g s konto z u  führ en. I m  Ver­
s ich e r u n g s k o n t o  s i nd a l l e  w e s entl ichen D a t e n  
a n zu führ e n , d i e  f ü r  d i e  Beur t e i lung und Durch­
führung e i n e r  Pf l icht v e r s icherun g  ( Vollver­
s icherung o d er T e i l ve r s icherun g ) n o t wend i g  s i nd , 
a uch w enn di e s e  Tä t i gk e i t  k e i n e  s o lche b e grün­
det o der n ach Ans icht d e s  Di e n s t g eb e r s  ( d er s on­
s t i g e n  m e l d e p f l icht i g en Per s on und S t e l l e ) b e ­
grün d e n  wür d e . I m  Vers icherun g skont o i s t  j e den­
f a l l s  f o l g e n d e s  anzug e b e n : 

- Vor - und F a mi l i e nname , 
- V e r s ich e r un g s nummer ( w e nn d i e s e  nicht b e -

k a n n t  i s t , j e de n f a l l s  d a s  Gebur t s datum) 
- Wohns i t z , 
- B e g i nn , Ende , a l l f ä l l i g e  Un t erbr echungen 

und Art der t a t s ächl ich en Tä t i gk e i t , 
- H ö h e  und Ar t der Ber echnung der G e l d ( Sach ) ­

b e z ü g e  s o w i e  d e r e n  für e ine Vers ich erung 
b e de ut s am e  Änderung e n . 

( 2 )  S ind i m  Lohnkon t o  g e m ä ß  § 76 E S tG a l l e  
nach A b s . l  g e f o r de r t e n  Angaben entha l t e n , g i l t  
di e s e s a l s  Vers icherung s konto. 

B e i  B e i tr a g s prü fung en wird oft  f e s t g e s t e l l t , daß d e r  D i e n s t g eb er Pe r s on e n  b e schä f t i gt , die s e  aber 

nicht z ur S o z i a l v er s icherung geme l d e t  hat.  A uf g e z e ichn e t  h a t  d e r  Di ens t g eb er aber nur den Fami l i en­

namen und die Höhe d e s  En t g e l t s. D i e s e  Per son e n  könn e n  von d e n  Ka s s e n a b e r  nur, ganz s e l t e n - und 

dann nur mit hohem Aufwand - aus g e for scht werden. E s  k a nn a l s o  nich t g e prüft werden, ob die t a t -
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- 2 -

sächl i c h e  N i c h t anme ldung zur S o z i a lversi c h erung ( z. B. a u f grund e i n es W e rkver t r a g es oder auf grund 

e iner g e r i n g f ü g i g e n  Besc hä f t i gung ) g e r e c h t f e r t i g t  war . D i e  K asse kann som i t  k e i n  Verfahr e n  zur 

F estst e l lung der Versi c h erungsp f l i c h t  e i n l e i t en ; außer d em s e t z t  die B e i t r a gs e i nhebung die Zuor d ­

nung zu b est imm t en nam e n t l i c h  e r f a ßb a r e n  Versi c h er t e n  voraus . 

Es .ist auch zu b e ob a c h t e n , daß a n  s i c h  d e r  Vollversi c herung un t er l i e g en d e  D i e nst nehmer i hr e  ( me ist ) 

fallweisen Beschä f t igungen unt er Versc hwe i g e n  ihrer p ersönl i c h e n  Da t en a usüb en und dami t e i n e  

E i nb e z i ehung in d i e  Versi c h e r un g  ver e i t e ln. M o t i v  d a f ür ist i n  vi e l e n  F ä l l e n  e i n  l aufender L e i ­

s t ungsb e zug ( e t wa aus d e r  Arb e i tslosenvers i c h e r un g ) , z u  d essen W e g f a l l  e s  b e i  e iner ordnungsg e ­

m ä ß e n  Versi cherungsanme l d ung k ä m e . M i t unt er f ühr e n  auch st euerr e cht l i c h e  Üb erl e gungen o d e r  e i n ­

f a c h  der Wunsc h ,  si c h  e in e r  Zah lungsve r p f l i c h t un g  ( z. B. A l iment e )  z u  e n t z i eh e n , z u  e i n er Verwe i ­

g erung der D a t enangabe . 

Aus d i esem Grund soll d er D i e ns t g e b er v e r pf l i c h t e t  w e r d e n  - ähnl i c h  wi e d e m  Lohnkonto n a c h  dem 

E S tG - ,  alle für eine V e rsi c h erung wese n t l i c h e n  Da t en a u f zuz e i c hn e n . E n t s c h e i dend ist dab e i , daß 

der D i e nst g e b er für alle für i hn t ä t i g e n  Person e n  solche Auf z e i c hnun g e n  z u  führ e n  hat ; d. h. a u c h  

für d i e  Personen , d e r e n  Tä t i gke i t  t a ts ä c h l i c h  k e i n e  V e rsi c herungsp f l i c h t  b e grün d e t  ( z. B. Tä t i g ­

k e i t  auf grund e i nes Werkver t r a g es ) . 

S i nd aus dem Lohnkont o  n a c h  § 7 6  E S tG a l l e  für e i n e  V e rs i c herung b e d e utsamen Da t en zu erseh e n , 

h a t  der Di ens t g eb er k e i n  e i g e n es Versi c h e r un gsko n t o  z u  f ühr e n ; das Lohnk o n t o  g i l t  dann a ls V e r ­

s i c herungskont o .  

Kommt der Di enst geber di eser Auf z e i c hnungsp f l i c h t  n i c h t  n a c h , kann d i e  K asse e in e n  B e i t r a gszu­

schlag verhängen (siehe Nove l l i erungsvors c hl a g  z u  § 11) Abs. ) ASVG ) . 
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G e l t end e s  R e c h t  

§ 1 1 ) Ab s . 1  und 2 l a ut en : 

§ 1 1 3 .  ( 1 )  Be i t r a gszusch l äge k önnen den I n  § 1 1 1  
g�nannt en Per sonen ( S t e l l en )  I n  f o l genden f ä l l en 
v0rqeSChr i eben wer den : 

, .  Wenn e i ne Anme l dung zur P f l i ch t ver s i cherung n i ch t  
e r s l a t t e t worden I st oder wenn d a s  E n t ge l t  n i ch t  
geme l de t  worden I s t ,  k a n n  e i n  Be l t r ag s z u sc h l ag b i s  ZlIm 
Doppe l t en j ener Be i t r äge , d i e  a u f  d i e  Z e l t  ab Beg i nn der 
P f l i c h t ver s i cherung b i s  zur f e s t s t e l l ung eies Feh l en !>  der 
Anmp. l dung bzw. b i s  zur f e s t s t e l l ung des E n t ge l t e s  durch 
den Ver s i Cherungst räger e n t f a l l en ,  vor geschr i eben 
wer dp.n . 

2 .  Wenn e i ne Anme l dung zur P f l i ch t ve r s i cherung 
ver spä t e t  e r s t a t t e t  worden I s t oder wenn da s E n t ge l t  
versoä t e t  geme l de t  wor den I s t , k a n n  e i n  B e I t r agszusch l ag 
b i s  zum Donoe l t en jener Be i t räge , d i e  a u f  d i e  Ze l t  a b  
Beg i nn der P f l i ch t ve r s i Cher ung b i s  z um E i n t re f f en dp.r 
ver spä t et en Anme l dung bzw. b i s  zum E i n t r e f f e n  der 
ver soä t e t en Me l dung des E n t ge l t e s be i m  
Ver s i cher ungs t r äger ent fa l l en ,  vorgeschr i eben wer den . 

3 .  Wenn e i n  zu n i edr i ge s  E n t ge l t  geme l de t  wor d�n 
I s t , k a nn e i n  Be i t r agszusch l a g  b i s  z um Donne l t en de r 
D i r f er enz z w i schen den Be i t r ä gen , d i e  s i ch a u s  dem z u  
n i edr i g  geme l det en E n t ge l t  e r geben , und d e n  z u  
en t r i ch t enden Be i t rägen vorge Schr I eben wer den . 

Be l der fest set zung des Be i t ragSZUSc h l ages h a t  der 
Ver S i Cherung s t r äger I n sbesonde r e  d i e  w i r t scha f t  l i chen 
Ver hä l t n i sse des Be i t r a g s schu l dner s und d i e  Ar t des 
Me l dever sl oßes zu berück s i ch t i gen . Der Be l t r a g s z u s�h l ag 
da r f jedOCh d i e  Höhe der Ver z uqSZ l n sen n i ch t  
un t er schr e i t en , d i e  ohne se i ne Vor schre i bung a u f gr und 
elp s § 59 Abs . 1 für d i e  nachzuza h l enden Be i t r äQe zu 
e n t r i ch t en gewesen wä ren . 

" ,  Wer den ver e i nbar t e oder sa t z u n g r.mä ß l g  
f e o:. f geset z t e  f r i st en für  d i e  Vor l a ge von Ver s l c herllnq -: ­
od�r Abr echnungsun t er l agen n i ch t  e i ngeha l t en . k a n n  p. i n  
Bp i l ragszusch l ag b i s  zur Höhe de s Zehn f achen der j ewe i l s  
n�r h § 4 5  A h s . 1 I n  Ge l t unq st phend�n 
I lnr h s l be i t r ag sgrund l age vorgesc hr i �hp.n wer den . 

4 9 . N o ve l l e  zum ASVG 
Entwur f : 20 . Okt obe r 1 98 9  

Änd erungs vor s c h l a g  

§ 1 1 ) Abs . l  u n d  2 h a b e n  z u  l au t e n : 
( 1 )  Ein B e i tr a g s z u s c hl a  kann den in § 1 1 1  genann­

t en P e r s o n e n  S t e l l en vor g e s c hr i eb en werden , wenn 

a )  e i ne Anme l dung zur P f l i c h t v e r s i cherung 
n i c ht er s t a t t e t  worden i s t  oder d a s  Ent ­
g e l t  n i c h t  g e m e l d e t  worden i s t , 

b )  e in e  Anm e l dung zur P f l i c htvers i cherung 
v e r s pä t e t  e r s t a t t e t  worden i s t  o d e r  das  
Ent g e l t  ve r s p ä t e t  geme l d e t  worden i s t , 

c )  e in z u  n i e dr i g e s  Ent g e l t  g e m e l d e t  wor -
d e n  i s t . 

D e r  B e i tr a g s zus c h l a g  i s t  v o m  Ver s i che rung s t r ä ger 
unt er Berüc k s i c h t i gung der Ar t des Meldever s t o ß e s  
und d e s  b i sher i g en M e l d e verha l t ens b i s  zum D o p p e l ­
t en d e r  i m  S ä umni s z e i t r aum f ä l l i g  gewordenen B e i ­
t r ä g e  f e s t zus e t z e n , s owe i t  s i e  dur c h  den Me ldever­
s t o ß  b e t r o f f e n  s i nd . Der V e r s i cherungs träger kann 
den Be i tr a gs zu s c hla g in s b e s onder e un ter Berüc k s i c h­
t i gung der wir t s c h a f t l i c h e n  Verhä l t ni s s e  d e s  B e i ­
t r a g s s chuldners her ab s e t z e n  o der a u c h  von d e s s en 
Vor s c hr e ibung zur G ä n z e  a b s ehen . 

( 2 )  Werden g e s e t z l i c h e , v e r e inbar t e  oder s a t zung s ­
m ä ß i g  f e s t g e l e gt e  Fr i s t e n für d i e  Vor l a g e  von M e l ­
dungen , Ve r s i c h erungsun t e r l a g e n  oder Abr e c hnun g5UO= 
t e r l a gen ni cht e ingeh a l t e n , kann für j e den Me ldeve r ­
� e i n B e i t r a g s z u s c h l a g  b i s  zur Höhe des 1 0fa chen 
der j e w e i l s  n a c h  § 45 Abs . l  in G e l tung st ehenden 
H ö c h s t b e i t r a g s grund l a g e  vor g e s chr i e ben werden , s o f ern 
n i c ht e in B e i t r a g s zu s c h l a g  n a c h  Ab s . l  vor g e s chri eben 
wird . 
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- 2 -
B egründung : 

D e r  Verwal t un g s g er i ch t shof h a t  i n  s e inen Erkenntni s s en z u  § 1 1 3 A S VG ( z . B .  Erkenn t n i s vom 1 3 . S e pt emb e r  

1 985 , Zl . 8 3 /08/03 2 3 ) a u s g e s prochen , d a ß  B e i t r a g s zus c h l ä g e  k e in e  S tr a f en s ind , s ondern e in e  p a u s c h a ­

l i er t e  Abg e l t ung d e s  dur ch d i e  S ä umi g ke i t  d e s  Be i tra g s p f l i c h t i g e n  verur s a c ht en V e r wa l t un g s aufwand e s  

und d e s  Zins enent gange s  inf o l g e  d e r  v e r s pä t e t en B e i t r a gs en t r i c h t ung . D e r  pau s c ha l i er t e  Mehraufwand 

der Verwa l t un g  e ins chl i eßl i ch d e s  K a p i t al aufwand e s  ( b zw .  Z in s enent gang e s ) infol g e  der v e r s p ä t e t en 

B e i tr a g s entr i c h t ung i s t  a l s  - z we i t e  - H ö ch s t grenze z u  b er ü c k s i ch t i gen . N a c h  unt e n  hin i s t  d e r  B e i ­

t r a g s zuschl a g  m i t  d e r  Höhe d e r  V e rzugs zi n s e n  b e grenz t . 

D i e s e  Recht s an s i c h t  d e s Verwa l t un g s ger i c h t sho f e s  führ t i n  d e r  Pr a x i s  z u  unh a l t b ar en Er g e bni s s en und 

bringt für d i e  V er s i c h e r un g s t r ä g e r  erhebl i ch e  Problem e . Es g i b t  D i e n s t g eb e r , d i e k e in e  M e l dung e n  e r s t a t t en 

und auch k e i n e  B e i t r ä g e  abführ en . F ä l l t  k e i n  Verwa l tu n g s mehraufwand an , k ann d e r  B e i t r a g s zu s c hl a g  nur i n  

H ö h e  d e r  Ver z ug s z in s e n  vor g e s chr i eben werden ; d i e  zwe i t e  Ob e r gr e n z e  ( da s  D o p p e l t e  der B e i tr ä g e ) kann n i c h t  

angewend�t werden . Dur c h  d i e s e  P f l i ch t ver l e t z ung ergi b t  s i ch f ü r  d e n  D i e n s t g e b e r  s o g a r  n o c h  e i n  f inanz i e l l er 

Vort e i l , da e i n  Z i n s e n g ewinn für d i e  ni cht e n t r i c ht e t en B e i t r ä g e  a n f ä l l t .  Auß e r d e m  w ä r e  j e der D i ens t g e b e r  d e r ­

z e i t  in d e r  La g e , M e l dungen s el b s t  n o c h  n a c h  e inem l ä n g e r e n  a l s  i m  G e s e t z  o d e r  i n  d e r  S a t z ung vor g e s c h r i e b enen 

Z e i t r a um vor zul e gen , ohne daß ein B e i t r a gs zu s c hl a g  vorg e s c hr i eb en werden d ür f t e  ( z . B .  d i e  Anm e l dung p e r  

1 .  Juli lang t b e i  d e r  Ka s s e  a m  1 1 .  A u gu s t  e in . Verzu g s z ins e n  g e m ä ß  § 5 9  A b s . 1  A S VG wür d e n  e r s t a b  1 2 . Augu s t 

anfa l l en , d e r  Verwa l t ung smehr aufwand dur c h  d i e  B e arb e i t un g  d e r  v e r s p ä t e t  v or ge l e g t en M e l dung i s t  un erheb l i c h . 

E s  darf daher k e i n  B e i t r a g s zu s c h l a g  vor g e s c hr i eben w e r d en ) . Wi e d i e s e  Be i s pi e l e  z e i gen , w i r d  dur c h  d i e  R e c h t s ­

a n s i c h t  des  Verwa l t un g s g er i c h t s h o f e s  d i e  M e l d e di s z i pl in d e r  D i e n s t g eb e r  s i cher l i c h  n i c h t  g e för d e r t .  

Durch den vor l i e g enden Nove l l i erungsvor s c hl a g  s o l l  nun v i e lmehr d a s Ve r s c hu l d e n  d e s  D i ens t g e b e r s  b e i  d e r  

M e l d everl e t z un g  b e r ü c k s i c h t i g t  werden . Di e Höhe d e s  B e i tr a gs zu s c hl a g e s  s o l l  v o n  d e r  Ar t d e s  Me l d e v e r s t o ­

ß e s  s owie vom b i sh e r i g e n  Me l deverha l t en abhä n g i g  s e in . D i e  Höhe d e s  B e i t r a g s z u s c hl a g e s  b e s t immt s i c h d a r ­

über hinaus n o c h  nach d e n  im Säumni s z e i t r a um f ä l l i g  g e wordenen B e i t r ä gen , s owe i t  s i e  dur c h  d e n  M e l d e v e r ­

s t oß b e tr o f f e n  s ind ; wur den ber e i t s  B e i tr ä g e  e n t r i c h t e t , s o  i s t  a l s o  nur d i e  D i f f e r e n z  v o n  b er e i t s  e n t ­

r i c ht e t en B e i tr ä g e n  und t a t s ä chl i ch z u  e nt r i c h t en g ew e s enen Be i tr ä g en für d i e  B e r e c hnung d e r  Höhe d e s  B e i ­

t r a g s zuschl a g e s  maßg ebend . 

D i e s e  R e g e lung e r f a ß t  a b e r  j ene Meldever s t öß e  nicht , b e i  denen n o c h  k e ine B e i t r ä g e  e in z u z a hl e n  w a r e n  ( s i e ­

h e  oben ange führ t e s  B e i s pi e l ) .  F ür di e s en F a l l  wurde daher im Abs . 2  e ine e nt s pr e c h ende R e g e lun g vor g e s ehen . 
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G e l t end e s  R e cht 

Be gründung 

4 9 . N o v e l l e  zum ASVG 
Entwur f : 20 . Okt ober 1 98 9  

Änderun g �vor s c h l a g  

§ 1 1 J Ab s . J  ( n eu ) h a t  zu l auten : 

( J )  Wi r d  k e i n  Ver s i c h erungskonto ( §  4 1 a )  
g e führ t o d e r  s ind im Ver s i c herungskon t o  n i c h t  
a l l e  f ür d i e  Beur t e i lun g und Dur chführung 
e in e r  P f l i c h t v e r s i c h e r un g  not wendigen D a t e n  
a n g e f ühr t, kann e i n  B e i tr a g s zu s c h l a g  b i s  zur 
Höhe d e r  für d i e s e  Per s on( en )  aus e z a h l t en G e l d-

S a c h  b e zü g e  verhäng t w erden . Der B e i t r a g s ­
zus c h l a  d a r f  j e d o c h  40 v . H .  der für d i e s e  
P e r s on( en a u s g e z a h l t e n  G e l d ( S a c h ) be züge n i c h t  
unt er s chr e i t en . 

- D e r  b i sh e r i g e  Abs . J  w i r d  Ab s . 4 .  
- D er b i sh e r i ge Ab s . 4  w i r d  Ab s . 5 .  
- D e r  b i s h er i g e  Ab s . 5  w i r d  Ab s . 6 .  

D i e s er Nove l l i erun g s vor s c h l a g  i s t  in Zus ammenhang m i t  d e m  N o ve l l i erung s vor s ch l a g  zu § 4 1 a ASVG 

zu s e hen . 

A l s  S ankt i on für d i e  N i c h t e inha l t ung der Auf z e i c hnung s p f l i c h t  kann d i e  K a s s e  e inen B e i t r a g s zu­

s c h l a g  verhäng en . Di e Unt e r gr enze wurde de shalb m i t  40 v . H .  g e wählt,  da d i e s  annähernd dem B e i ­

t r a g s s a t z  ( D i en s t g e b e r - und Di ens tnehmerant e i l ) ent s p r i c h t, der a u f  e i n e n  Vollve r s i c hert en an­

zuwenden i s t . 
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........ : 

N o v e l l i e r u n g s v o r s c b l a g  

G e l t e n d e r  Wo r t l a u t  

Er s t a t t ung von los t en der lrankenDehand l ung 

§ 1 3 1 .  ( I ) N immt oer AnspruChsber eCh t i g t e  n l cn t  a l e  
Ver t r ag$par l ne r  ( §  338 ) ooer a l e  e i g enen E i n r i ch t ungen 
( v er t ragse I nr i cht ungen ) aes ver S I Cherung s t r ä ge r s  zur 
E rbr l ngung oer Sach l e I s t ungen oer Krank enDehanc l ung 
( ar z t l l che H i l f e .  He i l m i t t e l .  tle l l Dehe l fe )  I n  Anspr uch . 
so geoühr t I hm oer E r sa l Z  aer �o s l en e i ner a ncerwe l t l gen 
�rank enbehand l ung In aer HÖhe des B e t r a ge s .  oer be l 
InanspruChnahme oer ent spr echenoen ver l r a gspa r l ner oes 
Ver s i cherun; s t rasars von d i esem a u f z uwenoen gew e s en 
häre . w i r d o i e  Vergü t ung (ur d i e  Tä t i gk e l l  oe s 
e n t spr echenoen Ver t r a gspa r t ner s n l cn t  nacn Cen 
erbracht en E I  nze I I  e i s  t ungen lIes t i rnnt . /'I .. t a l e S a  t zu/lg 
oes Vers i Cherung s t räge r s  PaUSChbe t r ä g e  (ür a l e  
�ost ener s t a t l ung f e s t z u s e t zen . ( BGB I . Hr . 1 3/ 1962 . Ar t . 1 1  
2 . 10 l i L a )  - I .  Jänner 196 2 .  

B e gründun g :  

!� 

zu § 13 1 Abs . 1  ASVG 

N o v e l l i e r un g s vo r s c h l a g  

§ 1 3 1 A b s . 1  A S V G  h a t  z u  l a u t e n : 

( 1 )  N i mm t d e r  A n s pru c h s b e r e c h t i g t e  n i c h t  d i e  Ve r ­
t r a g s p a r t n e r  ( §  3 3 8 ) o d e r d i e  e i g e n e n  E i nr i c h t un g e n  
( Ve r t r a g s e i nr i c h t un g e n ) d e s  V e r s i c h e r un g s t r ä g e r s  
zur E r b r i n gun g d e r  S a c h l e i s t un g e n  d e r  K r a nk e nb e ­
h a n d l un g  ( ä r z t l i c h e  H i l f e ,  H e i l m i t t e l , H e i l b e h e l f e ) 
i n  An s pr u c h  un d h a t  e r  d a s  H o n o r a r  d a f ür b e r e i t s  
zur G ä n z e  b e z a h l t , s o  g e bühr t i hm d e r  Er s a t z  d e r  
K o s t e n  d i e s e r  Kr a n k e n b e h a n d l un g i n  d e r  H ö h e  d e s  
B e t r a g e s  d e r  b e i  d e r  I n a n s pru c hn a h m e  d e s  e n t ­
s pr e c h e n d e n  V e r t r a g s p a r t n e r s ( z . B .  pr a k t i s c h e r  V e r ­
t r a g s a r z t , Ve r t ra g s f a c h a r z t  e i n e s  b e s t i mm t e n  F a c h e ­
b i e t e s  d e s  V e r s i c h e r un g s t r ä g e r s  v o n  d i e s e m a u f zu -
w e n d e n  g e w e s e � w är e . Ftir ä r z t l i c h e  Hi l � � h ö c h ;t e ns 
j e d o c h  b i s  zu d e m  i n  d e r  S a t z un g  f e s t g e s e t z t e n  dur c h ­
s c hn i t t l i c h e n  F a l l w e r t d e s  z w e i t v o r an g e g a n g e n e n  
J a hr e s  d i e s e r  V e r t r a g s p a r t n e rk a t e g o r i e . e r h ö h t  um di e 
z wi s c h e n z e i t l i c h e  dur c h s c hn i t t l i c h e  Hon o r a r e rh ö hun g 
di e s e r  Ve r t r a g s par t n e r k a t e go r i e .  W i r d � d i e  V� t g ü t u� g  
für d i e Tä t i g k e i t  d e s  e n t s pr e c h e n d e n  V e r t r a g s p a r t n e r s  
n i c h t  n a c h  d e n  e r b r a c h t e n  E i n z e l l e i s t un g e n  b e s t i mmt , 
ha t d i e  S a t z un g d e s  Ve r s i c he r un g s t r ä g e r s  P a u s c hb e ­
t r ä g e  für d i e  K o s t e n e r s t a t t un g f e s t z u s e t z e n . 

Von d e n  K r a n k e n v e r s i c h e r un g s t r ä g e r n  wur d e  i n  j ün g s t e r Z e i t  f e s t g e s t e l l t , d a ß  d i e  Z a h l  d e r  I n ­

a n s pruchn ahme d e r  w ah l ä r z t l i c h e n  Hi l f e  z un i mm t u n d  d a d ur c h  a u c h  d i e  Au s g a b e n  f ü r  d i e  K o s t e n e r ­

s t a t t un g  a n s t e i g en . Ur s a c h e  f ü r  d i e v e r s t ä rkt e I n a n s pru c h n a h m e  i s t  n i c h t  nur d i e  s t ä n d i g s t e i g e n d e  
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� 2 -

Zahl v o n  W a h l ä r z t e n . s o n d e r n  a u c h  d e r  Um s t a nd , d a ß  d i e  m e i s t e n Wahl ä r z t e  i hr e n  P a t i e n t e n  s o � oh1 

hins i c h t l i c h  d e r  Grun d v e r gU t un g  a l s  a u c h  d e r  S o nde r l e i s t un g e n  nur d i e  K a s s e n t a r i f e� i n  R e c hnun g  

s s t e l l e n . 

D i e s e  A u s gab e n s t e i g e run g s o l l  d a dur c h  e i n g e b r e m s t  w e r d e n . d a ß  i n  d e r  S a t z un g  d e s  Kr a n k e n v e r ­

s i c he run g s t r ä g e r s für j e d e  A r z t k a t e g o r i e e i n H ö c h s t b e t r a g  f ü �  d i e Ko s t e n e r s t a t t un g  v o r g e s e h e n  
w e r d e n  k a nn . D a f ü r  b i e t e t  s i c h  b e s o n d e r s  d e r  d u r c h s c hn i t t l i ch e F a l l w e r t a n . D e r  B e zu g  a u f  d e n  

dur c h s c hn i t t l i c h e n  F a l l w e r t  i s t  a b e r  a u c h  i n s o f e r n e  g e r e c h t f e r t i g t , a l s  a u f grund d e r  j e t z i g e n  

G e s e t z e s f o rmul i e run g d i e K o s t e n e r s t a t t un g " i n d e r  H ö h e  d e s  B e t r a g e s  zu g e w ä hr e n  i s t , d e r  b e i  

In a n s pru c hn a hm e d e r  e n t s pr e c h e n d e n  V e r t r a g s  p a r t n e r  d e s  V e r s i c h e r u n g s t r ä g e r s  v o n  d i e s e m a u fzu­

w e n d e n  g e w e s e n w är e .  A u f grund d e r  vi e l f a c h  in d e n  Hon o r a r o r dnun g e n  vo r g e s e h e n e n  L i m i t i e r un g e n  

( D e c k e l un g e n ) l ä ß t  s i c h  a b e r  z ur Z e i t  d e r  G e w ährun g d e r  K o s t e n e r s t a t t un g n o c h  n i c h t  s a g e n , w i e  

h o c h  d e r  Aufwa n d  d e s  V e r s i c h e run g s t r ä g e r s  f ür d i e s e  L e i s t un g  i m  Qu a r t a l  t a t s ä c h l i c h  s e i n wird . " 

Da n e b e n  wur d e n  i n  l e t z t e r  Z e i t  v o n  d e n  Wah l är z t e n  i n  V e r b i n d un g  m i t  B a nk e n  v e r s c h i e d e n e  Abr e c h ­

nun g s s y s t e m e  an g e b o t e n .  D e r  V e r s i c h e r t e s o l l t e  d a dur c h  v o n  s e i n e r  V e r p f l i c h t un g  e n t bun d e n  w e r d e n , 

di e H o n o r ar s c hul d b e i m Wahl a r z t  z u r  G ä n z e z u  t i l g e n , b e v o r  e r  um K o s t e n e r s t a t t un g  a n s u c h t . E i n e  

K o s t e n e r s t a t t un g  k an n  a b e r  s c h o n  b e gr i f f l i c h  n u r  d a n n  v o r l i e g e n , w e nn z uv o r  Ko s t e n e n t s t a n d e n  

s ind , d e r  Ve r s i ch e r t e a l s o  d a s  H o n o r a r  f ü r  d i e w a h l ä r z t l i c h e  B e h a n d l un g  b e r e i t s b e z a h l t  h a t . D i e s  

s o l l t e dur c h  e i n e  a u s d r ü c kl i c h e  g e s e t z l i c h e  R e g e lung k l a r g e s t e l l t  w e r d e n . 

Der § 1 j 1  r e gel t d i e  K o s t e n e r s t a t t un g ,  w e nn d e r  Ans pruc h s b e r e c h t i g t e  n i c h t  d i e V e r t r a g s p a r t n e r  

i n  An s pr u c h  nimm t . V e r t r a g s p a r t n e r  g e m ä ß  § j j 8  s i n d  n i c h t  nur d i e  fr e i b e r u f l i c h  t ä t i g e n  Är z t e , 

s o n d e r n  a u c h  d i e D e n t i s t e n ,  H e b a mm e n , A p o t h e k e r  u n d  an d e r e . A u s  d i e s e m G r u n d  wur d e  a u c h  d i e  

F o rmu l i e r un g " d e r  e n t s pr e c h e n d e n  Ve r t r a g s p a r t n e r 'I - a l s o  d i e  Mehr z a h l  - g e w äh l t . A u f grun d d i e s e r  

F o rmu l i e r un g w i r d  zum T e i l  d i e  M e i n u n g  v e r t r e t e n , d a ß  für di e "  Ko s t e n e r s ta t t un g  n i c h t  nur d i e  

Honor a r o rdnun g f ü r  d i e p r a k t i s c h e n  Är z t e ,  s o n d e r n a u c h  d i e H o n o r a r o r dnun g d e r  F a c h ä r z t e h e r a n z u ­

z i e h e n  i s t , w e nn d e r  Wa h l a r z t  e i n p r a k t i s c h e r  A r z t  i s t . Di e s e  A u s l e g un g i s t  a b e r  n i c h t  z u t r e f f e n d . 
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N 0 v e I l  i e r u n g s v o r  s c h I  a g 

z u  § 1 ) 1  A b s . 2  A SVG 

G e l t ender Wor tlaut : 

( 2 )  Durch O i e  Sat zung Oes Ver s i cherungst rägers s in d  
für O i e  fa l l e Oer Inanspruchnahme e i ner Ersa t z l e i st ung 
nach Abs .  1 nähere Best immungen über da s Ver fahren zur 
fest st e l l ung des Ver s i cherungs fa l l es , I nSbesondere des 
Beg i nnes unO des Endes der durch O i e  Krankhe i t  
verursacht en Arbe i t sunfäh i gk e i t ,  zu t re f fen . Durch d i e  
Krankenoranung kann d i e  E r st a t t ung von Kos t en der 
Krankenbenana l ung ausgeSch lossen weraen , wenn der 
Ver s i chert e  In demse l ben Ver s i cherungsfa l l  e i nen 
ver t ragspart ner Oder e i ne e i gene E inr i cht ung 
( vert ragSe i nr i cht ung ) des Ver s i cherungst rägers I n  
Anspruch n immt . ( BGB I . Nr . 13/ 1962 , Ar t . I I Z . 10 I l t . b )  -
1 .  Jänner 1962 . 

Be gründun g : 

Nove l l i erun g s vor s c h l a g  

§ 1 ) 1 Abs . 2  A S VG hat z u  l a u t e n : 

( 2 )  Dur c h  d i e  S a t zung d e s  Ver s i c h e rung s t r ä g e r s  
s in d  für d i e  F ä l l e  der Inans pruc hnahme e i n e r  Er s a t z ­
l e i s t un g  n a c h  Abs . 1  n ä h e r e  Be s t i mmung e n  üb e r  d a s  
V e r f ahr e n  z u r  F e s t s t e l lung d e s  V er s i c herun g s f a l l e s , 
ins b e s on d e r e  d e s  B e g i nn e s  und d e s  End e s  d e r  dur c h  
d i e  Krankh e i t  verur s a c h t e n  Arb e i t s un f ä h i gke i t , z u  
t r e f f en . Dur c h  d i e  Kranke nor dnun g kann d i e  E r ­
s t a t t un g  von K o s t en d e r  Kranke nb e handlung a u s g e ­
s c hl o s s en werden , wenn d e r  Ve r s i c h e r t e  i n  d e m s e l b e n  
Ver r e c hnung s z e i traum ' e in e n  Ver t r a g s par t n e r  o d e r  
e i n e . e i g e n e  Einr i c ht un g  ( Ver tra g s e i nr i c htun g ) d e s  
Ver s i c h e rung s t r ä g e r s  i n  An s pruch n i mmt . 

D er z e i t  s t e l l t  der § 1 ) 1  Abs . 2  A S VG b e i m  Aus s c hluß d e r  K o s t e ner s t a t t ung a u f  d e n  Ver s i cherun g s f a l l  ab . 

E s  i s t  daher m ö g l i c h , da ß der Ver s i c h e r t e  i n  e in e m  Verr e c hnun g s z e i t r aum ( Quar ta l )  e in e n  Ver t r a g s ­

ar z t  und w e g en e iner and e r e n  Krankhe i t  ( an d e r e r  Ver s i c herun g s f a l l ) e in e n  Wahlar z t  i n  A n s pr u c h  n ehmen 

kann . Der Krankenve r s i c h erungs t r ä g e r  muß h i e r  a l s o  zwe i mal - in s b e s onde r e  das F a l l pa u s c ha l e  - zahl e n . 

I n  s o l c hen F ä l l e n  s o l l t e  aber k e i n e  K o s t e n e r s t a t t un g  g ewährt werd e n . E s  i s t  daher a n  S t e l l e  d e s  
Ver s i cherun g s fa l l e s  auf d e n  Verr e c hnun g s z e i t r aum abzus t e l l e n , der für d i e  Abr e c hnung d e r  Ver t r a g s ­
p a r t n e r  ma ßgebend i s t . 

}NU.;<*, •• ,. 4. 4 $,P 4F+f.W I'i�SiOi:;." WF'*"_::::;:::® 4, #911W"*""."'4'IS" 11'. 
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N 0 v e I l  i e r u n  g s v o r  s c h I  a g 

zu § 1 ) 5  Abs . )  und 4 A SVG 

G e l t ender Wor t l a u t  N o ve l l i e ru n g s vor s c h l a g  

( 3 )  Be l der I nanspruchnahme ä r z l  I l cher 1 1 1  I re lIurch 
e i nen ver t ragsar z l  oder I n  e i genen E i nr i ch t ungen 
( Ver- l ragse l nr l ch l ungen ) des Ver s i cherungs t räger s h a t  der 
E r k rank t e  e i nen Krank ensche i n  vor z u l egen . Der 
Uaull t verband ha t h l e rOr e i nen e l nlm l t  l i chen . rUr a l l e 
Ver s i cherungst räger gü t t  I gen Vordrllt:k au rzu l egen . 
( DGß I . Nr . 266/ 1956 . Ar t . 1  1 . 2 ) .  n l ch l  I n  Kr a r !  ge t re l en ;  
( ßGß I . Nr . 293/ 1958 . Ar t . 1  l . S) - I .  Jann�r 1959i 
( DGD I . Nr . 8 1 / 1960 . Ar t . 1  I . H ) - I .  I\W I l  1960 . 11 . Ar L V I ) 
- I .  Ma l 1 960 ; ( DGD I . Nr . 1 3/ 1962 . Ar l . 1 I  1 . 1 !) '  -
I .  Jänller 1 962 . 

Be gründung : 

§ 1 35 A b s . )  und 4 h a b e n  z u  l a u t e n : 

( )  B e i  d e r  I n a n s pr u c hnahm e  ä r z t l i c her H i l f e  dur c h  
e inen Ver t r a g s  a r z t  o d e r  i n  e i genen Einr i c h t ungen 
( Ve r t r a g s e i nr i c h t ungen ) d e s  Ve r s i cherungs t r ä g e r s  
h a t  d e r  Erkr a nk t e  e inen Krank enka s s e n s c h e c k  ( Kr a n ­
kens c h e in ) v o r z u l e g e n . D e r  Ver t r a g s a r z t  ( di e  Ver ­
t r a g s e inr i c h t ung ) d a r f  i n  d i e s e m  F a l l  vom Er­
krank t e n  oder Dri t t en k e in Pr iva thonorar ent g e gen­
nehmen . 

( 4 )  D e r  Haupt verband h a t  für d e n  Krankenka s s e n s c h e c k  
( Krankens c h e i n ) e inen e i nh e i t l i c hen , für a l l e  V e r ­
s i c h e rung s t r ä g e r  gül t i g en Vordruck aufzul e g en . 

D e r  b i sh e r i g e  Abs . 4  w i r d  Ab s . 5 ,  der b i s h e r i g e  Ab s . 5  
,"li r d  Abs . 6 .  

In  d e r  Li t er a t ur t au c h t  immer w i e d e r  d i e  Fra g e  auf , ob e s  d e n  " ka s s enfr e i en Raum "  g i b t . Es g e h t  

d a b e i  u m  di e Fra g e , o b  d e r  Ar z t , d e r  a l s  Ver t r a g s ar z t  t ä t i g  w i r d  ( di e  Abr e c hnung e r f o l g t  m i t  d e m  

Kr ankenka s s e n s c h e c k ) ,  f ü r  e in z e lne Le i s t ungen , d i e  in d e r  Honor a r ordnung n i c h t  a u s drückl i c h  a l s  Einz e l ­

l e i s t ung ange führ t s ind , zu s ä t z l i c h  e i n Pr i va t honor ar v e r l a n g e n  kann . N a c h  Ans i c h t  d e r  V e r s i cherung s ­

t r ä g e r  i s t  d i e s  a ufgrund der g e s e t z l i chen und g e s amtve r t r a gl i c h e n  B e s t i mmungen n i c h t  m ö g l i c h , s o f ern 

e i ne Krankh e i t  i m  s o z i a lv e r s i c h erung s r e c h t l i c hen Sinne vor l i e g t . 
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Um in Hinkun f t  dera r t i g e  D i s ku s s i onen zu verme i d en , s o l l t e  im G e s e t z  a u s drü c k l i c h  a n g e führt werden , 

daß e i n Ver t r a g s ar z t  von e i nem Ans pruchsb e r e c ht i g t en für d i e  Behandlung e i ner Kr ankh e i t  i m  s o z i a l ­

ver s i cherun g s r e c ht l i c hen S i nne k e i nerl e i  Pr iva thonorar e n t g e gennehmen da r f . 

D i e s e  R e g e lung s o l l  a b e r  a u c h  b ewirken , d a ß  in d i e  Honora rordnun g a u c h  zu für d i e S o z i a l ver s i c he rung s ­

t r ä g e r  annehmb a r en Be dingung en a l l e  j en e  Le i s t ungen a u f g enommen werden müs s e n , d i e  für d i e  Be handlung 

von Krankhe i t en im s o z i a lver s i c herun g s r e c ht l i chen S inne no twend i g  s i nd . 

D i e  Be z e i c hnung Kranken s c h e in w i r d  b e i  d e n  m e i s t en Krankenve r s i c herun g s t r ä gern he u t e  n i c h t  m e hr ver­

wende t .  Um zu dokument i e r en , da ß e s  s i c h dab e i  um e i ne Ar t We r t p a p i e r  hande l t , wurd e  d i e  B e z e i c hnung 

Kr ankenka s s e n s c h e c k  verwend e t . E i n e  ent s pr e c h ende g e s e t z l i che Änderung i s t  d a h e r  e r f or d er l i c h .  
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Entwurf 
4 .  Juli 1 98 9  

N 0 v e I l  i e r u n  g s v o r  s c h I  a g 

zu § 1 5 3  Abs . 3  A S VG 

G e l t ender Wor t l a u t  

( 3 )  Zahnbehandl ung und Zahnersat z  werden a l s  
Sach l e i st ungen durch Ver t ragsärz t e .  Wah l är z t e  (§ 13 1 Abs . 1 ) .  nach den Best immungen des Dent i st engeset ze s .  BGB I . Nr . 90/ 1949.  auch durch Ver t ragsdent i st en .  
Wah l dent i st en ( §  1 3 1  Abs . 1 ) .  I n  e i gens h l e für 
ausges t a t t et en E i nr i cht ungen (Ambu l ator i en )  der 
Vers l cherungst r3ger ( des Haupt verbandes)  oder I n  
Ver t r agse I n r  I eh t ungen gewähr t .  !ür cJJ e_ ZCJ!IO.be�nQ!u!l9 .. 
9,1 ll _h �b.e 1..1 .. Ps'" IIj] s ._2Jn.1SPLecifjen.d . J nJio'm..l l. 
Zuz� I u.nge"-zUJIen..!-e I S1.!Jnge.u deL ZalJ.!JJ>eh.aL\d lung .una J1as 
Zahnersat zes vQ!.ges�n sJ.nd ,-,!üss� d l �  l.n.. deLL 
rahnäiiibU l äT��n !!!!.d�1 �n !.!:.e l �uf llih lll.l g� 
2[r t..!:ll9llacuarZll.n .!!!!I:t �r tngsdenill t en � I t!!. '2Qsh sei n .  I n  den Sat zu�n und� ver t r!9 nTCh�VOrges�nene lel Sffi.ngen aur ren Inden ZannamoolalOr len niThL er räCht werde'll..-! ndenZahnambu!aTorten dar fenäber J eden (ä'iTs ­
Jene..!JU.st!Jngel'!.. erbrac.h!.. "iiID'nen . � äril - ­

J.L Jlazem� HUl.. GeJW)st ande l nfi V�rn=agllL!fa�n . 
( BGB I . Nr . 3 1/ 1973 . Ar t . 1 1 Z . 20 I l t . a )  .. I .  Jänner 1�3 ; 
( BGB I . Nr . 704/ 1976 . Ar t . 1 1 Z . 1 9 )  .. I .  Jänner 1977 . 

B e gründung : 

Nove l l i erungsvor s c hl a g  

§ 1 5 3  Abs . 3  A S VG l a u t e t : 

( 3 )  Zahnbehandlung und Zahner s a t z  werden a l s  S a c h ­
l e i s t ungen dur c h  V e r t r a g s är z t e , Wahl ä r z t e  ( § 1 3 1  
Ab s . 1 ) , n a c h  d e n  B e s t i mmungen d e s  Dent i s t eng e s e t z e s , 
BGBI . Nr .  9 0/ 1 94 9 , a u c h  dur c h  Ver t r a g s d ent i s t en , 
Wahlde nt i s t en ( §  1 3 1  Ab s . 1 ) , in e i g ens h i e für a u s ­
g e s t a t t e t e n  E inr i c htungen ( Ambul a t o r i e n ) d e r  V e r ­
s i ch erungs t r ä g e r  ( de s  H a u p t verband e s ) o d e r  in V e r ­
t r a g s e inri c h t ungen g ewähr t . 

G emä ß § 1 1 6 Abs . 1  Z . 3  ASVG ha t d i e  Krankenver s i c herung Vor s o r g e  für d i e  Zahnb ehandlung und den Zahne r s a t z  

z u  t r e f f e n . D i e s  g e s c hi eht i m  w e s en t l i chen d a dur c h , d a ß  di e s e  L e i s t ungen a l s  S a c h l e i s t ungen von Ve r t r a g s ­

ä rz t en o d e r  i n  e i g enen Einr i c h t ungen e r b r a c h t  werden . 

In l e t z t er Z e i t  häufen s i ch nun d i e  B e s c hwerden , der V e r s i che r t e n , d a ß  d i e  Zahnä r z t e  für manche L e i s t ungen 

zu v i e l  verlangen und d i e s e  L e i s t ungen in d e n  Ambu l a t or i e n  des Kra nkenve r s i c h e rungs t r ä g e r s  n i c ht erbracht 

werden dür f e n ; Le i s tungen , die  i m  Ver t r a g  n i c h t vor g e s ehen s i nd , dür f e n  i n  den Ambu l a t o r i e n  n i c h t  g e ­

währt werden . 
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Den Krank enver s i che run g s t r ä g e rn g e l i n g t  e s  a b e r  auch me i s t e ns n i c h t , m i t  d e n  Z a hnä r z t en dahingehend e i ne 

Ve r e inba run g zu t r e f f e n , daß d i e s e  Le i s tun g e n  in den Ver t r a g  auf ge nommen w e r d e n . 

Di e s e r Zus t and i s t  fUr d i e  Ve r s i c he r t en �nb e fr i e d ig end . 

Dur ch den vorl i e g enden Nove l l i e run g s vor s c hla g s o l l t e  e i ne a us r e i c hende Ver s or gung d e r  B e v ö l k e rung s i c h e r ­

g e s t e l l t  werden . 

D i e  der z e i t  b e s t ehende Vor s c hr i f t , d i e  a l s  S c hut z fUr d i e  fr e i b eruf l i c h  t ä t i g e n  Zahnär z t e  g e d a c h t  war , fUhr t 

außerdem zu e iner erhebl i c h e n  B e n a c h t e i l i gung der Zahnambul a t or i e n . D i e s e  B e n a c h t e i l i gung i s t  a u c h  a u s  v e r ­

f a s s ungsr e c h t l i c h er S i c h t  s a c h l i c h  n i c h t  m e h r  g e r e c h t f e r t i g t . 
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N 0 v e 1 1 i e r u n g s v o r  s c h 1 a g 

z u  § 3 4 2  Abs . 2  A S VG 

G e l t ender Wor t l a u t  

( 2 )  O i e  Vergüt ung der ver l ragsarz t l l chen Tal l gk e l t  
I s l grunasa t z l l ch naCh f l nze l l e l st ungen zu vere i nbaren . 
O i e  Vere i nbarungen über d i e  Vergüt ung der arzt l i chen 
Le i st ungen s i nd I n  Honorarordnungen zusammenzufassen ; 
d I ese b i l den e i nen Best andt e i l der Gesamt ver t räge . D i e  
Gesaml ver t rage so l l en e i ne Begrenzung der AUSgaben der 
Träger der Krankenvers i cherung für d i e  ver t ragsärzt l i che 
Tät l g� e i t  e i nsch l i eß l i ch aer Rück vergüt ungen be l 
I nanspruchnahme der wah l är z t l i chen Hi l fe ( §  1 3 1 )  
�n l ha l t en .  

Begründung : 

Nove l l i erungs vor s c h l a g  

§ 3 4 2  Abs . 2  A S VG h a t  z u  l a u t e n : 

( 2 )  D i e  Vergü t ung der ver t r a g s är z t l i chen Tä t i gke i t  
i s t  grunds ä t z l i c h  n a c h  Einz e l l e i s t ungen z u  v e r e in­

b a r en . Di e V e r e inbarun g e n  über die Vergütun g  d e r  
ä r z t l i chen L e i s t ungen s ind i n  Hono r a r or dnungen z u ­
s ammenzufa s s e n : d i e s e  b i l d e n  e inen B e s t andt e i l  d e r  
G e s a m t v e r t r ä g e . D i e  G e s am t ver t r ä g e  h a b e n  e i n e  B e ­
gr enzung der A u s g a b en d e r  Tr ä g er d e r  Kr ank e nv e r ­
s i c he r ung f ü r  d i e  ver t r a g s ä r z t l i c h e  Tä t i gke i t  
e i n s c h l i e ßl i c h  d e r  Rückver güt ungen b e i  Inans pru c h ­
nahme d e r  wahl ä r z t l i c hen H i l f e  ( §  1 3 1 )  z u  ent ­
h a l t e n .  

B e i  der Ver g ü t ung der ä r z t l i c h e n  L e i s t ungen i s t  d i e  f inan z i e l l e  Le i s t ungs f ä h i g k e i t  d e s  Ver s i c h erung s ­

t r ä g e r s  z u  berüc k s i c h t i g en . D i e s e  V e r p f l i c h t ung , e ine B e gr enzung d e r  Aus gaben i m  G e s am t ve r t r a g  vor ­

zusehen , e r g i b t  s i ch b e r e i t s  aus  d e n  e r l ä u t ernden Bemerkunge n  zum S t ammg e s e t z  d e s  A S VG j d i e  F o r�u­

l i erung d i e s e r  B e s t immung ( s o l l ) w i d e r s pr a c h  dann aber der Ab s i c h t  des G e s e t z g ebe r s ; s i e  s o l l  nun 

e i ndeut i g  a us g e s prochen werden . 
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Entwurf : 
1 4 .  S e p t ember 1 98 9  

N 0 v e I l  i e r u n  g S v o r  s c h I  a g 

zu § 447a Abs . )  A SVG 

G e l t ender Wor t l aut 

( 3 )  D I e  Geb I et skrankenkassen . d I e  
Ver s I cherungsanst a l t  des öst err e I ch I schen Bergbaues 
sow I e  d I e  Soz I a l ve r s i cherungsanst a l t  der gewerbl i chen 
W I r t scha f t  a l s  Träger der Krankenvers i cherung haben 
e I nen Be I t rag I m  Ausmaß von 1 , 4 v .  H .  I hrer 

. 

Be I t ragse I nnahmen zu ent r I ch t en :  be l der 
. Vers I cherungsans t a l t  des öst erre I ch I schen Bergbaues und 

be l der Soz i a l ver s I cherungsanst a l t  der gewerbl I chen 
W I r t scha f t  I st h l ebe l nur von den Be i t ragse I nnahmen des 
Ver s I cherungst räger s a l s  Träger  der Krankenvers I cherung 
auszugehen . D I eser Be I t rag I st von der Summe der für das 
vorhergehende K a l enderj ahr f ä l l I g gewordenen Be i t räge zu 
erm i t t e l n :  er I st I n  zwe i g l e I chen Te i l bet rägen jewe i l s  
am , .  Apr I l und am 1 .  Okt ober e i ne s  jeden Ka l enderj ahres 
dem HauDt verband zu überwe i sen . 

Be gründung : 

Nove l l i erungsvors chl a g  

§ 4 4 7 a  Ab s . )  ASVG l a ut e t : 

( )  D i e G e b i e t s kr ankenka s s en ,  d i e  Ver s i cherungs ­
ans t al t  d e s  ö s t err e i c h i s chen �ergba u e s  s ow i e  d i e  
S o z i a l v er s i ch e rungs ans t a l t  d e r  g ewerb l i chen Wir t ­
s c h a f t  a l s  Tr ä g e r  d e r  Krankenvers i c h erung haben e inen 
B e i t r a g  i m  Ausmaß von 1 , 2  v . H .  i hr e r  B e i t ra g s e in­
nahmen z u  e n t r i c h t e n ; b e i  d e r  Ver s i cherung s an s t a l t  
d e s  ö s t e rr e i ch i s c h e n  Bergb a u e s  u n d  b e i  der S o z i a l ­
ver s i c h erun g s ans t a l t  d e r  g ewerb l i c hen Wir t s ch a f t  i s t  
h i e b e i  nur von d e n  B e i t r a g s e innahmen d e s  Ver s i ch e ­
run g s tr ä g e r s  a l s  Trä g er der Krankenvers i cherung aus ­
zug e h e n . D i e s e r  B e i t r a g  i s t  von der Summe der für d a s  
vor h e r g e hende J ahr f ä l l i g  g ewordenen B e i tr ä g e  zu 
ermi t t e ln ; e r  i s t  i n  z w e i  g l e i ch e n  T e i l b e trä g en j e ­
w e i l s  a m  1 .  A pr i l  und a m  1 .  Oktober e in e s  j e den Ka­
l end e r j a hr e s  dem Haupt verband z u  üb erwe i s en . 

D i e  M i t t e l , d i e  d e m  Au s gl e i c h s f onds d e r  Krank enver s i ch erung s t r ä g e r  zufl i e ß e n , kommen - a b g e s ehen von d en 
� .  . 

nicht s o  s ehr ins G ew i c h t  f a l l enden Vermögen s er tr ä gnis s en - i m  w e s en t l i ch e n  a u s  d e n  von den G e b i e t skr anken­

ka s s e n , der Ver s i cherun g s ans t a l t  d e s  ö s t err e i c h i s chen Bergb a u e s  und der S o z i a lver s i ch erung s an s t a l t  der 

gewerb l i chen Wir t s c h a f t  g e m ä ß  § 447a A b s . )  ASVG zu l e i s t enden B e i t r ä g e n . Der B e i t ra g s s a t z  b e t rägt s e i t  dem 

Jahr e 1 9 7 9  1 , 4  % .  

In l e t z t er Z e i t  h a t  s i c h  d i e  f inanz i e l l e  S i t ua t i on der am Aus g l e i ch s fonds b e t e i l i g t e n  Krankenve r s i c herun g s ­

träger w e s ent l i c h  v e r s c h l e c h t e r t . Währ end d i e  Gebarung d e s  J a hr e s  1 98 8  n o c h  e in e  w e i t g ehend a u s g e g li chene 
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war , wird für d a s  Jahr 1 98 9  b er e i t s  e i n  s ehr b e tr ä ch t l i cher G eb arungs abgang erwar t e t . D i e  Ur s a chen für d i e s e  

ungün s t i g e  Entwicklung l i e g e n  vor a l l e m  darin , d a ß  d i e  Aufwendungen für d i e  S a c h l e i s t ungen d e r  Krankenver ­

s i ch erun g  s t ark ang e s t i e g e n  s ind , währ end s i c h  zugl e i c h  info l g e  ver s c h i e dener G e s e t z e s änderun gen - z . B .  

Herab s e t zung d e s  Be i t r a g e s  in der Krankenver s i c herung d e r  Pens i oni s t en - erhebl i c h  verminder t h a b en . 

Eine Herab s e t zung d e s  B e i t r a g s s a t z e s  für den Aus g l e i c h s fonds d e r  Krankenver s i ch erungs tr ä g er von 1 , 4  % a u f  

1 , 2  % b i e t e t  s i c h  a l s  e in g e e i gn e t er Ausweg an , um d i e s er ungün s t i g e n  f inanz i e l l en Ent w i c klung ent g e g enzu­

wirken ( Er s parni s von r d . 86 , 7  M i l l i onen S c h i ll ing , a u f  die Z a h l e n  d e s
' 

J a hr e s  1 98 8  b e z o g en ) . 

-4 · 
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Entwurf : 
1 4 . S e p t emb er 1 9 8 9  

N 0 v e 1 1 i e r u n  g S v o r  s c h 1 a g 

z u  § 447b Ab s . 5  und 7 A S VG 

G e l t ender Wor t l aut 

( 5 )  Der Zuschuß gebührt  f ü r  e i n  Geschä ft sjahr 
höchst ens In dem Ausmaß . das er forder l i ch I st .  um d i e  
be l dem Krankenvers i cherungst räger am Ende des 
Geschä f t sjahres vorhandenen I l au i den M I t t e l  auf e i n  
Sechst e l  der Jahresaufwendungen d i eses 
VerS i cherungst rägers zu erhöhen . Er gebOhr t überdI es 
höchst ens Im Ausmaß des Bet rages , um den be l dem In 
Bet racht kommenden Krankenvers i cherungst räger 101  v .  H.  
der Aufwendungen des betref fenden Geschä f t sjahres d i e  
E i nnahmen - ausgenommen a l l fä l l I ge Zuschüsse und 
Zuwendungen aus dem Ausg l e i ch s fonds - überst e i gen . 

(6)  A l s  I l au i de M I t t e l  Im S i nne des Abs.  5 ge l t en d I e  
Barbest ände zuzüg l i ch der E i n l agen be l Ge l d i nst i t ut en 
und 70 v .  H. des B I l anzwer t es der Wert DaD l ere abzüg l l ch 
der noch n i cht abgeführ ten ,  für · fremde Rechnung 
e I ngehobenen Be i t räge sow i e  der am Ende des 
GeSChä ft sjahres buchmäß Ig fä l l I gen unber l ch t l gt en 
Vers I cherungs l e I st ungen und sonst i gen Verb i nd l i chke I t en . .  

( 7 )  D i e  s i ch aus der Anwendung der AbS . 4 und 5 für 
e i n Geschä f t sjahr ergebenden Zuschüsse dOr fen zusammen 
20 vH der am Ende dI eses Geschä f t sjahres fre i 
ver fügbaren M i t t e l  des Ausg l e i chsfonds der 
Krankenvers I cherungst räger n I cht  OberSChre I t en und s i nd 
I nnerha l b  d i eses Höchst ausmaßes verhä l t n I smäß i g  zu 
kürzen . ( BGB I . Nr . 588/ 198 1 ,  Art . V  Z . 5 )  - 1 .  Jänner 198 1 .  

Nove l l i erun g s vors chlag 

§ 4 4 7b Ab s . 5 und 7 l aut en : 

( 5 )  D e r  Zus chuß g eb ühr t für e i n  G e s ch ä f t s j ahr 
h ö c h s t ens in d e m  Ausmaß , d a s  erforder l i c h  i s t , um 
di e b e i  dem Krankenve r s i c h e r un g s tr ä g er am Ende d e s  
G e s c h ä f t s j ahr e s  vorhande n en l i quiden Mi t t e l  a u f  e in 
S e c h s t el d e r  J ahr e s aufwendun g e n  di e s e s  Ver s i c h e ­
run g s tr ä g e r s  z u  erhöhen . 

( 6 )  unveränder t 

( 7 )  D i e  s i c h  a u s  d e r  Anwendung der Abs . 4  
und 5 f ür e i n  G e s c h ä f t s j ahr e r g eb enden Zus c hüs s e  
dür f en z us amme n  3 0  v . H .  d e r  a m  Ende d i e s e s  G e s chä f t s ­
j ahr es fr e i  v e r fügb a r e n  M i t t e l  d e s  Aus g l e i c h s fonds 
der Krankenvers i c herun g s tr ä g e r  nicht üb e r s c hr e i t en 
und s ind innerhalb d i e s e s  H ö c h s t ausma ß e s  verhältni s ­
mäß i g  z u  kür z en . 
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B e gründung : 

D i e  L e i s tungen a u s  d e m  Aus g l e i chs fonds an di e e inz elnen Kr ankenve r s i c h erung s t r ä g e r  s ind vers c h i e dene , und 
. �  

s i e  s ind an u n t e r s c hi e dl i c h e  Voraus s e t z ungen g e knüpft . E s  g i b t  Zus c hüs s e , Zuw e ndungen , Darlehen und Zweck-

zus c hü s s e . Zweck d e s  Ausgl e i c h s fonds i s t , wi e im § 447a Abs . l  ASVG ums c hr i eb e n  i s t , e ine aus g e gl ichene G e ­

b arung b z w . e in e  a u sr e i c hende Liquidi t ä t  der d i e s em F onds angehörenden Kr ankenver s i c h erun g s tr ä g er z u  g e währ ­

l e i s t en . D i e  gr ö ß t e B e deutun g  h a b e n  h i e b e i  d i e  Zus chüs s e  ( §  4 4 7b A S VG ) , d enn g er a d e  s i e  s ind - w i e  k e in e  

ander e  d e r  erwähn t e n  L e i s tungs ka t e gor i en - g e e i gne t , s truk t ur e l l e  Unt e r s c h i e d e  b e i  d e n  Krankenver s i c herung s ­

t r ä g em aus zug l e i c he n . D i e s em Grund g e d anken ent s pr i c h t  e s , d i e  Mögl i c hk e i t  d e r  G e währung von Zus c hüs s en ,  d i e  

derz e i t  m i t  2 0  v . H . d er fr e i  ver fügb a r e n  Mi t t e ln d e s  Aus g l e i c h s fonds b e grenz t s ind , z u  erwe i t ern . Es  wird 

de shalb e ine Erhöhung v o n  20 % auf 30 % vorg e s chlagen . 

G l e i c h z e i t i g  s o l l  d er i m  4 4 7b Ab s . 5  2 .  S a t z  ASVG vorg e s eh e n e  Grenzb e t r a g  a bg e s chafft werden . Gemäß der 

z i t i e r t en B e s t immung g ebühr t e in Zus c huß höchs t ens im Ausmaß j en e s  B e t r a g e s , um d e n  bei  e inem Krankenver s i c h e ­

rungs tr ä g er 1 0 1  v . H .  d e r  Aufwendun g e n  d i e  E i nnahmen - aus g e nommen a l l f ä l l i g e  Z u s c hüs s e  und Zuwendungen a u s  

dem d e n  Aus g l e i c h s fonds - über s t e i g en .  D i e s  führ t e  d a z u , d a ß  e in Kr anke nver s i ch erun g s t r ä g er, der im Hin-

b l i c k  a uf s e i n e  kr i t i s che f inanz i e l l e  S i tua t i o n  s pa r s am wirt s c h a f t e t  und a u f  d i e s e  We i s e  e inen Gebarung s ­

abgang g erade n o c h  v e r m e i de t , k e inen Zus chuß erhä l t , nur w e i l  s e in e  Aufwe ndun g en d i e  Einnahmen n i c ht o der 

in e inem zu g er i n g e n  Maß üb e r s t e i g en, und zwar auch dann , w e nn d i e  dur c h s c hni t t l i chen Einnahm en j e  P f l i c ht ­

ver s i c h e r t e n  erheb l i c h  unt er d e r  Aus g l e i c hs gr en z e  ( §  4 4 7b A b s . 2  ASVG ) l i e g en . D e r  z we i t e  S a t z  d e s  § 4 4 7b Abs . 5  

ASVG s o ll daher er s a t z l o s  g e s t r i ch e n  werden . 
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. n 42-5 4 . 3 /90 Tu/Mr 

An das 

Bunde sminis t er ium für . 
Arbe i t  und S o zia� e s  

Stubenring 1 
10 10 W i e n 

K� . 4 17/DW 

W i e n , 29 . Jänner 1 990 

B e tr . : Höhervers i cherung gemäß § 20 ASVG 
bzw . § 13 GSVG b zw . § 10 BSVG ; 
Öffent�ichk e i t sarbe i t  gemäß § 8 1  ASVG 
bzw . § 43 GSVG bzw . § 41 BSVG 

Der Hauptverband wird di e Öffentlichke i t s arb e i t  hins i c h t ­

l i c h  d e r  fr eiwill i g en Höherver s i c h erung i n  d e r  P ens i onsver s i ch e ­

rung int en s ivieren . D i e  bi sherigen Erfahrungen haben unt er 

anderem ergeb e n , daß di e Begriffe " Höhervers i cherun g n und " b e -

· sonder er S t e i g erun g s b e t r a g "  von den Ver s i c hert en oftmals irr t üm­

lich aus g e l e g t  werden . So wird unt er Höhervers i cherung immer 

wi e d er di e Erhöhung der für die Pflichtver s i c hert en maßg e b enden 

allgemeinen Beitragsgrundlage ver s t anden . Was hinge g en unt er 

einem b e s onderen S t e i g erungsb e trag zu ver s t ehen is t ,  muß den 

Ver s i cher t en zum e i s t e ing ehend erklär t werden . 

Aus die s em Grunde r egt der Hauptverband an , ans t ell e der 

Aus drücke Höhervers icherung und b e s onder er S t e i gerungs b e tr a g  

di e Aus drücke " Zus a t zver s icherung " und " Zusa t z pension" zu ver­

wenden . 

Das Bund e s mini s t er ium für Arb e i t  und S o z i a l e s  wird g e ­

b e t en ,  anläßlich der nächs t en Novelli erung d e s  ASVG bzw . GSVG 

bzw . BSVG di e in Rede s t ehenden B e griffe im Sinne der Anr e gung 

des Hauptverbandes zu ändern . 

. Der General �or :  

,1· . f �. 
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Nov e l l i erungsvor s chl ä g e  z um A S VG , d i e  dem 

Bunde smini s t er ium für Arb e i t  und S o z i a l e s noch 

nicht üb ermi t t e l t  wur d en . 
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G e l t e nd e s  R e c h t  

§ 1 1  Abs . l  laut e t : 

§ 1 1 .  ' I ' D i e  Pf l I cht ver s i cherung der Im § 10 Abs . 1 
beze i chnet en Per sonen er l i scht , sowe i t  I n  den Abs . 2 
b i s  6 n ' c�t s ander es best i mmt w i r d ,  m i t  dem Ende des 
Beschä ft l gungs- , Lehr- oder Ausb i l dungsverhä l t n i sses . 
Fä l l t Jedoch der Ze i t punk t , an dem der Anspruch auf 
Entge l t  endet , n i cht mi t dem Ze I t punk t des E ndes des 
Beschä f t i gungsverhä l t n i sses zusammen , so er l I scht d i e  
Pf l i cht ver s i cherung m i t  dem Ende �es Entge l t anspruches .  

B egründung : 

• Nov e l l e  zum ASVG 
Entwur f : 1 2 . F e bruar 1 9 90 

Änderungsvor s ch l a g  

§ 1 1  Abs . l  h a t  z u  l a ut en :  

( 1 ) D i e  P f l i c h tver s i c h erung der im § 1 0  Abs . l  
b e z e i c hn e t en Per s onen e r l i s cht , s o we i t  in d e n  
Abs . 2  b i s  6 n i c h t s  ander e s  b e s t immt wird , m i t  
d e m  Ende d e s  Be s c hä f t i gun gs - ,  Lehr- o d e r  Au s ­
b i ldungs verhä l t n i s s e s . F ä l l t  j e do c h  d e r  Z e i t ­
punkt , a n  d e m  der Ans pruch auf Ent g e l t  end e t , 
n i c ht mi t d e m  Z e i t punkt d e s  Ende s des B e s c h ä f ­
t i gung s - ,  Lehr- o d e r  Aus b i l dung sverhä l t ni s s e  
z u s a mmen , s o  e r l i s c ht d i e  P f l i chtver s i c herung 
m i t  dem Ende d e s Ent g e l t a n s pruch e s . 

Der z e i t  ende t d i e  Pfl i ch t v er s i cherung von Lehr l ingen i n  a l l en F ä l l e n  m i t  d e m  Ende d e s  Lehrve r ­

hältni s s e s ; d a s  Ende d e s  Ent g e l t ans pr u ch e s  i s t  dab e i  - i m  G e gen s a t z  z u  d e n  Di ens tn ehmern -

nicht zu b erücks i c h t i g e n . Bl e ib t  e twa e in Lehr l ing unb e fugt s e inem Lehr p l a t z  f ern , h a t  e r  ab 

d i e s em Z e i t punkt zwar k e inen Anspruch a u f  Lehr l ings ent s c h ä d i gung , die P f l i c htver s i c h erung i s t  

aber b i s  zur t a t s ä chl i c h e n  L ö s ung d e s  L e hrverh ä l tni s s e s  aufr e c h t ; B e i tr ä g e  s i nd h i e für a b e r  

k e i n e  zu entr i ch t en . 

Durc h  d i e  Be s t i mmungen d e s  Beruf s a u s b i l dung s ge s e t z e s  - i n sb e s on d e r e  w e g e n  d e s  An s pru c h e s d e s  

Lehrl i n g s  auf Lehr l i n g s ent s c h ä d i gung - e r s c h e int e s  nun durchaus ver t r e tbar , auch d i e  P f l i c h t ­

ver s i cherung von Lehr l in g e n  m i t  d e m  Ende d e s  Ent g e l t an s pruchs enden zu la s s en . 
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Geltendes Recht 

§ 1 6 A bs.2 Z.1 ASVG lautet: 

1 .  Hörer an einer Lehranstalt im Sinne des § 1 A bs.1 lit.a 
bis e des Studienförderungsgesetzes, die im Rahmen 
des für die betreffende Studienart vorgeschriebenen 
normalen Studienganges inskribiert sind, 

Begründung: 

49. Novelle zum AS VG 
Entwurf: 20. März 1990 

Änderungsvorschlag 

§ 1 6  A bs.2 Z.1 ASVG hat zu lauten: 

1 .  Hörer an einer Lehranstalt im Sinne des § 1 A bs.1 lit.a 
bisldes Studienförderungsgesetzes, die im Rahmen des 
für aie betreffende Studienart vorgeschriebenen normalen 
Studienganges inskribiert sind. 

Mit Bundesgesetz vom 8. Juni 1989,  BOBl. Nr. 303/89, wurde das Studienförderungsgesetz geändert. 

Insbesondere wurde der Kreis der Anspruchsberechtigten um die ordentlich Studierenden an mit Öffentlichkeitsrecht ausge­
statteten Konservatorien erweitert. Dieser Personenkreis ist in § 1 Abs.1 lit.f Studienförderungsgesetz genannt, während die 
bisherige lit.f (Schüler an medizinisch-technischen Schulen) zur lit.g wurde. 

Es ist gerechtfertigt, die Selbstversicherungsberechtigung auf die genannten Studierenden an Konservatorien auszudehnen. 
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49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 1. März 1990 

Geltendes Recht 

§ 49 Abs.3 Z. 1 ASVG lautet: 

1 .  VergOt ungen des D I E� � t geber s an den D I enst nehmer 
( lehr l I ng ) ,  durch we l che d e durch d I enst l I che 
Verr I cht ungen für den D l en�t geber vp.r an l aßt en 
Au fwendungen des D l rnst ne",mer s  a bgego l t en werden 
( Au s l agener sa l z ) ; h t ezu gehören I nsbesondere Bet r äge , 
d I e  den D l en�t nehmern ( lehr l i ngen ) a l �  
Fahr t kost envergüt ungen e I nsch l I eß l I ch der Vergüt ungen 
für Wöchenend ( F am l l f en ) he l mfahr t en .  Tages- und 
NäCh t l gungsge l der gezah l t  w�rden . sowe i t  s I e  nach § 26 
des E l nkonmenst ellergeset ze s  1 988 . BGB I .  Nr . 400 . n i cht 
der E l nkonmen s t euer ( lohnst euer ) p f l l ch t  unt e r l I egen . 
Unt er Tages- und När h t l gungsge l der f a l l en a uch 
Vergüt ungen für den be l Arbe i t en außerha l b  des Bet r I ebes 
oder mange l s  zUPlut barer t äg l I cher Rückk ehrlllÖg l l chk e l t  'In 
den st änd I gen Wohnor t ( F am l l l enw0hn s l t z )  verbundenen 
Mehrau fwand . w I e  BallzU l agen , Trrnnun9�ge l der . 
Übernacht lJngsge l der . lehrge l der . E n l fer nungsz u l agen . 
Aufwandsent schädf gllngen . S t ör - und AIIßarhau s z u l agp.n uä . ;  

Begründung: 

Änderungsvorschlag 

§ 49 Abs.3 Z.1 ASVG hat zu lauten: 

1 .  Beträge, 

a) die der Dienstnehmer (Lehrlin vom Dienst eber erhält 
um SIe ür I n auszugeben (durchlaufende Gelder), 

b) durch die Auslagen des Dienstnehmers (Lehrlings) für 
den Dienstgeber ersetzt werden (Auslagenersätze) oder 

soweit sie nach § 26 des EStG 1988
\1

BGBlNrAOO, nicht der 
Einkommensteuer (Lohnsteuer)pflic t unterliegen; 

Durch die 46. und 48. Novelle des ASVG sowie durch das Abgabenänderungesetz 1989,  BGB1.Nr.660/1989, sollte die lohnsteu­
errechtliche und die sozialversicherungsrechtliche Gleichbehandlung der Auslagenersätze, insbesondere der Tagesgelder, her­
beigeführt werden. In der Praxis ergeben sich aber bei der sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung bestimmter Zulagen 
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noch Auffassungsunterschiede. Diese sind insbesondere auf die unterschiedliche Textierung der sozialversicherungsrechtli­
chen und der lohnsteuerrechtlichen Vorschriften zurückzuführen. So ist z.B. die Bauzulage ausdrücklich in § 49 Abs.3 Z.1 
ASVG als beitragsfrei angeführt, soweit sie nach § 26 EStG nicht der Einkommensteuerpflicht unterliegt. Nach den Richtlini­
en über die Lohnverrechnung 1989 (Erlaß des Bundesministeriums für Finanzen vom 24. Mai 1989, Zl. 140603/1-IV/14/89) ist 
die Bauzulage aber lohnsteuerpflichtig. Die beispielsweise Anführung der Bauzulage im § 49 Abs.3 Z.1  ASVG müßte daher ent­
fallen. 
Dies gilt entsprechend auch für die Familien- und Wochenendheimfahrten. Durch das Abgabenänderungsgesetz wurden diese 
Zulagen nunmehr ebenfalls lohnsteuerpflichtig und infolgedessen auch beitragspflichtig. 
Um in Hinkunft derartige Auslegungsschwierigkeiten von vornherein auszuschalten, sollten die entsprechenden Bestimmun­
gen im ASVG und im EStG auch gleich formuliert werden. Dies wird durch den vorliegenden Novellierungsvorschlag erreicht. 
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\. 49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 1. März 1990 

Geltendes Recht 

§ 49 Abs.3 Z.2 ASVG lautet: 

2 .  Scnmutzzu l agen . sowe i t  s i e  nach § 68 Abs . 1 .  5 
und 7 aes E I nkollvllenst euergeset zes 1 988 n i cht der 
E I  nkall.nenst euer ( lannst  euer )pf  l i cht unt er 1 I  egen ; 

Begründung: 

Änderungsvorschlag 

§ 49 Abs.3 Z.2 ASVG hat zu lauten: 

Die Beitragsfreiheit der Schmutzzulagen ist derzeit davon abhängig, daß sie nach § 68 Abs. l ,  5 und 7 des EStG nicht der Lohn­
steuerpflicht unterliegen. Für die beitragsrechtliche Beurteilung der Schmutzulage ist dieser Verweis auf die entsprechenden 
Bestimmungen des EStG aber sehr problematisch. Dies insbesondere deshalb, da im EStG im Zusammenhang mit der 
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Schmutzzulage auch die Erschwernis- und Gefahrenzulage geregelt wird; die Erschwernis- und Gefahrenzulage sind lohnsteu­
erfrei,  aber nicht beitragsfrei .  
So bestimmt der § 68 Abs.l EStG, daß die Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulage sowie sonstige Zuschläge (z.B. Über­
stundenzuschläge) insgesamt bis S 4.950,-- monatlich steuerfrei sind. Es wird daher in der Praxis oft vorkommen, daß die 
Schmutzzulage vom Finanzamt lohnsteuerfrei behandelt wird, weil der Freibetrag insgesamt nicht überschritten wurde. Eine 
genauere Prüfung der Voraussetzungen wird dabei nicht erfolgen. Wenn der Freibetrag durch die Gewährung dieser Zulagen 
überschritten wird, stellt sich für die Finanzbehörde nicht die Frage, durch welche Zulage der Betrag überschritten wurde, da 
alle diese Zulagen gleich behandelt werden. Bei der sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung ist dies allerdings nicht der 
Fall. 
Für die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung der Schmutzzulagen ist daher die Bindung an die entsprechenden Vorschrif­
ten des EStG nicht zielführend und bringt in der Praxis auch erhebliche Probleme. 
Durch den Hinweis auf den § 68 Abs.5 Z.7 EStG (innerbetriebliche Vereinbarungen) bestünde die Möglichkeit, daß Schmutzzu­
lagen in unbestimmter Höhe zwischen Dienstnehmern und Dienstgebern vereinbart werden und auch in dieser Höhe beitrags­
frei wären. Beitragsfrei sollen diese Zulagen aber nur bis zu der Höhe der Vergütungssätze in Kollektivverträgen vergleichba­
rer Betriebe sein. Es soll dadurch eine Gleichstellung bei der beitragsrechtlichen Beurteilung der Zulagen für diese Dienstneh­
mer mit den Zulagen für vergleichbare Dienstnehmer erfolgen. 

8/SN
-295/M

E
 X

V
II. G

P - Stellungnahm
e (gescanntes O

riginal)
68 von 137

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 1. März 1990 

Geltendes Recht 

§ 49 Abs.3 Z.6 ASVG lautet: 

6 .  Werk zeugg� l der . wenn s i e  a u f  Grund e i ner 
l ohnges t a l t enden Rege l ung Im S i nne des § 68 Abs . 5 Z 1 
O l s  7 des f l nkomll�nst euergeset zes 1988 gezah l t  werden ; 

Begründ ung: 

Siehe letzter Satz der Begründung zu § 49 Abs.3 Z.2 ASVG. 

Änderungsvorschlag 

§ 49 Abs.3 Z.6 ASVG hat zu lauten: 

6. Werkzeuggelder, wenn sie aufgrund einer lohngestalten­
den Regelung im Sinne der Z.2 gezahlt werden; 
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49. Novelle zum ASVG 
En twurf: 1. März 1990 

Geltendes Recht 

§ 49 Abs.3 Z.19 ASVG lautet: 

1 9 .  Z I nsenersparn i s se be l z i nsverb i l l i gt en oder 
unverz i ns l I chen D i enst geberdar l ehen . sowe i t  das Dar l ehen 
l00 . �  S _ n l cht über s t e I gt . 

Begründung: 

Änderungsvorschlag 

§ 49 Abs.3 Z.19 ASVG hat zu lauten:  

19. Zinsenersparnisse bei zinsverbilligten oder unverzinsli­
chen Dienstgeberdarlehen und Gehaltsvorschüssen, soweit 
diese zusammen S 100.000,-- nicht übersteigen;  

In der Praxis kommt es immer wieder zu Auffassungsunterschieden, ob unter den Begriff der Dienstgeberdarlehnen auch Ge­
haltsvorschüsse zu subsumieren sind. Zur KlarsteIlung der bereits jetzt bei den Kassen gehandhabten Praxis, sollten die Ge­
haltsvorschüsse ausdrücklich in der Z.19 angeführt werden. 
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49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 1. März 1990 

Geltendes Recht 

§ 49 Abs.3 Z.20 ASVG lautet: 

20. d i e  unent ge l t l i che Oder ver b i l l i gt e  Be förderung 
der e i genen D l enst neruner und deren Angehör i gen bel 
Be förderungsunt ernehnlen . d i e  Beförderung der 
D i enst neruner z w i schen wohnung und Arbe i t ss t ä t t e  auf 
Kost en des D I enst geber s sow i e  der E r sa t z  der 
t a t säch l i chen Kost en f ür fahr t en des D i enst nehmer s 
z w i schen Wohnung und Arbe i t ss t ä t t e  m i t 
Massenbeför derungsmi t t e l n ;  

Begründung: 

Änderungsvorschlag 

§ 49 Abs.3 Z.20 ASVG hat zu lauten: 

20 . die unentgeltliche oder verbilligte Beförderung der eige­
nen Dienstnehmer und deren Angehörigen bei Beförder­
ungsunternehmen, die Beförderung der Dienstnehmer zwi­
schen Wohnung und Arbeitsstätte auf Kosten des Dienstge­
bers sowie der Ersatz der tatsächlichen Kosten für Fahrten 
des Dienstnehmers zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
auch für Wochenend- und Familienheimt: hr n mit Mas­

senbe ör erungsmltte n ;  

Aus systematischen Gründen sollten die Wochenend- und Familienheimfahrten nicht in der Z .l ,  sondern in der Z.20 angeführt 
werden. Die Beitragsfreiheit dieser Zulagen - durch die bestehende Formulierung der Z .l  besteht Beitragspflicht - ist im Zuge 
einer Vereinheitlichung der sozialversicherungs- und lohnsteuerrechtlichen Behandlung gerechtfertigt, weil diese Zulagen 
steuerrechtlieh als Werbungskosten geltend gemacht werden können. 
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49. Novelle zum ASVG 
En twurf: 1 .  März 1990 

Geltendes Recht 

§ 49 Abs.3 Z.24 ASVG lautet: 

24 . Pram l en fOr Verbesserungsvor sch l äge Im Bet r I eb . 
wenn s I e  auf Grund e I ner l ohnge s t a l t enden Rege l ung I m  
S I nne des § 6 8  Abs . 5 Z 1 b I s  7 des 
E l nkommenst euerge�et zes 1 988 gezah l t  werden ; 

Begründung: 

Siehe letzter Satz der Begründung zu § 49 Abs.3 Z.2 ASVG. 

Änderungsvorschlag 

§ 49 Abs.3 Z.24 ASVG hat zu lauten: 

24. Prämien für Verbesserungsvorschläge im Betrieb, wenn 
sie aufgrund einer lohngestaltenden Regelung im Sinne der 
Z.2 gezahlt werden; 
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49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 1. März 1990 

Gel tendes Rech t 

§ 49 Abs.3 Z.25 ASVG lautet: 

25. Nach l asse des D I enst gebe r s  be l 
Ver s l cherung�präm l en se i ne r  D l en�t nehmcr . sowe i t  d i ese 
Nach l ä sse für a l l e [ I ensl n�hmer oder best immt e Gruppen 
se i ner D i enst nehmer gewähr t werdp.n und der P r e i svor t e i l 
für den e i nze l nen D i enst nehmer n i ch t  über j enen Vor t e i l 
h i nausgeh t . den der D I enst geber üb l i cherwe i se auch 
anderen Per sonen . I n Sbesondere anderen 
Ver s l cher ungsnphmern ( Groß- und Dauerkunden ) gewähr t .  
wenn s i e  auf Grund e i ner l ohnge st a l t enl1en Rege l ung I m  
S i nne des § 6 8  Ab� .  5 Z 1 b i s 7 des 
E l nkommenst euerge�et zes 1 983 gezah l t  werden . 

Begründung: 

Siehe letzter Satz der Begründung zu § 49 Abs.3 Z.2 ASVG. 

Änderungsvorschlag 

§ 49 Abs.3 Z .25 ASVG hat zu lauten :  

25. Nachlässe des Dienstgebers bei Versicherungsprämien 
seiner Dienstnehmer, soweit diese Nachlässe für alle Dienst­
nehmer oder bestimmte Gruppen seiner Dienstnehmer ge­
währt werden und der Preisvorteil für den einzelnen Dienst­
nehmer nicht über jenen Vorteil hinausgeht, den der Dienst­
geber üblicherweise auch anderen Personen, insbesondere 
anderen Versicherungsnehmern gewährt, wenn sie auf 
Grund einer lohngestaltenden Regelung im Sinne der Z.2 ge­
zahlt werden. 
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49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 1. März 1990 

Geltendes Recht 

§ 49 Abs.4 ASVG lautet: 

( 4 )  Der Haupt verhand k a nn .  wenn d i es zur Wahrung 
e i ner e l nhe l t l l chp� Beur t e i l ung der Ae l t ragsp f l l cht bzw . 
Be t t r a g s f r e l ne l t  von Bezügen d i en t . nnch Anhörung der 
I n t eressenver t r e t un�cn der D l en s t nehmor und D I en s t geber 
fest st e l l en ,  00 und I nw i ewe i t  Bezuge im S i nne des Abs .  3 
Z I ,  2 ,  6 Oder 1 1  n i cll t a l s  E n t ge l t  1 m  S i nne des Abs . 1 
ge l t en .  D i e  fest � l e l l ung hat auch das Ausmaß 
( HOChst ausmaß ) der Bezuge DZw. Bezugst e il. e  zu ent ha l ten , 
das n i cht a l s  Entge l t  im S i nne des AOs .  I g i l t . 
Derar t i ge fest st e l l unyen s i nd i n  Oer fachze i t schr i f t 
· Soz l a l e S i cherhe i t - zu ver lautbaren und für a l l e  
Soz l a l vers i cherungst rager und Behbrden verb i nd l i ch .  D i e  
fest s t e l l ungen S i nd ruckwi rkend a b  dem 
W I rk samke i t sbeg i nn der zugrUnde l t egenOen Rege l ungen Im 
S i nne des AbS . 3 vorzunehmen . 

Begründung: 

Änderungsvorschlag 

§ 49 Abs.4 ASVG hat zu lauten: 

(4) Der Hauptverband kann, wenn dies zur Wahrung einer 
einheitlichen Beurteilung der Beitragspflicht bzw. Beitrags­
freiheit von Bezügen dient, nach Anhörung der Interessen­
vertretungen der Dienstnehmer und Dienstgeber feststellen, 
ob und in welchem Ausmaß Bezüge im Sinne der Z.2, 6 oder 
1 1  nicht als Entgelt im sinne des Abs.1 gelten. Derartige 
Feststellungen sind in der Fachzeitschrift "Soziale Sicher­
heit" zu verlautbaren und für alle Sozialversicherungsträger 
und Behörden verbindlich. Die Feststellungen sind rückwir­
kend ab dem Wirksamkeitsbeginn der zugrunde liegenden 
Regelungen im Sinne des Abs.3 vorzunehmen. 

Feststellungen des Hauptverbandes für Zulagen nach § 49 Abs.3 Z.l ASVG sind nicht mehr erforderlich, weil die sozialversi­
cherungsrechtliche Beurteilung dieser Zulagen nunmehr eindeutig gesetzlich geregelt ist (Bindung an das EStG). 
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49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 1. März 1990 

Geltendes Recht 

§ 54 Abs.2 ASVG lautet: 

( 2 )  Der Haupt verband kann m i t Zust lnnung der 
zuständ i gen I n t e,'essenver t ret ungen der D i en s t nehmer und 
D I en s t geber und der zuständigen 
Krankenver s i cherungst räger fest set zen . daß d i e  
Sonderzah l ungen be l oest l mmt en Gruppen von Vers l �her t en 
m i t  e i nem e i nhe i t l i chen Hunder t sa t z  der a l l geme i nen 
Be i t ragsgrund l age der Berechnung des Sonderbe i t rages 
zugrunde ge l egt werden . § 49 Abs . 4 vor l e t z t er Sa t z  I s t  
ent sprechend anzuwenden. 

. 

Begründung: 

Änderungsvorschlag 

§ 54 Abs.2 ASVG hat zu lauten: 

(2) Soweit die innerhalb eines Kalenderjahres von einem 
Dienstgeber gewährten Sonderzahlungen das 60fache der 
geltenden Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 Abs. l)  überstei­
gen, sind von diesen Beträgen allgemeine Beiträge zu ent­
richten, wobei die übersteigenden Beträge gleichmäßig auf 
die Beitragstage des betreffenden Kalenderjahres, während 
derer die durch die Beschäftigung bei diesem Dienstgeber 
begründete Pflichtversicherung (ausgenommen Zeiträume, 
während derer der Anspruch auf Krankengeld gemäß § 143 
Abs.l Z.3 zur Hälfte geruht hat) bestanden hat, aufzuteilen 
sind. Die aufzuteilenden Beträge dürfen zusammen mit den 
bisherigen allgemeinen Beitragsgrundlagen die Höchstbei­
tragsgrundlage (§ 45 Abs.l )  nicht überschreiten. 

Die bisherigen Abs.2 bis 5 werden zu den Abs.3 bis 6. 

In letzter Zeit häufen sich Fälle, daß Dienstnehmer nur mit einer geringen Beitragsgrundlage gemeldet sind (teilweise sogar 
unter der Geringfügigkeitsgrenze liegen), jedoch überdurchschnittlich hohe (weit über der Höchstbeitragsgrundlage liegende) 
Sonderzahlungen erhalten. Dadurch soll die Höhe der zu entrichtenden allgemeinen Beiträge möglichst gering gehalten wer­
den; insbesondere trifft dies bei Provisionsbeziehern zu. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (Erkenntnis vom 
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30. Jänner 1986, Zl. 85/08/0147) können derartige Auszahlungsformen vereinbart werden; diese Zahlungen sind dann Sonder­
zahlungen und werden nicht für die allgemeine Beitragsgrundlage herangezogen. 
Eigentlich handelt es sich dabei aber nur um eine Umgehungshandlung; die Zuordnung dieser Beträge zur allgemeinen Bei­
tragsgrundlage soll verhindert werden. 
Aus diesem Grund sollen daher diese Beträge am Jahresende in einer Art Jahresausgleich für die allgemeine Beitragsgrundla­
ge herangezogen werden. 
Für das Leistungsrecht der Krankenversicherung bedeutet dies, daß die Bemessungsgrundlage für Geldleistungen durch die­
sen Jahresausgleich nachträglich geändert wird. Auf Antrag des Versicherten sind daher Nachzahlungen des Krankengeldes 
zu gewähren. 
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49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 1. März 1990 

Geltendes Recht 

§ 58 Abs.l ASVG lautet: 

§ 58 . ( 1 ) D i e  a l l geme i nen Be i t rage s i nd am l e t z t en Tag 
des Ka l endermona t es fa i l l g ,  In den das E nde des 
Be I t ragsze I t raumes fä 1 I t ,  sofern d i e  Be i t räge n i Ch t  
gemaß Abs .  3 v om  Trager der Krankenver s i cherung dem 
Be t t rags schu l dner vorgeschr i eben werden . D i e  gemäß 
AbS . 3 vorgeschr i ebenen Be i t räge s i nd m i t Ab l au f  des 
zwe i t en werk t ages nach der Aufgabe der 
Be i t ragsvorSchr e i bung zur Post bzw . m i t dem Ze i t punk t 
der Zust e l l ung durCh Organe des Tragers der 
Krankenver s i cherung fa i l i g .  D i e  Sat zung k ann , sofern s i e  
e i nen ande ren a l s  d�n I m  § 44  Abs .  2 er s t er Sa t z  
beze i chne t en Be i t ragsze i t raum bes t immt und für den Fa l l .  
daß durch Vere i nbarung m i t  dem D I enst geber e i n  
abwe i chender Be l t r�gsze l t raum fest ge l pgt w i rd ,  vor sehen . 
daß d i e  Be l t räg� am l et z t en Tag des Be i t ragsze i t raumes 
f ä l l i g werden . O i e  Fä l l i gk e i t  der Sonderbe i t räge w i r d 
durch d i e  Sat zung de:: Ver S l cnerungst rägers gerege l t . 

B egründung: 

Änderungsvorschlag 

§ 58 Abs. l ASVG hat zu lauten: 

(1) Die allgemeinen Beiträge sind am letzten Tag des Kalen­
dermonates fällig, in den das Ende des Beitragszeitraumes 
fällt, sofern die Beiträge nicht �emäß Abs.3 vom Träger der 
Krankenversicherung dem BeItragsschuldner vorgeschrie­
ben werden.  Die Fälligkeit der Sonderbeiträge gemäß § 54 
Abs. l wird durch die Satzung des Versicherungsträgers ge­
regelt. Die Beiträfie gemäß § 54 Abs.2 sind am Ende des Ka­
lendermonates fä ig, an dem das Dienstverhältnis geendet 
hat, spätestens jedoch am 3 1 .  Dezember des jeweiligen Ka­
lenderjahres. 

Durch die Änderung des § 54 Abs.2 ASVG ist eine Regelung erforderlich, wann diese Beiträge fällig sind. 
Aus diesem Grund sollen daher diese Beträge in einer Art Jahresausgleich für die allgemeine Beitragsgrundlage herangezogen 
werden. 
Für das Leistungsrecht der Krankenversicherung bedeutet dies, daß die Bemessungsgrundlage für Geldleistungen durch die­
sen Jahresausgleich nachträglich geändert wird. Auf Antrag des Versicherten sind daher Nachzahlungen des Krankengeldes 
zu gewähren. 

. 
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Geltendes Recht 

§ 68 A bs.3 ASVG lautet: 

Sind fällige Beiträge durch eine grundbücherliche Ein ­
tragung gesichert, so kann innerhalb von 30 Jahren nach 
erfolgter Eintragung gegen die Geltendmachung des da­
durch erworbenen Pfandrechte die seither eingetretene 
Verjährung des Rechtes auf Einforderung der Beiträge 
nicht geltend gemacht werden. 

Begründung: 

49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 20. März 1990 

Änderungsvorschlag 

§ 68 A bs.3 ASVG hat zu lauten: 

der 

Nach der derzeitigen Fassung des § 68 Abs. 3 ASVG unterliegen einer 3D-jährigen Verjährung nur jene fällige Beiträge, die 
durch eine grundbücherliehe Eintragung gesichert sind. 

Der gegenwärtige Rechtszustand bedingt, daß nicht grundbücherlich gesicherte Rückstandsausweise der zweijährigen Verjäh­
rungsfrist unterliegen und die Hintanhaltung der Einforderungsverjährung (auch in Fällen einer bereits bewilligten Exekuti­
on) eine vom Versicherungsträger jeweils innerhalb von zwei Jahren seit dem letzten Verjährungsun terbrech ungsvorgang zu 
treffende Unterbrechungsmaßnahme voraussetzt. 

Diese in vielen Fällen lediglich zum Zwecke der Verjährungsunterbrechung erforderlichen Eintreibungsmaßnahmen sind aus 
administrativer Sicht sehr aufwendig und stellen überdies eine finanzielle Belastung dar, die bei späterer Beitragszahlung die 
Zahlungsverpflichtungen des Beitragsschuldners erhöht. 

Aus den vorstehenden Gründen sollte § 68 Abs.3 ASVG dahingehend erweitert werden, daß bei Vorliegen eines Rück­
standsausweises die 3D-jährige Verjährungsfrist im Sinne einer Judikatschuld vorgesehen wird. Dies kann allerdings nur für 
jene Rückstandsausweise gelten, die dem Beitragsschuldner auch zugestellt wurden .  
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'" 
49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 1. März 1 990 

Begründung: 

Geltendes Recht Änderungsvorschlag 

§ 1 1 7  Abs.2 ASVG (NEU) hat zu lauten: 

(2) In der Krankenordnung (§ 456) kann, um unnotwendige, 
unökonomische und unzweckmäßige Leistungen für Rech­
nung des Versicherungsträgers hintanzuhalten, bestimmt 
werden, welche Sachleistungen der Krankenversicherung 
(Erstattung von Kosten anstelle von Sachleistungen) an das 
Erfordernis der vorherigen bzw. nachträglichen Bewilligung 
durch den Versicherungsträger, gegebenenfalls der vorheri­
gen bzw. nachträglichen chef(kontroll)ärztlichen Bewilli­
gung gebunden sind. Es kann auch ausdrücklich bestimmt 
werden, bei welchen Leistungen das Erfordernis der vorheri­
gen Bewilli gung entfällt. 

Der Oberste Gerichtshof hat mit Urteil vom 24. Mai 1989, Zl. 9 Ob A84/89, ausgesprochen, daß die in den Krankenordnungen 
der Versicherungsträger vorgesehene chefärztliche Bewilligung keine Voraussetzung für die Inanspruchnahme bestimmter 
Behandlungsmethoden (ärztliche Hilfe) auf Rechnung des Versicherungsträgers sein kann; eine entsprechende ausdrückliche 
Vorschrift ist im ASVG nicht vorgesehen. Nach Ansicht des Obersten Gerichtshofes liegt also eine formalgesetzliche Delegati­
on vor. Dem Versicherten kann daher die Kostenübernahme für die ärztliche Hilfe nicht deshalb verweigert werden, weil er 
vorher nicht die Zustimmung des Versicherungsträgers eingeholt hat. 
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Für die Praxis der Versicherungsträger ist es aus ökonomischen Gründen aber unerläßlich ,  daß die Gewährung bestimmter 
Leistungen von der chefärztlichen Bewilligung abhängig ist. Um in Hinkunft alle diesbezüglichen Zweifel von vornherein aus­
zuschalten, sollte im Gesetz ausdrücklich angeführt werden, daß i n  der Krankenordnung eine derartige Vorgangsweise festge­
legt werden kann. 
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Geltendes Recht 

§152 A bs.1 zweiter Satz ASVG lautet: 

. . . .  A nspruch auf Familiengeld besteht nicht für einen 
A ngehörigen, der aus selbständiger oder unselbständiger 
Erwerbstätigkeit, aus einem Lehr- oder A usbildungsver­
hältnis oder auf Grund des Bezuges von Geldleistungen 
aus der Sozialversicherung mit A usnahme des Hilflosen­
zuschusses ein Einkommen von mehr als S 3.182,-- mo­
natlich bezieht . . . . .  

Begründung: 

49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 20. März 1990 

Änderungsvorschlag 

§ 152 A bs.1 zweiter Satz ASVG hat zu lauten: 

. . . .  Anspruch auf Familiengeld besteht nicht für einen 
Angehörigen, der aus selbständiger oder unselb­
ständiger Erwerbstätigkeit, aus einem Lehr- oder Aus­
bildungsverhältnis oder aufgrund des Bezuges von Geld­
leistungen aus der Sozialversicherung mit Ausnahme des 
Hilflosenzuschusses oder von Geldleistungen aus der Ar­
beitslosenversicherung ein Einkommen von mehr als 
S 3 .182,-- monatlich bezieht . . . .  

Im § 152 Abs.1  zweiter Satz ASVG sollen neben den Geldleistungen aus der Sozialversicherung konsequenterweise auch die 
Geldleistungen aus der Arbeitslosenversicherung angeführt werden, da auch diese für den Angehörigen Einkünfte darstellen. 
Da die Arbeitslosenversicherung im Sinne der gesetzlichen Terminologie nicht zur Sozialversicherung gehört, bedarf es der 
ausdrücklichen gesetzlichen Anführung der Geldleistungen aus der Arbeitslosenversicherung. 
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Geltendes Recht 

§ 1 83 Abs.2 ASVG lautet: 

(2) Sind zwei Jahre nach Eintritt des Versicherungsfalles 
abgelaufen oder ist innerhalb dieser Frist die Dauerren­
te (§ 209) festgestellt worden, so kann die Rente immer 
nur in Zeiträumen von mindestens einem Jahr nach der 
letzten Feststellung neu festgestellt werden. Diese Frist 
gilt nicht, wenn in der Zwischenzeit eine neue Heilbe­
handlung abgeschlossen oder eine vorübergehende 
Verschlimmerung der Folgen des Arbeitsunfalles oder 
der Berufskrankheit wieder behoben wurden. 

Begründung: 

49. Novelle zum AS VG 
Entwurf: 20. März 1990 

Änderungsvorschlag 

§ 1 83 Abs.2 ASVG hat zu lauten: 

(2) Sind zwei Jahre nach Eintritt des Versicherungsfalles 
abgelaufen oder ist innerhalb dieser Frist die Dauerrente 
(§ 209) festgestellt worden, so kann die Rente immer nur in 
Zeiträumen von mindestens einem Jahr nach der letzten 
Feststellung neu festgestellt werden. Diese Frist gilt nicht, 
wenn in der Zwischenzeit eine Heilbehandlung abgeschlos­
sen oder eine vorübergehende Verschlimmerung der Fol­
gen des Arbeitsunfalles oder der Berufskrankheit wieder 
behoben wurden. 

Die derzeitige Fassung dieser Bestimmung könnte in jenen Fällen, in denen die Heilbehandlung ab Eintritt des Versiche­
rungsfalles über einen 2-Jahreszeitraum hinaus andauert, zu mißverständlichen Auslegungen führen. Der Novellierungsvor­
schlag dient der Klarstellung. 
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Dur c h  d i e  ( s c hr i t twe i s e ) v e r fü gt e  Le i s tun g s unwirks amke i t  

von Er s a t z z e i t en g em ä ß  § 2 2 7  A b s . 1  Z . l A SVG b zw .  § 1 16 Abs . 7  G S VG 

bzw . § 1 0 7  Abs . 7  B S VG könn e n  Be i tr a g s z e i t en d e r  We i t erver s i cherun g , 

d i e  s i ch m i t  S c hul - bzw . H o c h s c hul z e i t en z e i t l i c h  d e c ke n , t r o t z d e m  

s i e  nunme hr " für s i c h  a l l e in e " s t eh e n , inf o l g e  d e r  Be s t i mmun g e n  

d e s  § 2 ) 1 A S VG ans t e ll e  d e r  Er s a t z z e i t en z um N a c h t e i l  d e s  Ver s i c h e r ­

t en n i c h t  z ur Ermi t t lung d e s  S t e i g e r un g s b e t r a g e s  h e r ang e z o g en 

w e rden . D i e  vor g e s e h e n e  B e r ü c k s i ch t i gung d i e s er Be i tr a g s z e i t en a l s  

Be i t r ä g e  zur Höherve r s i c he rung s t e l l t  k e i n  zufr i e de ns t e lI ende s 

Äquiva l e n t  dar . 

Wir unt er br e i t en d a h e r  neu e r l i c h  Vor s c h l ä g e  zur Nove l l i e rung 

d e r  in B e t r a c h t  komm e n d e n  B e s t i mmun g e n  d e r  §§ 2 ) 1 Z . 2 ,  2 4 8 a  und 

2 5 1 a  A b s . 4  l i t . b .  
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g e l t ende s Recht 

§ 23 1 Z . 2 ,  2 .  Abs a t z , 1 .  S a t z  l a ut e t : 

" H i e b e i  i s t  von Vers icherung s z e i t en , d i e  s i ch 

z e i t l i ch d e c ken , nur eine zu zählen , wob e i  

e ine B e i t r a g s z e i t  d e r  Pf l i chtver s i cherung 

e iner Er s a t z z e i t  oder e iner B e i t r a g s z e i t  

d e r  f r e i wi l l i gen Ver s i cherung und e in e  

Er s a t z z e i t e iner Be i tr ag s z e i t  der fr e i ­

wi l l i gen Vers i c herung vorangeht . "  

ke ine Be s t immung 

Begründung : 

Änderungsvor s ch l a g  

Entwurf 49. Novelle zum ASVG 
22 . März 1990 

§ 2 3 1  Z . 2  2 .  Ab s a t z , 1 .  S a t z  h a t  zu l a ut en : 

" Hi e b e i  i s t  für d i e  F e s t s t e l lung der War t e z e i t  ( §  2 3 5 ) 

und der Le i s t ungs zugehör i gke i t  ( §  2 4 5 ) von Ver s i c h e ­

rungs z e i t en , d i e  s i c h  z e i t l i c h  decken , nur e i n e  z u  

zählen , wob e i  e ine B e i t r a g s z e i t  d e r  Pfl i c ht ver s i c herung 

e iner Ers a t z z e i t  oder e iner B e i t r a g s ze i t  der fr e i ­

w i l l i g en Ver s i cherung und e in e  Er s a t z z e i t  e iner Be i ­

t r a g s z e i t  der f r e i w i l l i gen Ver s i cherung vorangeht . "  

D e m  § 2 3 1  i s t  e i ne Z i f f er 3 mi t fol gendem Wor t l aut 
anzufügen : 

" 3 . Für d i e  Bemes sung d e s  S t e i g erung s b e t r a g e s  ( §26 1 )  

s ind Ver s i cherung s z e i t en , d i e  s i ch z e i t l i ch d e c ken , 

nur e in f a c h  zu zählen , wob e i  abwe i c hend von Z . 2  

f o l gende Reihenfolge g i l t : 

B e i t r a g s z e i t  der Pfl i c htver s i c herung , 

l e i s t ungswirks ame Er s a t zz e i t )  

B e i t r a g s z e i t  der fr e iw i l l i gen Ver s i c herung , 

l e i s tungsunwirks ame Er s a t z z e i t . "  

/ ""  - ,  

/ I Be i tr a g s z e i t en e iner freiwi l l i gen Ver s i c herung s o l l en n i c h t  dur c h  l e i s tungsunwirksame Er s a t z z e i t en von 

der Berüc ks i ch t i gung i m  S t e i g erung s b e t r a g  abge schlossen werden . Eine Berücks i c h t i gung der B e i t r ä g e  

i n  d er Höherver s i cherung s t e l l t  keine b e f r i e d i gende Lösung dar . 

8/SN
-295/M

E
 X

V
II. G

P - Stellungnahm
e (gescanntes O

riginal)
84 von 137

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



g e l t ende s  Recht 

§ 2 ) 2  Abs . 1 ,  2 .  Sa t z , l a ut e t : 

"Ha t  keine der in dem Ver s i cherungsmona t l i egen­

den Ar t en von Ver s i c herungs z e i t en d a s  z e i t l i c he 

Üb erg ewi c h t , s o  b e s t immt s i c h  di e Ar t d e s  Ver­

s i ch erungsmona t e s  nach der i m  § 2 ) 1  dri t t l e t z t er 

und vorl e t z t er S a t z  ange g ebenen Re ihenfol g e . "  

Begründung : 

S i ehe § 2 ) 1 

Änderungsvo r s c h l a g  

Entwur f 4 9 . Nove l l e  zum ASVG 
2 2 . Mär z  1 990 

§ 2)2 Abs . 1 ,  2 .  S a t z , hat zu l a u t en : 

"Ha t  keine der in dem Ver s i cherungsmon a t  l i e genden 

Ar t en von Ver s i cherungs z e i t en d a s  z e i t l i che Übe r ­

gewicht , s o  b e s t immt s i c h  d i e  Ar t d e s  Ver s i c h e ­

rungsmona t e s  n a c h  d e r  i m  § 2 ) 1  Z . 2  dr i t t l e t z t er 

und vor l e t z t er S a t z  angegebenen Re ihenf o l g e . "  

I 
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G e l t e n d e s  R e c h t : 

§ 2 4 8  a l a u t e t : 

" 8 e i t r ä g e  z u r  fr e i w i l l ig e n V e r s i c h e r u n g  
i n  d e r  P e n s i o n s v e r s i c h e r u n g , d i e  f ü r  n a c h  
d e m  3 1 . 1 2 . 1 9 3 8  g e l e g e n e  M o n a t e  e nt r i c h t e t  
w u r d e n , d i e  z u m  S t i c h t a g  a u c h  B e i t r a g s m on a t e  
d e r  P f l i c h t v e r s i c h e r u n g  n a c h  d i e s e m  o d e r  
e i n e m  a n d e r e n  B u n d e s g e s e t z ,  B e i t r a g s m o n a t e  
n a c h  § 6 1  A b s . 1  Z . 2 d e s  G ew e rb l i c h e n  S e l b ­
s t ä n d i g e n - P e n s i o n s v e r s i c h e r u n g s g e s e t z e s  o d e r  
E r s a t2 m o n a t e  n a c h  d i e s e m  o d e r  e i n e m  a n d e r e n  
B u n d e s g e s e t z  s i n d , , g e l t e n  a l s  B e i t r ä g e  z u r  
H ö h e r v e r s i c h e r u n g . "  

B eg r ü n d u n g : 

S i e h e  § 2 3 1  

, <, 
t ) 
"" .'--' 

Ä n d e r u ng s v o r s c h l eg : 

§ 2 4 8  a h a t  z u  l a u t e n : 

" B e i t r ä g e  z u r  f r e i w i l l i g e n  V e r s i c h e r u n g  
i n  d e r  P e n s i o n s v e r s i c h e r u n g , d i e  fü r n a c h 
d e m  3 1 . 1 2 . 1 9 3 8  g e l e g e n e  M o n a t e  e n t r i c h t e t  
w u r d e n , d i e  z u m  S t i c h t a g  B u c h  B e i t r a g s m o n a t e  
d e r  P f l i c h t v e r s i c h e r u n g  n a c h d i e s e m  o d e r  
e i n e m  a n d e r e n  B u n d e s g e s e t z ,  B e i t r a g s mo n a t e  
n a c h  § 115 A b s . 1  Z � 2  d e s  G e w e r b l i c h e n  S e l b ­
s t ä n d i g e n - S o z i e l v e r s i c h e r u n g s g e s e t z e s  o d e r  
l e i s t u ng s w i r k s a m e  E r s a t z m o n a t e  n a c h  d i e s e m  
o d e r  ei n e m  e n d e  r e n  B u n d e s g e s e t z  s i n d , g e l t e n  
a l s  8 e i t r ä g e  z u r  H ö h e r v e r s i c h e r u n g . "  
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g e l t endes Recht : 

§ 2 5 1 a  Abs . 4  l aut e t : 

" ( 4 )  FÜr d i e  Anwendung der A bs . 2  und 3 

a )  zähl en • • • •  kna pp s c ha f t l ichen Pens i onsve r ­

s i c herung ; 

b )  s ind Ver s i cherungsmona t e , d i e  s i c h  z e i t l i ch 

d e c ken , nur e in f a c h  zu zählen , wobe i  e in Be i ­

t r a g s mona t der Pfl i chtve r s i cherung un«e in Be i ­

t r a gs mona t n a c h  § 6 1  Abs . 1  Z . 2  d e s  Gewerbl i chen 

S e l b s t ändigen-Pen s ionsver s i cherungs g e s e t z e s  

e inem Er s a t zmon a t  oder e inem Be i tr a g smona t  der 

fr e iwilligen Ver s i cherung und e in Ers a t zmona t 

e inem Be i t r a g s mona t der fr e iwill i gen Vers i c h e ­

rung vorangeht ; b e i  Ver s i cherungsmona t en 

g l e i cher Ar t g i l t  na c h s t ehende Re ihenf o l g e : 

Pens i onsver s i cherung n a c h  di e s em Bunde s g e s e t z , 

Pens i onsver s i c herung nach dem Gewerbl i chen 
S e l b s t ändi gen-Pen s i on s ver s i cherung s g e s e t z , 

Pen s i onsver s i c herung na c h  dem Bauern­
Pens i onsver s i cherung s g e s e t z . "  

Ent wur f 4 9 .  Nove l l e  zum ASVG 
1 9 .  Mär z 1 990 

Änderungsvor s chla g : 

§ 2 5 1 a  Abs . 4  ha t zu l a u t en : 

" ( 4 )  FÜr d i e  Anwendung d e r  A bs . 1  b i s  3 

a )  unveränder t  

b )  s ind Ver s i c herung smona t e , d i e  s i c h  z e i t l i c h  dec ken , 

nur e infach zu zählen , wobe i fÜr d i e  F e s t s t e llung der 

War t e z e i t  ( §  2 3 5 ) und d e r  Le i s tungs zugehör i gk e i t  

( §  245)  e in B e i t r a g smona t der Pfli chtver s i c herung und 

e in B e i t r a g smona t n a c h  § 6 1  Abs . 1  Z . 2  d e s  G e werb l i chen 

S e l b s t ändi gen-Pen s i on s ver s i cherung s g e s e t z e s  einem 

Er s a t zmonat o der e in em B e i t r a gs mona t der fr e iwi l l i g e n  

Ver s i cherung und e in Er s a t zmona t e inem Be i tr a gs mona t 

der fr e iwi l l i gen Vers i cherung vorangeht ; b e i  Vers i che­

rungs mona t en g l e i c her A r t  gilt  nachs t ehende Re ihen­

f o l g e : 

Pens i onsver s i cherun g  n a c h  d i e s em Bunde s g e s e t z , 

Pens ionsver s i c herung n a c h  dem Gewerb l i chen S e l b ­
s t ändi g en-Pen s i on s vers i cherung s g e s e t z , 

Pens i on s  ver s i c herung n a c h  dem Bauern-Pens i onsver­
s i c herungs g e s e t z ; "  

Der l i t . b  i s t  e ine l i t . c  m i t  f o l gendem Wor t l aut 
anzufÜgen : 
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Be gründung : 

S i ehe § 2 ) 1 ASVG 

Änderun g s vor s chla g : 

" c ) s ind für d i e  Beme s sung d e s  S t e i g erung s b e tr a g e s  

( §  26 1 )  Ver s i cherun g s mona t e , d i e  s i c h  z e i t l i c h  d e cken ., 

nur e infach zu zählen , wob e i  abwe i chend von l i t . b  

folgende Re ihenfol g e  g i l t : 

B e i t r a gs mona t der Pfli chtver s i c herung , 

l e i s t ungswirks amer Er s at zmona t , 

B e i t r a g smona t der fr e iw i l l i g e n  Ver s i cherung , 

l e i s tun g s unwirks amer Er s a t zmon a t . "  f-

/ 
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g e l t ende s  Recht 

§ 2 4 3  Z . 2  l i t . g  l aut e t : 

.. g }  n a c h  § 226 Abs . 2  l i t . d  der n a c h  § 3 1 4 Ab s . 4  

bzw . n a c h  § 3 1 4a ABs . 5  a l s  Ent g e l t  g e l t ende 

Be t r a g . "  

Begründung : 

Entwurf 4 9 .  Nove l l e  zum ASVG 
1 9 . März 1 9 90 

Änderungsvo r s c h l a g  

§ 2 4 3  Z . 2  l i t . g  ha t z u  l aut en :  

11 g } nach § 226 Abs . 2  l i t . d  in den F ä l l en d e s  

§ 3 1 4 Abs . 4  e in B e t r a g  in d e r  Höhe d e s  i n  der 

b e t r e f f enden Z e i t  ü b l i c hen Arb e i t s verdi e n s t e s  

e in e s  körperl i c h  und g e i s t i g  g e s unden Ver s i c h e r t e t  

v o n  ähnlicher Ausb i l dung und g l e i c hwe r t i g e n  

Kenntni s s en und F ä h i gke i t en , in d e n  F ä l l en d e s  

§ 3 1 4a Abs . 5  d e r  dan a c h  a l s  Ent g e l t  g e l t ende 

B e t r a g ; "  

D i e  Änderung d e s  § 2 4 3  Z . 2  l i t . g  hä t t e  s c hon para l l e l  zu Ar t . I V Z . 2  der 4 8 . Nove l l e  zum ASVG g e s c hehen 

s o l l e n , da es  zufol g e  des in Art . IV Z . 1 0 l e g . c i t , neu g e f a ß t e n  § 3 1 4 Abs . 4  den n a c h  § 3 1 4 Abs . 4  a l s  

En t g e l t  g e l t enden Betrag n i c h t  mehr g i b t  und s om i t  e ine Be i t r a g s grundla g e  für e ine aus e inem Üb erw e i sung s ­

b e t r a g  gem . § 3 1 4 ASVG ent s t andene Be i tr a g s z e i t  a u s  der Z e i t  vor 1 95 6  nicht f e s t ge s t e l l t  werden kann . 

. 
// 

''' 'J/ 

/� 
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49. Novelle zum ASVG 
Entwurf: 1 .  März 1990 

Geltendes Recht 

§ 342 Abs.l Z.3 ASVG hat zu lauten: 

3 .  die Rechte und Pflichten der Vertragsärzte, insbesonde­
re auch ihre Ansprüche auf Vergütung der ärztlichen Lei­
stung; 

B egründung: 

Änderungsvorschlag 

§ 342 Abs.l Z.3 ASVG hat zu lauten: 

In allen Gesamtverträgen soll ausdrücklich auch die Verpflichtung verankert sein, zu den gleichen Bedingungen wie die Versi­
cherten des Versicherungsträgers, mit dem sie im Vertrag stehen, auch andere Personen, für die der Versicherungsträger Lei­
stungen zu erbringen hat, zu behandeln, also z.B. die aufgrund zwischenstaatlicher Abkommen über Soziale Sicherheit betreu­
ten Personen. 

8/SN
-295/M

E
 X

V
II. G

P - Stellungnahm
e (gescanntes O

riginal)
90 von 137

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



49. Novelle zum ASVG 
En twurf: 1. März 1990 

Geltendes Recht 

§ 342 Abs.l Z.6 ASVG lautet: 

6. die Zusammenarbeit der Vertragsärzte mit dem beim 
Versicherungsträger eingerichteten chef- und kontrol­
lärztlichen Dienst; 

B egründung: 

Änderungsvorschlag 

§ 342 Abs.l Z.6 ASVG hat zu lauten: 

Dieser Vorschlag ist im Zusammenhang mit dem Novellierungsvorschlag zu § 1 1 7  Abs.l ASVG zu sehen. 
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Geltendes Recht 

§ 367 Abs.1 ASVG lautet : 

(1) Über den Antrag auf Zuerkennung einer Leistung 
aus der Krankenversicherung oder auf Gewährung von 
Unfallheilbeha�.dlung, von Familiengeld-, Tag-, Ver­
sehrten- oder Ubergangsgeld oder von Körperersatz­
stücken, orthopädischen Behelfen und anderen Hilfs­
mitteln aus der Unfallversicherung, ferner bei amtswe­
giger Feststellung der angeführten Leistungen aus der 
Unfallversicherung sowie über den Antrag auf Gewäh­
rung von Übergangsgeld aus der Pensionsversicherung 
ist ein Bescheid zu erlassen, wenn ... 

B egründung: 

49. Novelle zum AS VG 
Entwurf: 20. März 1990 

Änderungsvorschlag 

§ 367 Abs.1 ASVG hat zu lauten: 

( 1 )  Über den Antrag auf Zuerkennung einer Leistung aus 
der Krankenversicherung oder auf Gewährung von Unfall­
�eilbehandlung, von Familiengeld-, Tag-, Versehrten- oder 
Ubergangsgeld oder von Körperersatzstücken, orthopädi­
schen Behelfen und anderen Hilfsmitteln aus der Unfallver­
sicherung sowie auf Gewährung einer Integritätsabgel­
tupg, ferner bei amtswegiger Feststellung der angeführten 
Leistungen aus der Unfallversicherung sowie über den An­
trag auf Gewährung von Übergangsgeld aus der Pensions­
versicherung ist ein Bescheid zu erlassen, wenn .,. 

In vielen Fällen wird die Feststellung, ob eine Integritätsabgeltung gebührt, von Amts wegen erfolgen. Die führt gemäß § 367 
ASVG zur Verpflichtung des Versicherungsträgers, einen Bescheid zu erlassen. 

In Fällen, in denen das amtswegiß"e Verfahren das Nichtvorliegen der rechtlichen Voraussetzungen für die Integritätsabgel­
tung ergeben hat, wäre ein negativer Leistungsbescheid zu erlassen, durch dessen Anfechtung der Versicherte zumeist in ei­
nen aussichtlosen Prozeß gedrängt würde 

Es sollte daher vorgesehen werden, daß über eine Integritätsabgeltung nur dann ein Bescheid zu erlassen ist, wenn die bean­
tragte Leistung ganz oder teilweise abgelehnt wird und der Versicherte ausdrücklich einen B escheid verlangt. 
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20 . N ov e l l e  zum B -KUVG 
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Zu folgenden Änderungen des B-KUVG verweisen wir auf unsere 
Stellungnahme zu den Parallelbestimmungen des ASVG: 

B-KUVG ASVG 

§ 43 - Verfall von § 1 02 
Leistungsansprüchen 

§ 51 Abs.1 Z. 1 - Vorsorge(Gesunden) 
untersuchung 

§ 1 1 6  Abs. 1 Z.1 

§ 51 Abs.2 - Vorsorge(Gesunden) 
untersuchung § 1 1 6  Abs.2 

§ 52 Z.1 - Vorsorge(Gesunden) 
untersuchung 

§ 1 1 7  Z.1 

§ 61 a - Vorsorge(Gesunden) 
untersuchung § 1 32 b 

§ 90 Abs.2 Z.2 - Vorsorge(Gesunden) 
untersuchung § 1 75 Abs.2 Z.2 

§ 1 46 Abs.1 Z.2 - Vorsorge(Gesunden) 
untersuchung § 438 Abs. 1 Z.2 

§ 1 59 a - Datenübermittlung 
durch die Sozialversiche-

§ 460 c 

rungsträger an die Kran-
kenanstalten 

§ 1 59 d - Umrechnung von aus-
ländischen Einkünften 

§ 506 d 
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Zu Artikel I Ziffer 9 lit.a des Entwurfes 

- Anspruchsberechtigung der Angehörigen 

(§ 56 Abs.7) 

Diese Bestimmung sollte zur KlarsteIlung wie folgt gefaßt werden: 

"Die unterhaltsberechtigte geschiedene Ehegattin (der unterhaltsbe­
rechtigte geschiedene Ehegatte) gilt für die Dauer des Unterhaltsanspruches als 
Angehörige (Angehöriger), wenn die Voraussetzungen nach Abs.1 erfüllt sind." 

Hiedurch wäre eindeutig festgelegt, daß die Anspruchsberechtigung 
(bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen) solange gegeben sein soll, als auch 
die Unterhaltsberechtigung besteht. 
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Die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter hat in ihrer Stellungnah­
me zum Ministerialentwurf zur 20. B-KUVG Novelle darauf hingewiesen, daß sie 
mit Schreiben vom 7. Juli 1 989, ZI .  6666/2-H-1 989-VI, dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales direkt Novellierungsvorschläge zum B-KUVG übermittelt hat. 

Wir übersenden Ihnen eine Kopie dieser Stellungnahme, in der die Novel­
lierungsvorschläge der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter zusammen­
gefaßt sind. 

Der Hauptverband ersucht, die Vorschläge bei der Ausarbeitung der Re­
gierungsvorlage zu berücksichtigen. 
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VERSICHERUNGSANSTALT ÖFFENTLICH BEDIENSTETER (B.VA) 
H a u p f g e s c h ä f f s s f e l l e ,  W i e n  8 ,  J o s e f s f ä d f e r  S f r a ß e  8 0  

Postleitzahl 1 081 , Postfach 500, DVR: 00241 55, Telefon (0 22 2) 48 05-0 (404 05-0) 
Parteienverkehr werktags, ausgenommen Samstag, von 8 Uhr bis 1 3  Uhr (Garageneinfahrt Uhlplatz 2) 

7 2 0 5 / 1 -H- 1 9 9 0 -VI 
ZI. . ........................... _ .................................................................................................... . 

zrt,. Mär z 1 9 9 0  
WIEN, am ............................ _ .......... _ ......... _ ...................... _ ....... _ .. 

Bitte im Antwortschreiben angeben. 2 5 3 5  
Tel. Klappe ...................................................................... Durchwahl 

An den 
Hauptverband der österr . 
Sozial versi cherungsträger 
Kundrnanngas se 2 1  
1 0 3 1  W i e  n 

..J 

Hauptve rband  der  Osten. 
Sozia !vers  i ehe  ru 0 9  st rä  Cl e r  

eingel. 2 3. f1 ff:' 1990 

Aktenzeichen .• �.L..:.:-_-----

erledigt . .. . . .. . . . . . .............. _. ___ _ 

Betre f f : Ste l lungnahme zu dem Ministerialentwurf 
zur 2 0 . Nove lle zum B-KUVG . 

Bezug : 00 . Schreiben vom 2 3 . Feber 1 9 9 0 , 
Z l .  1 2 - 4 2 . 0 1 / 9 0  S a/En 

Sehr geehrte Damen und Herren ! 

Zu dem vom Bundesminis terium für Arbeit und Soz iales über­

mi ttelten Entwur f einer 2 0 . Novelle zum B-KUVG erlaubt si ch 

die ge fertigte Anstalt folgende Stel lungnahme abzugeben : 

Die beabs ichtigten Änderungen werden im großen und gan z en 

begrüß t ,  hinsichtlich des § 5 6  Abs . 7  wird um Klarste I lung in 

dem Sinne ersucht , da ß ans tatt de s Begri ffes " Die dauernd 

unterhaltsberechtigte geschiedene Ehegattin " der Terminus 

" Die laufend unterhaltsberechtigte geschiedene Ehegattin 

( der lau fend unterhaltsberechtigte geschiedene Ehegatte ) "  

verwendet wird . Damit soll verdeutlicht werden , da ß die 

Ans pruchsberechtigung ( be i  Vorliegen der übrigen Voraus­

set zungen) solange gegeben sein soll , als auch die Unterhalts­

berechtigung laufend , im S inne von regelmä ß ig wiederkehrend , 

gegeben i s t .  

Vermi ßt werden im vor liegenden Novel lenentwur f auch einige 

von der ge fertigten Anstalt bereits mit Schreiben vom 

7 .  Juli 1 9 8 9 , Z l .  6 6 6 6 / 2 -H- 1 9 8 9 -VI , dem Bundesministerium für 

Arbeit und Soz iales gemachten Änderungsvorschläge . 

- / -
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I 0::;' 

Insbesondere wurde dem dringenden Anliegen der Anstal t auf 

Erhöhung des Dienstgeberzuschlages in der " Erweiterten Heil­

behandlung " von 0 , 4 auf 0 , 5  % der Beitragsgrundlage erneut 

nicht Rechnung getragen . 

Trotz bereits b i s  zum Äu ßersten praktiz ierter restriktiver 

Maß nahmen im Bereich der " Erweiterten Hei lbehandlung " und 

trotz a l ler Sparsamkeit erweist sich die Anhebung des Dienst­

geberzuschlages ( §  22 Abs . 3  B-KUVG ) als unumgänglich . 

Grundsätz lich i s t  fe stzuste l len , daß s ich die Aufwendungen 

für die " Erweitert� Hei lbehand lullg " seit dem Jahre 1 9 7 9  mehr 

als verdrei facht haben . So wuchsen die Aufwendungen in den 

letz ten 1 0  Jahren von 1 4 4 , 4  Mi l lionen Schil ling im Jahre 1 9 7 9  

auf 4 3 1 , 1  Millionen Schi lling im Beitrags j ahr 1 9 8 8  an , wobei 

der Beitrag s zu schlag der Diens tgeber im Berichts j ahr 1 9 8 8  nur 

3 3 5 , 7  Mi llionen Schil ling betrug , sodaß ein Di fferenzbetrag 

von 9 5 , 4  Mi l lionen Schi l ling au s der al lgemeinen Gebarung 

getragen werden mu ß te . 

Die Kostens teigerung auf dem EH-Sektor hat a l lein vom Jahr 

1 9 8 7  au f das Jahr 1 9 8 8  1 7 , 4 3 % betragen . 

Somit steht mit der " Erweiterten Hei lbehandlung " ein Kapite l 

an , das mit ernster Sorge erfü l len sollte , zumal dieser 

Bereich weiterhin auf Kosten der P flichtleistungen Dimens ionen 

annimmt , die e ine kritische Prü fung der Situation heraus­

fordert . Eine Entwick lung , die s ich noch in den nächs ten 

Jahren verstärken wird , wenn man die Folgekosten der an und 

für s ich begrüßenswerten und notwendigen Proj ekte auf dem 

Gebiete der " Erweiterten Hei lbehandlung " zur bes seren medi z±� 

ni schen Versorgung der Anspruchsberechtigten in Erwägung 

z ieht . 

- J -

8/SN-295/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)98 von 137

www.parlament.gv.at



- 3 -

Gemä ß § 1 5 1  Abs . 4  B-KUVG sind Einnahmen aus den Diens tgeber­

beiträgen für Zwecke der " Erw�i terten Hei lbehandlung " nach 

§ 2 2  Abs . 3  B-KUVG ( EH- Zuschläge ) , die die Aufwendungen eines 

Geschä fts j ahres für die " Erweiterte Heilbehandlung " über­

s teigen , einer gesonderten Rüc k lage zuzuführen . Diese Rück­

lage darf nur zur Anschaf fung oder Herstellung abnutzbarer 

Wirtschaftsgüter für die Zwecke der " Erweiterten Hei lbehand­

lung " verwendet werden . 

Im Ge schä fts j ahr 1 9 8 3  war es letztmalig möglich , die Rücklage 

für Investitionen mit ca . 2 5 , 0  Mi llionen S chi lling zu 

do tieren . 

Diese Rücklage war im Geschä fts j ahr 1 9 8 6 .  zur Gänz e  erschöp ft , 

soda ß bis j etzt und auch hinkünftig alle Abgänge b zw .  Investi­

tionen des Lei s tungsbereiches " Erweiterte Hei lbehandlung " aus 

den liquiden Mitteln der allgemeinen Gebarung , d . h .  aus 

Mitteln der P f lichtversicherung ( auch Dienstnehmerbeiträge ! )  
\ 

zu decken waren und sind . 

Maß nahmen zur Eindämmung der Aufwendungen im Bereich der 

" Erweiterten Hei lbehandlung " , wie die bereits intensivierte 

Aufnahme von Begutachtungsuntersuchungen sowie die ab Jänner 

1 9 8 9  vorgenommene Wiedereinführung eines Regiekostenbeitrages , 

also einer Zuz ah lung der Anspruchsberechtigten , die eigene 

oder fremde Kureinrichtungen frequentieren ( pro Tag S 5 0 , -­

für ein Einbettz immer b zw .  S 3 5 , -- für ein Mehrbettz immer ) ,  

brachten nur eine geringfügige Entschärfung der Lage . Nur 

kurz erwähnen möchten wir noch , da ß durch d ie Ein führung der 

Rehab-Lei s tungen ein zusätz licher Mehrau fwand der Anstalt 

erwachsen ist , der in etwa bereits 1 5  % der ganz en EH-

Leis tungen beträgt , weiters da ß au fgrund der Tatsache , da ß 

sich die moderne Med i z in kostenexplosiv entwickelt , die 

Situation sich noch wei ter verschär fen wird . 

- / -
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Nicht von unge fähr beträgt de shalb der Beitrag s s at z  bei der 

Versicherungsanstalt der ö sterreichischen Eisenbahnen 0 , 5  % ,  

und so ersucht die ge fertigte Ans talt mit al lem Nachdruck , 

dem dringenden Anli egen auf Erhöhung des Dienstgeber-Zuschla­

ges in der " Erweiterten Hei lbehandlung " von 0 , 4  au f 0 , 5  % der 

Beitragsgrundlage ( in w�lcher Höhe er sich auch bereits frü­

her befunden hat ) zu entsprechen . In diesem S inne hat auch 

d�r Hauptvorstand der BVA in sein�r Sitzung vom 2 0 . 2 . 1 9 9 0  

beschlos sen , mit allem Nachdruck die Erhöhung des in Rede 

stehenden Beitrags zuschlages auf 0 , 5 % der Beitragsgrundlage 

zu betreiben . 

Auf die übrigen Änderungswünsche , die wir Ihnen bereits mit 

dem oben erwähnten Schre iben vom 7 .  Juli 1 9 8 9  übermittelt 

haben , gestatten Sie uns nur kurz hinzuwei sen . 

Der tlbers ichtlichkeit wegen führen wir hier nur die Neutextie­

rung des anges trebten Gesetzesentwur fes an und verwei sen 

bezüglich der Begründung au f unser damal iges S chreiben : 

1 .  " §  8 9  Z . 2 :  Bei Berufskrankheiten mi t Beg inn der Krankheit 

( §  5 3  Abs . 1 Z .  1 )  • " 

2 .  " §  9 3  Abs . 1  3 .  Satz ( neu ) : Bei Beru fskrankheiten ist , 

wenn es für den Versicherten günstiger ist , die Bemes­

sungsgrundlage mit Beginn der Minderung der Erwerbs fähig­

keit zu bi lden ( §  1 0 1 ) . "  

3 .  " §  2 1 0  Abs . 5  ( neu)  ASVG : Dem für die Erbringung der Ge­

samtleistung zuständigen Versicherungs träger steht hin­

sichtlich des Tei le s  der Gesamt lei stung , der der Minde� 

rung der Erwerbs fähigkeit au s früheren Versicherung s fä l­

len entspricht , Anspruch auf Ersatz gegenüber dem Versi­

cherungs träger zu , der zur Entschädigung des vorangegange­

nen Vers icherungs fal les zuständig war . 

- / -
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Für die Höhe des Ers at zanspruches gi lt § 1 8 4  Abs . 5  ASVG 

entsprechend . Der Ersatz anspruch i s t  bei sonstigem Ver­

lust binnen 6 Jahren von dem Tag an , an dem die Fe stste l­

lung der Gesamtleis tung in Rechtskraft erwachsen i s t , 

geltend z u  machen . "  

4 .  " §  1 3 2  Abs . 6 :  Bedienstete von Sozialversicherungsträgern 

und des Hauptverbandes der ös terreichischen Sozialversi­

cherungsträger sowie Personen , d ie aufgrund einer von 

ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit mi t diesen S te l len in 

regelmä ß igen geschä ft lichen Beziehungen stehen , ferner 

Personen , über deren Vermögen der Konkurs oder das Aus ­

gleichsver fahren erö ffnet i s t , sowie Personen , d i e  s ich 

seit einem innerhalb der zuletzt abgel aufenen Funktions­

periode ( §  1 3 7 )  liegenden Zeitpunkt in Ruhestand be finden 

bzw . nicht mehr der Gruppe der Dienstnehmer angehören , 

für die sie bestellt wurden ,  sind von der Entsendung in 

das Amt eines Versicherung svertreters ausges chlos sen . "  

5 .  " Die in den §§ 1 3 2  ( 5 ) , 1 4 6  ( 4 )  und ( 5 )  sowie 1 5 2  ( 3 )  

verwendete Bez eichnung : Bundesminister für sozia le Verwal­

tung sowie die Bezeichnung : Bundesministerium für soz iale 

Verwaltung in den §§ 1 3 3  ( 1 ) , ( 2 ) , 1 3 5  ( 4 )  und 1 5 1  ( 1 )  

wird auf Bundesminister für Arbeit und Soz iales bzw . auf 

Bundesministerium für Arbeit und Soz iales geänder t . " 

6 .  " §  1 3 5  ( 1 )  Z . 3 ent fällt . "  

Mit vorzüg licher Hochachtung 

.�; 

Or� Wjbiral 
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S t e l l un gnahme zur 17 . Nove l l e  zum G SVG 

s owi e N ov e l l i erung svor s c hl ä g e  zum GSVG 
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Zu Ar t . I z . 4  ( §  20 G SVG - M e l dunge n  d e r  

L e i s t un g s ( Zahlung s ) empfänger 

Im Unt e r s c h i e d  zu § 40  A S VG s i eht w e d e r  § 20 G SVG noch 

§ 18  B S VG d e n  Aus s c hluß d e r  Wa i s e n p e n s i o ns b e z i eher von d e r  

M e l d e p f l i c h t  h i n s i c h t l i ch d e r  Aufnahme e in e r  Erwerb s t ä t i gk e i t  

vor . 

D e r  Aus s c hluß der Wa i s e n p en s i on s b e z i e h e r  von d e r  M e l d e ­

p f l i c h t  hins i c h t l i c h  d e r  Aufnahm e  e in e r  Erwerb s t ä t i gk e i t  ( §  4 0  

Z . 2  A SVG ) e r s ch e int n i c ht g er e c h t f er t i g t , da a u c h  b e i  s o l ch e n  

L e i s t un g s b e z i e h ern d i e  Aufnahme e in e r  Erwerb s t ä t i gk e i t  Aus w i r ­

kun g e n  a u f  d a s L e i s t ung s r e c h t  d e r  P e n s i on s v e r s i c herung h a t , 

z . B .  W e g f a l l  d e r  Kinde s e i ge n s c ha f t , M i nd erung b z w . We g f a l l  der 

Aus g l e i c h s zul a ge . 

Im Int e r e s s e  e i n e s  ent s pr e ch enden G l e i c hk l a n g e s  zwi s ch e n  

ASVG und den S e l b s t ändi g e n-Pens i on s v e r s i c h erun ge n  w i r d  d i e  

Aufnahme e in e r  e inhe i t l i ch e n  R e g e lung i n  a l l e n  dr e i  G e s e t z e n  

vor g e s c h l a g e n . 

Im übr i g e n  w i r d  verwi e s en a u f  d i e  S t e l lungnahme d e s 

Hauptverbande s  zu Ar t .  I Z . 1 2  A S VG ( §  40 A S VG ) . 
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Zu Ar t . I z . 8  ( §  3 4  Abs . 3  GSVG - Bund e s b e i t r ä g e ) 

In  § 3 4  Abs . 3  GSVG i s t  vor g e s eh e n , daß der Bund in d e r  

P en s i onsver s i c h erung e in e n  B e i tr a g  l e i s t e t , d e r  aus v er s c hi e ­

denen Komponent en zus amm e ng e s e t z t  i s t  ( §  3 4  Abs . l  b i s  3 G S VG ) . 

Be zugnehmend auf di e s en Aufbau müßt e  e s  im Einl e i t ung s s a t z  d e s  

§ 3 4  Abs . 3  GSVG r i ch t i g  h e i ß e n : 

" über den B e i tr a g  g e m ä ß  Abs . l  und 2 hinaus " 
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1 7 . Nove l l e  zum G SVG 
Ent wur f : 1 9 .  März 1 9 90 

G e l t ende s R e cht 

§ 4 0  Ab s . J  G S VG l a ut e t : 

Sind f ä l l i g e  Be i tr ä g e  dur c h  e in e  grundbüc h e r ­
l i c h e  E i n t r a gung g e s i chert , s o  kann i nn erha l b  
von JO Jahr e n  nach e r f o l g t er E i n t r a gung g e gen 
d i e  G e l t endma c hung de s dadur c h  erwor b e ne n  Pfand­
r e c ht e s  die  s e i ther e i ng e t r e t ene Ver j ährung d e s  
R e c ht e s  a u f  Einforder ung d e r  Be i tr ä ge n i c ht 
g e l t end g em a c ht werden . 

Be gründung : 

Änderungs vor s ch l a g  

§ 4 0  Ab s . J  G SVG ha t zu l a u t en : 

Li e g t  für f ä l l i g e  B e i t r ä g e  e in Rüc k s t an d s a u s we i s  
( §  J 7  Ab s . 2 )  vor , und wurd e  d i e s e r  dem B e i t r a g s ­
s c hu l dner zug e s t e l l t , s o  kann i nn e rh a l b  von 3 0  
J a hr e n  n a c h  Zus t e l lung d e s  Rüc k s t and s a u s w e i s e s  
di e s e i ther e in g e tr e t en e  Ver j ährung d e s  R e c ht e s  
a u f  Einfor d erung der B e i t r ä g e  n i cht g e l t end 
g e m a c h t  w e r d e n . 

Verwi e s e n  w i r d  a u f  d i e  Be gründung d e s  Nov e l l i erun g s vor s chl a g e s  
z u  § 6 8  Abs . J  ASVG . 
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Zu Ar t . I z . 1 4 G S VG ( §  70 G S VG - Ver f a l l  von 

Le i s t un g s ans prüchen i n fo l g e  Ze i t ab l auf e s ) 

Di e N e u f a s s un g  d e s  § 70 Ab s . 1  G S VG b e z i eht s i c h auf 

G e l dl e i s t un g en g e m ä ß  § 8 5  Ab s . 2  l i t . a  G SVG , j en e  des § 7 0  

Abs . 2  G S VG h i n g e g e n  auf G e l dl e i s t un g e n  g em ä ß  § 8 5  Abs . 2  l i t . b  

und l i t . e  G S VG . D a s G S VG v e r w e n d e t  a l l e r d i n g s  i n  d i e s em Zu­

s ammenhang den Ausdruck " Ko s t ener s ä t z e " . E s  s o l l t e  daher d i e  

neue Te x t i erung d e s  § 7 0  G SVG um d a s  Wor t " Ko s t e n e r s a t z "  zu­

mind e s t  als K l amme r a u s dr u c k  e r g ä n z t  w e r d e n . 

Im Ab s . 1  und 2 d e s  § 70 G SVG müß t e  daher d i e  Wor t f ol g e  

" Anspruch auf Kos tenerstattung oder auf einen Kostenzuschuß" 

dur c h  " Anspruch auf Kostenerstat tung ( Kostenersatz ) oder auf 

einen Kostenzuschuß" e r s e t z t  w e r d e n . 
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1 7 . Nove l l e  zum G S VG 
Entwur f : 1 9 . März 1 9 90 

G e l t ende s R e c h t  

§ 76  Abs . l  G SVG l au t e t : 

( 1 )  D e r  Ver s i c herung s t r ä g e r  h a t  z u  Unr e c h t  
erbr a c ht e  G e l dl e i s t ungen s ow i e  d e n  Aufwand für z u  
Unr e c ht erbr a c h t e  S a c h l e i s t un g e n  zurück z u f ordern , 
wenn der Le i s t ungs empfänger b z w . Zahlun g s empfänger 
( §  75 ) den B e z u g  ( d i e  Erbr ingung ) dur c h  b ewußt 
unwahre Anga b e n , b ewuß t e  Ver s chwe i gung m a ß g e b ender 
Ta t s a chen oder Ver l e t zung der M e l devor s c hr i f t en 
und der Auskunf t s pf l i cht ( §§ 1 8  b i s  2 0  und 22 ) 
herb e i g e führ t h a t  o d e r  wenn der Le i s t ungs em p f ä n g e r  
b z w . Zahlun g s e mp f ä n g e r  ( §  75 ) e r k ennen mußt e , d a ß  
di e Le i s t ung ni cht oder ni c h t  in d i e s er Höhe 
g ebühr t e . 

Be gründung : 

Änderungsvor s c h l a g  

§ 76  Abs . l  G SVG h a t  zu l au t e n : 

( 1 )  D e r  Ver s i c h e r un g s t r ä g e r  ha t z u  Unr e cht 
erbr a c h t e  G e l d l e i s tungen s owi e den Aufwand für zu 
Unr e c h t  erbr a c h t e  S a c hl e i s tungen zurü c k z u f ordern , 
wenn d e r  L e i s t ung s e m p f änger b zw . Zahlungs empfänger 
( §  75 ) d e n  Bezug ( d i e  Erbr ingung ) dur c h  b ewußt 
unwahr e Angaben , b ewuß t e  V e r s c hwe i gung m a ß g e b ender 
Ta t s a c h e n  oder Ver l e t zung d e r  M e l d e vor s c hr i f t en 
und d e r  Auskun f t s p f l i c h t  ( §§ 1 8  b i s  20 und 2 2 ) 
herb e i g e führ t h a t  oder wenn der L e i s t ungs empfänger 
b z w . Zahlungs e m p f ä n g e r  ( §  75 ) erkennen muß t e , d a ß  
d i e  L e i s t ung n i c h t  o d e r  ni c ht in d i e s er Höhe 
g e bühr t e . G e l d l e i s t ungen s ind ferner zurü c k z u f o r ­
dern , w enn u n d  s o we i t  s i c h  w e g e n  e in e s  n a c ht r ä g ­
l i c h  f e s t g e s t e l l t en Ans pr u c h e s a u f  We i t er l e i s t un g  
d e r  G e l d -und S a chb e zü g e  heraus s t e l l t , d a ß  s i e  zu 
Unr e c h t  erbr a c h t  wur d e n . 

Di e Ergänzung d e s  § 76  Ab s . l  G SVG um d i e  i m  § 1 0 7  Abs . l  l e t z t er S a t z  A SVG 
ent s pr e c hende B e s t immung s o l l t e  a u c h  für den Ber e i ch d e s  G SVG vor g e s e h e n  
werden , da der Ob er s t e  G e r i c h t shof in s e in e r  Ent s c h e i dung v o m  22 . Mär z 1 98 8 , 
1 0  Ob S 5 1 /8 8 , z um Ausdruck g e br a c h t  h a t , d a ß  d i e  vor a n g e führ t e  B e s t i mmung 
d e s  A S VG insb e s on d e r e  auch i m  Zus ammenhang m i t  der na c h t r ä g l i c h e n  F e s t s t e l ­
lung e in e s P e n s i onsruhens g e m ä ß  § 9 0  A SVG b e i  n a c h t r ä g l i c h e r  F e s t s t e l lung 
e i n e s  Krank e n g e l d a n s pruch e s  von B e d e u t ung e r s c h e i nt und gl e i c h ar t i g e  S a c h­
verha l t e  s i c h  a u c h  b e i  Anwendung d e s  § 6 1 a  G SVG e r g e b en können . 

8/SN
-295/M

E
 X

V
II. G

P - Stellungnahm
e (gescanntes O

riginal)
107 von 137

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



1 7 . Nove l l e  zum GSVG 
Entwur f : 1 9 . Mär z 1 9 90 

G e l t ende s R e c h t  

Be gründung : 

Verwi e s en wird auf d i e  Be gründung d e s  Nove l l i e rung s ­
vor s c hl a g e s  z u  § 1 1 7 Abs . 2  ASVG . 

Änderungsvor s c h l a g  

§ 7 9  Abs . 2  GSVG ( NEU ) ha t z u  laut en : 

( 2 )  In  d e r  Krankenordnung ( §  226 ) kann , um 
unno twendi ge , unökonomi s c h e  und unzwe c kmä ß i ge 
L e i s tun g e n  für R e c hnung d e s  Ver s i c herungs t r ä g e r s  
hint anzuha l t en , b e s t i mmt werden , w e l c h e  S a c h l e i ­
s t unge n  d e r  Krankenve r s i c h erung ( Er s t a t t ung von 
Ko s t en ans t e l l e  von S a c hl e i s tung en ) an d a s  Er f o r ­
d e r n i s  der vorh e r i g e n  b z w . n a c h tr ä g l i c h e n  Bewi l ­
l i gung dur c h  den Ver s i c herung s t r ä ger , g e g ebenen­
f a l l s  d e r  vorher i g e n  bzw . nachtr ä g l i chen c h e f ­
( kontr o l l ) ä r z t l i chen Bewi l l i gung g e bunden s ind . 
E s  kann auch ausdrüc kl i c h  b e s t immt werden , b e i  
we l c he n  L e i s tung en d a s  Er f o r d e r n i s  d e r  vor h e r i g e n  
B e wi l l i gung ent f ä l l t . 

Di e b i sh e r i g en Ab s ä t z e  ( 2 )  und ( )  erha l t en d i e  
Be z e i c hnung ( )  und ( 4 ) . 
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Zu Ar t . I Z . 20 GSVG ( §  1 2 2 a  G S VG ) 

Verwi e s en wird auf d i e  St e l lungnahme d e s  Hauptverband e s  

z u  Ar t .  I V  Z . 3  ASVG ( §  2 3 8 a  ASVG ) . 

F o l gende Z i t i erun g s änderun g e n  müß t en im GSVG berücks i c ht i g t  

werden : 

- § 1 2 6  GSVG ( Be m e s s un g s grundl a g e  b e i  Ni c h t e r füllung der War t e ­

z e i t ) müß t e  um § 1 22a e r g ä n z t  w e r d e n ; 

- § 1 2 3  GSVG ( Beme s sungs grundl a g e  b e i  Vo l l e ndung d e s  5 0 . Leb e n s ­

j ahr e s ) müß t e  e r g ä n z t  w e r d e n  

" • • •  ans t e l l e  • • •  § 1 2 2  o d e r  § 1 2 2 a " ; 

- § 1 2 7  G SVG ( Ermi t t lung d e r  B e m e s s un g s grundl a g e  aus d e n  B e i ­

t r a g s grundl a g e n ) müßt e  e b e nf a l l s  um § 1 2 2 a  e r g ä n z t  w e r d e n . 
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1 7 . Nove l l e  zum G SVG 
Ent wur f : 1 9 .  Mär z 1 9 90 

G e l tendes R e c h t  

§ 1 2 9  Abs . 4  l i t . b  GSVG l a u t e t : 

b )  s i nd Ver s i c herungsmona t e , d i e  s i c h  z e i t l i c h  
d e cken , nur e i nfa c h  z u  zähl en , w ob e i  e i n  
Bei tragsmona t d e r  Pfl i c htver s i ch erung und 
e in Be i t ragsmona t gemäß § 1 1 5 Abs . 1  Z . 2  
e inem Er s a t zmona t oder e i nem B e i tra g s mona t 
der fr e i w i l l i gen Vers i c he rung und e in Er -

o s a t zmona t e i nem B e i tra gsmona t d e r  fr e i ­
w i l l i gen Ver s i c herung vorangeht ; b e i  Ver­
s i ch erungsmona t en gl e i cher Art g i l t  na c h ­
s t ehende Re ihenfol g e : Pens i onsve r s i c h erung 
nach dem Allgemeinen S o z i a lver s i c he run g s - O 
g e s e t z , Pensi onsver s i ch erung n a c h  d i e s em 
Bunde s g e s e t z , Pen s i onsver s i c herung nach 
dem Bauern - S o z i a l v e r s i ch erung s g e s e t z . 

Be gründung : 

Verwi e s e n  wird auf di e Be gründun g zu § 2 ) 1 AS VG . 

Änderung svor s c h l a g  

§ 1 2 9  Abs . 4  l i t . b  GSVG ha t z u  la u t e n : 

b )  s i nd Ve r s i c he rungs mona � e , d i e  s i c h  z e i t l i c h  
d e c ke n , nur e i n f a c h  z u  zählen , wob e i  e i n 
B e i t r a g smon a t  d e r  Pfl i c htve r s i c h erung und 
e in B e i t r a g smon a t  gemäß § 1 1 5 Abs . 1  Z . 2  
e i nem Er s a t zmona t oder e inem B e i t r a gsmona t 
d e r  f r e i wi l l i g e n  Ver s i ch erung und e i n l e i ­
s t ungswirksamer Er s a t zmonat e i nem Be i trags­
mona t d e r  fr e i w i l l i gen Ver s i c h e rung o d e r ' e inem 
l e i s t ungsunwirks amen Er s a t zmona t und e i n Be i ­
t r a gsmona t d e r  fr e i wi ll igen Vers i c h e rung e i nem 
l e i s t ungsunwirks amen Er s a t zmona t vor ange h t ; 
b e i  Ver s i c h erungsmona t e n g l e i cher Ar t g i l t  
n a c h s t ehende R e ihenfolge : Pen s i onsver s i c h e -
rung n a c h  d e m  A l l geme ine S o z i a l v e r s i cherungs ­
g e s e t z ,  P e n s i onsver s i c h erung n a c h  d i e s e m Bund e s ­
g e s e t z , Pe n s i onsver s i ch erung n a c h  d e m  Ba u e rn ­
Sozi a l v e r s i c h e run g s g e s e t z .  
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1 7 .  Nove l l e  zum G SVG 
Entwur f : 1 9 .  Mär z  1 990 

G e l t end e s  R e c h t  

§ 1 4 2  GSVG l a u t e t : 

Anr e c hnuns von B e i t r ä s e n  zur f r e i wi l l i gen 
Ver s i che rung für d i e  Höherve r s i c herung 

§ 1 4 2 .  B e i t r ä g e  zur fre i wi l l i g e n  Ve r s i c herung 
in der Pens i o n s ve r s i c herung , d i e  für Mona t e  
ent r i c h t e t  wur d e n . d i e  zum S t i c h t a g  a uc h  B e i ­
tr� ssmona t e  der Pfl i c htver s i c h er ung n a c h  d i e s em 
oder e i n e m  and e r e n  Bund e s g e s e t z . B e i t r a g s mona t e  
gemä ß § 1 1 5 Ab s . 1  Z . 2  oder Er s a t zmona t e  n a c h  
d i e s em o d e r  e i nem anderen Bund e s g e s e t z  s ind . 
g e l t en a l s  B e i t r ä g e  zur Höherver s i c h erung . 

Begründung : 

Es wird verwi e s en auf d i e  Be gründung z u  § 2 4 8 a  AS VG . 

Änderun S 5 vo r s c h l a s  

§ 1 4 2 � G SVG h a t  zu l a u t en : 

Anr e c hnung von Be i t r ä g e n  zur fr e i w i l l i g en 
V e r s i�herun g  für d i e  Höherver s i cheruns 

§ 1 4 2 . Be i t r ä g e  zur f r e i w i l l i g en Ver s i c herung 
in d e r  P en s i on s ve r s i c herung . d i e  für Mona t e  
e n t r i c h t e t  - wurden . d i e  zum S t i c h t a g  auch Be i ­
t r a g s mona t e  d e r  P f l i c h t v e r s i c he rung n a c h  d i e s em 
o d e r  e in e m  anderen Bundes g e s e t z . Be i tr a gsmona t e  
g emä ß § 1 1 5 Abs . 1  Z . 2  o d e r  l e i s tungswirksame 
Er s a t zmona t e  n a c h  di e s em oder e inem ande r en 
Bun d e �g e s e t z  s ind . g e l t en a l s  Be i t r ä g e  z ur Höher­
ver s i c herung . 
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Zu Ar t . I z . 28 G SVG ( §  2 3 1 a  - Dat enübermi t t l un g  dur c h  

d i e  S o z i a lver s i ch erun g s t r ä g e r  a n  di e Krankenans t a l t en ) 

Verwi e s e n  wird auf d i e  S t e l lun gnahme d e s  Haup tverband e s  

z u  Ar t .  I V  z . 1 4 ( §  460c A S VG ) . 
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Zu Ar t . I Z . 2 9 G SVG ( §  2 3 1b ) : 

Verwi e s en w i r d  auf d i e  S t e l lungnahme d e s  Haup tverbande s  

z u  Ar t .  V z . 1 6 A S VG ( §  5 0 6 d ) . 
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Zu Ar t . 1 1  Ab s . 1  G SVG ( Üb er gangsb e s t immung zu 

Ar t .  I Z . 1 7 - Ans pruch s b er e c h t i gung für Angehör i g e ) 

In  d e r  Üb e r gangsb e s t immung zu § 8 3  G S VG i s t  für d i e  

Angehör i g e ne i g en s c h a f t  a l s  S t i ch t a g  d e r  3 1 .  D e z emb e r  1 98 7  

vor g e s e h e n . Di e s e s  S t i ch t a g s da tum b eruht o f f ens i c h t l i c h  auf 

e in e m  r e dakt i one l l en Ver s e h e n , r i ch t i g  müß t e  es z w e i m a l  h e i ß e n : 

3 0 . Juni 1 9 9 0  
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Zu Ar t .  1 1  Ab s . 3  und 4 GSVG (§ 1 7  Ab s . 5  l i t . a  GSPVG 

oder § 25 Abs . 5  Z . l GSVG ) 

D i e  S o z i alver s i c herun g s an s t a l t  der g e w e rb l i c h en Wir t ­

s ch a f t  ver tr i t t  d i e  Ans i c h t , daß d i e  B e s t i mmung d e s  Ar t .  1 1  

Ab s . 3  inha l t l i c h  da s Dauerr e cht b e tr i f f t  und daher i n  § 2 5 a  GSVG 

a l s  n e uer Ab s a t z  5 üb e r t r a g e n  w e r d e n  müß t e . Hi e b e i  wäre e s  auch 

e r f or de r l i ch , i m  Text d e r  künf t i g e n  Dauerr e ch t s r e g e lung d en 

Aus druck "bzw . maßgeb end g e w e s en "  z u  e l i m i n i er en . D i e dauerr e ch t ­

l i c he Be s t immung d e s  § 2 5 a  Ab s . 5  hä t t e  daher z u  l a u t en : 

" Si n d  B e i t r a g s grundl a g en g e m ä ß  § 1 7  Abs . 5  l i t . a  d e s  G e w erbl i c h e n  

S e l b s t ändi gen-Pens i onsver s i cherungs g e s e t z e s  o d e r  § 25 Ab s . 5  Z . l  

d e s  Gewerb l i ch e n  S o z i a l v er s i ch erungs g e s e t z e s  i n  der b i s  3 1 .  

De z e mb er 1 98 6  i n  G e l tung g e s t an d e n e n  F a s sung für d i e  B e m e s sung 

der Pens i on maßgeb end , so i s t  auf Antr a g  d e s  Ver s i ch e r t en j en e  

B e i t r a g s grund l a g e  h e r anzu z i e h e n , di e s i c h  aus der Anwe ndung d e s  

§ 2 5 a  Abs . 3  und 4 G S V G  e r g e b e n  h ä t t e . "  

Der Abs . 5  d e s  § 2 5 a  wür de daher d i e  B e z e i c hnung Ab s . 6  

erha l t en und f o l g en d e  Z i t i erun g s korr e k t ur wär e vorzun e hm e n : 

" D i e n a c h  d e n  Abs . 1  b i s  5 ermi t t e l t e  B e i t r a g s grundl a g e  " 

Der j e t z i g e  Ar t .  1 1  Abs . 4  d e s  Mini s t er i a l en t wur f e s  würd e  

dann Ar t .  1 1  Ab s . 3  w e r d e n . 

Der d er z e i t i ge G e s e t z e s en t wur f s i eht e ine b e i tr a g s fr e i e  

Erhöhung d e r  B e i t r a g s grund l a g en und dami t d e r  Beme s sung s grund­

l a g e n  vor . 

E s  i s t  a b e r  b e ab s i ch t i gt , d a ß  d e r  i n  Fra g e  komm e n d e  

P e r s onenkr e i s , w e nn e r  e in e  Erhöhung der B e i tr a g s grundla ge n  

ent s pr e c h end d e n  t a t s ä chl i c h  na c h g ew i e s e n e n  E i nkün f t e n  ( b i s  zur 

n a c h  den dama l i g e n  Vor s chr i f t en g e l t enden Hö c h s t b e i tr a g s grund­

l a g e ) b e ant r a g t , da für B e i tr ä g e  nachentr i ch t e n  s o l l . 

Für d i e  dauerr e ch t l i ch e  B e s t i mmung könn t e  

- in § 3 5  Abs . 3  und 4 GSVG ( Fä l l i gk e i t  und E i n zahlung d e r  B e i ­

t r ä g e ) e in e  ent s pr e chende Zi t i erun g s e r gänzung de s n e u e n  Ab­

s a t z e s 5 zu § 25a aufg enommen w e r d e n  und 
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- 2 -

§ 1 1 5 Abs . 1  GSVG ( Wirks ame B e i t r a g s en t r i c ht un g ) wär e dam i t  

auch g ek l är t . 

Für b e s c h e i dm ä ß i g  zuerkannt e L e i s t un g s ans pr ü c h e  i s t  e in e  

ent s pr e c h e n d e  R e g e lung in d i e  Üb e r gang sb e s t immung e n  auf zunehm e n . 

Ar t .  I I  Ab s . 4  und 5 haben zu l aut e n : 

" ( 4 )  D i e  s i c h  auf grund der Neuf e s t s t e l lung der B e i t r a g s grund­

l a g e  e r g e b enden B e i t r ä g e  g e l t en a l s  wirksam entr i ch t e t , wenn s i e  

innerhalb von dr e i  Mona t en a b  B e wi l l i gung d e s  Ant r a g e s  b e z a h l t  

w e r d e n . 

( 5 )  D i e  zu e nt r i c h t enden B e i t r ä g e  s ind m i t  dem j ewe i l i g e n  

F a k t o r  ( §  4 7  G SVG ) auf zuwer t en , d e r  im K a l ender j ahr d e r  Ant r a g ­

s t e I lung für das  K a l e nd e r j ahr f e s t g e s e t z t  i s t , für d a s  d i e  B e i ­

t r ä g e  g e l t en . "  

8/SN-295/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)116 von 137

www.parlament.gv.at



Zu Ar t . 1 1 1  Abs . 2  G S VG 

Verwi e s en wird auf d i e  S t e l lungnahme d e s  Hauptverban d e s 

zu Ar t .  V I I  Abs . J  A S VG . 
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Zu Ar t .  I I I  Abs . 4  G SVG 

Es s o l l t e  k l a r g e s t e l l t  werden , da ß d i e  auß e r o r d en t l i c h e  

Sonder z ahlung b e i  d e r  Ber e c hnung d e s  Jahr e s aus g l e i c h e s  g em ä ß  

§ 2 96 Abs . 6  A S VG a u ß e r  B e t r a c h t  zu b l e ib en h a t . 
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Übe r g ang sb e s t immung zu § 4 Abs . 4  und 5 G SVG ( NEU ) 

" P e r s onen , di e i n  d e r  Kr ankenver s i c herung g e m ä ß  § 4 Abs . 4  G SVG 

p f l i c htver s i c h e r t  s ind und am 3 1 .  D e z emb e r  1 98 9  d i e  B e i t r ä ge zu 

d i e s er Kr ankenver s i c h e rung auf grund e iner B e i tr a g s grundl a g e  g e m ä ß  

§ 25  Abs . 7  oder Ab s . 8  d e s  G SVG zu entr i c h t en ha t t en , können b i s  

3 1 .  D e z ember 1 9 90 b e i  d e r  S o z i a lver s i c herung s ans t a l t  d e r  g e w e r b ­

l i c h e n  Wir t s c h a f t  d e n  Höherr e ihun g s antra g  wi derruf e n . "  

Be gründung : 

Bekannt l i c h  wurd e  m i t  1 .  J änner 1 9 9 0  di e S a c hl e i s tung s ­

gr enz e i n  d e r  Kr ankenve r s i c h erun g  von S 1 5 0 . 000 , - - auf S 280 . 000 , - ­

erhöht . D i e s  kann in j enen F ä l l e n , i n  denen im Zus ammenhang m i t  

der s e in e r z e i t i g e n  B e gründung e i n er Krankenve r s i c herung s -M e hr f a c h ­

v er s i cherun g  g e m ä ß  § 4 Abs . 4  GSVG von d e r  M ö g l i c hke i t  e in e r  

Höher r e i hung in d e r  Kr ankenver s i c herung g e m ä ß  § 25  Ab s . 7  b z w . 

Ab s . 8  G S VG G ebrauch gema c h t  wur d e , i n s o f ern a l s  b e s onde r e  Här t e  

empfunden werden , a l s  i n  s o l c h e n  F ä l l en j e t z t  e in e  n i c ht unerheb ­

l i c h e  S t e i g e rung d e s  Kr anke nve r s i c herun g s -Höherr e i hung s b e i t r a g e s  

entr i cht e t  werden müßt e ,  um a u c h  kün f t i g  d i e  Vor t e i l e  d e r  G e l dl e i ­

s tung s an s pruchsbe r e c ht i gung i m  Rahmen d e r  erwähnt en Mehr f a c hver ­

s i c h erung zu s i ch ern . 

Zur Verm e i dung von Här t e f ä l l en s o l l t en den b e tr o f f enen 

Ver s i c her t en in F orm e in e r  Üb er gang s b e s t immung die Mö gl i c hke i t  

g e g e b en w e r d e n , di e s e  " f r e i wi l l i g e  Pfl i c ht v e r s i cherun g "  g e m ä ß  § 4 

Abs . 4  GSVG zu b e e nd e n . 
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S t e l l ungnahme zur 15 . Nov e l l e  zum BSVG 

s owi e Nove 1 1 i erungsvor s ch1 ä g e  zum B S VG 
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Zu Ar t .  I Z . 2  ( §  1 8  BSVG - M e l dung e n  der 

Le i s t ungs ( Zahlung s ) empfänger 

Im Unt e r s c h i e d  zu § 4 0  A S VG s i e h t  w e d e r  § 20  G SVG n o c h  

§ 1 8  BSVG d e n  Aus s c hluß d e r  Wa i s e n p en s i o ns b e z i e h e r  v o n  d e r  

M e l d e p f l i c h t  hins i c h t l i ch der Aufnahme e in e r  Erwerb s t ä t i gk e i t  

vor . 

D e r  Aus s c hluß der Wai s en p e n s i onsb e z i eher von der M e l ­

d e p f l i ch t  hins i ch t l i c h  d e r  Aufnahme e iner Erwerb s t ä t i gke i t  ( §  

40 Z . 2  ASVG ) e r s c h e i n t  n i c h t  g er e ch t f er t i g t , da auch b e i  s o l ch e n  

L e i s tungs b e z i e h e r n  d i e  Aufnahme e in e r  Erwerb s t ä t i g ke i t  Au s w i r ­

kun g e n  auf d a s  L e i s tung s r e c ht der Pens i on s ver s i c herun g  h a t , 

z . B . W e g f a l l  der Kinde s e i g ens cha f t , Minderung bzw . W e g -

f a l l  d e r  Aus g l e i c h s zul a g e . 

Im Int er e s s e  e i n e s  ent s pr e ch enden Gl e i c hk l an g e s  zwi s ch e n  

ASVG und d e n  S e lb s t ändi g en-Pens i on s ve r s i c herungen w i r d  d i e  

Aufnahme e in e r  e inhe i t l i ch e n  R e g e lun g  in a l l en dr e i  G e s e t z e n  

vor g e s c hl a g e n . 

Im  übr i ge n  w i r d  verwi e s en auf di e S t e llungnahme d e s  

Haupt v e r b ande s  zu Ar t .  I Z . 1 2 A S VG ( §  4 0  ASVG ) . 
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Zu Ar t .  I Z . )  ( §  2 )  Abs . 4  BSVG - B e i tr a g s grund l a g e ) 

D i e  m i t  1 .  J ä nner 1 9 9 0  in Aus s i c h t  g enommene Ang l e i c hung 

b e i  Bi l dung der B e i t r a g s grundl a g e , wenn k e in Ver s i c herun g s w e r t  

g e m ä ß  § 2 )  Abs . 2  BSVG g e b i l d e t  w e r d e n  kann , an da s G SVG in d e r  

F a s s un g  d e r  1 6 . Nove l l e  z u m  G SVG , f ühr t in d e r  Pr axi s z u  S c hwi e ­

r i gk e i t en . 

D e r  Nove l l i e r un g s vor s ch l a g  s i eht - wi e b i sher - vor , 

f a l l s  Z e i t en der P f l i c h t ve r s i c he r un g  in der Kr ank e nv er s i c h erun g  

und i n  der P e n s i onsver s i c herung vone inander abwe i c h e n , d a ß  d i e  

Z e i t en d e r  P e ns i onsver s i c herung m a ß g e b e nd s ind . Vö l l i g  außer 

B e tr a c h t  w i r d  h i e b e i  d e r  Ums t and g e l a s s e n , daß in d e r  Unf a l lv e r ­

s i ch e r un g  n a c h  d e m  BSVG d i e  weni g s t en Ausnahmen b e s t eh e n . E s  

e r he b t  s i c h  nun d i e  F r a g e , wi e vor zugehen i s t , w enn währ end 

e i n e s  ganz e n  K a l ender j ahr e s  zwar Pf l i c h t v e r s i c he r un g  in d e r  

Unf a l lv er s i c herung , n i c ht a b e r  i n  d e r  Kr ankenve r s i c h erun g  b zw . 

Pens ionsver s i c he r un g  b e s t eh t . Dur c h  w i e v i e l e  K a l endermona t e  i s t  

z u  t e i l en , um d i e  mona t l i c h e  B e i t r a g s grundl a g e  z u  ermi t t e ln ?  

Wahlwe i s e  wär e daher § 2 )  Abs . 4  BSVG um di e Unf a l l v e r ­

s i c he r un g  zu e r g ä n z e n  o d e r  ans t e l l e  d e r  b i s h e r i g e n  R e g e l ung auf 

di e K a l endermonat e  der Erwerb s t ä t i gk e i t  abzus t e l l en . 

We i t er s  w i r d  e r s u c h t , e in e n  b er e i t s  s e i t  l ä n g e r e m  b e ­

s t ehenden Z i t i erun g s f e h l er i n  § 2 )  Ab s . 4  l e t z t er S a t z  z u  

korr i g i e r e n . R i c ht i g  müßt e  e s  h e i ß e n : 

" • • •  D i e  B e i t r a g s grundl a g e  darf j e d o c h  d e n  k l e in s t en s i c h  g emäß 

Ab s . 1 0 ( ni c h t  wi e j e t z t  Ab s . 2 )  e r g e b enden Ver s i c he r un g s we r t  

ni c h t  unt e r s c hr e i t en . "  
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Zu Ar t . 1 1  Abs . 5  - Üb e r gangs b e s t immung zur N e ur e g e lung 

d e s  § 2) Abs . 4  BSVG ( Be i tr a g s grund l a g e ) 

Im  vor l e t z t en S a t z  i s t  d e r  Aus dr u c k  " 1 9 8 9 "  e r s a t z l o s  

zu s t r e i c hen . 
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Zu Ar t .  I Z . 5  ( §  3 1  Abs . 5  B S VG - Bund e s b e i t r ä g e ) 

In § 3 1  B SVG i s t  vor g e s e h e n , daß d e r  Bund in d e r  P e n ­

s i onsver s i c h e rung e in e n  B e i tr a g  l e i s t e t , d e r  aus v er s c h i e denen 

Komponent e n  zus amm e n g e s e t z t  i s t  ( §  3 1  Abs . 2 ,  3 und 5 BSVG ) . 

B e z u gnehmend auf d i e s en Aufbau müßt e  e s  im E i n l e i t ungs s a t z  d e s  

§ 3 1  Ab s . 5  r i c ht i g  h e i ß e n : 

" üb e r  den B e i t r a g  g e m ä ß  Ab s . 2  und 3 hinaus " 
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1 5 . Nove l l e  zum BSVG 
Entwur f : 1 9 . M ä r z  1 9 90 

G e l t ende s R e c h t  

§ 3 9  Ab s . 4  BSVG l aut e t : 

S ind f ä l l i g e  B e i t r ä g e  dur c h  e i ne grundbü c h e r l i c h e  
Eintra gung g e s i c h e r t , so  kann innerhalb von 3 0  
Jahren n a c h  e r f o l g t e r  Eintr a gung g e g en d i e  Ge l t end­
ma c hung des da dur c h  erworbenen Pfandr e c h t e s  d i e  
s e i t h e r  e i ng e t r e t ene Ver j ährung d e s  R e c h t e s  auf 
Einforderung der B e i t r ä g e  n i c h t  g e l t end g e m a c h t  
werden . 

Be gründung : 

Verwi e s en wird auf di e Be gründung d e s  Nov e l l i erun g s ­
vor s c hl a g e s  z u  § 6 8  Abs . 3  A SVG . 

Änderung svor s c hl a g  

§ 3 9  Abs . 4  B SVG h a t  z u  laut en : 

Li e g t  für f ä l l i g e  Be i tr ä g e  e i n  Rüc k s t and s auswe i s  
( §  36 Ab s . 2 )  vor , und wur d e  d i e s er dem B e i t r a g s ­
s c hu l dner zug e s t e l l t , s o  kann innerhalb von 3 0  
J a hr en na c h  Zus t e l lung d e s  Rüc k s t and s auswe i s e s  
d i e  s e i th e r  e i ng e t r e t ene Ver j ährung d e s  R e c ht e s  
auf E i n f o r d erung der B e i t r ä g e  n i c h t  g e l t end 
g e m a c ht w e r d e n . 

8/SN
-295/M

E
 X

V
II. G

P - Stellungnahm
e (gescanntes O

riginal)
125 von 137

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



1 5 . Nove l l e  zum BSVG 
Entwur f : 1 9 .  Mär z 1 9 90 

G e l t ende s R e c h t  

§ 7 2  Ab s . 1  B S V G  laut e t : 

( 1 )  Der Ver s i c he rung s tr ä g e r  h a t  zu Unr e c ht 
erbr a c h t e  G e l dl e i s t un g en s owi e den Aufwand für 
zu Unr e c h t  g ewähr t e  He i lb eh e l f e  und Ans t a l t s ­
p f l e g e  zurüc kzufor d e r n , wenn der Le i s tung s em p ­
fänger b zw .  Zahlun g s e mpfänger ( §  7 1 ) den Be zug 
dur c h  b e wußt unwahr e Angaben , b e wuß t e  Ver s chwe i ­
gung maßgebender Ta t s a chen o d e r  Ver l e t zung d e r  
M e l devor s c hr i f t en und der Auskun f t s pf l i c h t  
( § § 1 6  b i s  1 8  und 20 ) herb e i g e führ t h a t  o d e r  
wenn der L e i s tungs empfänger bzw . Zahlun g s e m p ­
f ä n g e r  ( §  7 1 )  erkennen mußt e ,  d a ß  d i e  L e i s tung 
n i c h t  o d er n i c h t  in d i e s er Höhe g ebühr t e . 

Be gründung : 

Änderung svor s c h l a g  

§ 72  Abs . 1  B S V G  h a t  z u  laut e n : 

( 1 )  Der Ver s i c herungs tr ä g e r  h a t  zu Unr e c ht 
erbr a c h t e  G e l dl e i s tunge n  s ow i e  den Aufwand für zu 
Unr e c h t  gewähr t e  H e i l b e he l f e  und Ans t a l t s pf l e g e  
zurüc kzufordern , wenn d e r  Le i s tung s em p f ä n g e r  b zw . 
Zahlun g s e mp f ä n g e r  ( §  7 1 ) den Be zug dur c h  b e wußt 
unwahr e Ang ab e n , b e wuß t e  Vers c hwe i gung maßgeb ender 
Ta t s a c h e n  oder Ver l e t zung der M e l devor s c hr i f t en 
und d e r  Au skun f t s pf l i c h t  ( § § 1 6  b i s  1 8  und 2 0 ) 
herb e i g e führ t h a t  oder wenn d e r  L e i s tung s empfänger 
b zw . Zahlungs e m p f änger ( §  7 1 )  erkennen mußt e ,  daß 
d i e  L e i s tung ni c h t  oder nicht in di e s er Höhe 
g ebühr t e .  G e l dl e i s tung e n  s ind ferner zurückzufor­
dern , wenn und s ow e i t  s i c h  we g en e i n e s  n a c h t r ä g ­
l i ch f e s t g e s t e l l t en Ans pru c h e s  a u f  We i t e r l e i s tung 
der G e l d-und S a c h b e züge heraus s t e l l t , daß s i e  zu 
Unr e c h t  erbr a c h t  wur d e n . 

D i e  Ergänzung d e s  § 72  Ab s . 1  BSVG um d i e  im§ 1 0 7  Abs . 1  l e t z t er S a t z  A SVG 
ent s pr e c h ende Be s t immung s o l l t e  auch für den Ber e i c h  d e s  BSVG vor g e s eh e n  
werden , da der Ob er s t e  G e r i cht shof in s e iner Ent s c h e i dung v o m  22 . M ä r z  1 988 , 
1 0  Ob S 5 1 /88 , zum Aus druck g e b r a c h t  h a t , daß d i e  vor a n g e führ t e  B e s t immung 
de s A S VG , insb e s on d e r e  auch im Zus ammenhang m i t  der n a c ht r ä g l i c h e n  F e s t ­
s t e llung e i n e s  P e n s i onsruhens g e m ä ß  § 9 0  A SVG b e i  nachtr ä g l i c he r  F e s t s t e l ­
lung e i n e s  Krankeng e l dans pruch e s  von B e deutung e r s c h e int und g l e i c har t i ge 
S a c hverha l t e  s i c h  auch b e i  Anwendung d e s  § 5 7 a  B S VG e r g e b en könn e n . 
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1 5 . Nove l l e  zum B SVG 
Entwur f : 1 9 . Mär z 1 9 90 

G e l t ende s  R e c h t  

B e gründung : 

Verwi e s en wird auf d i e  Be gründung d e s  Nove l l i erungs ­
vor s c hl a g e s  zu § 1 1 7 Ab s . 2  ASVG . 

Änderun g s vor s c hl a g  

§ 7 5  Ab s . 2  BSVG ( NEU ) h a t  z u  laut e n : 

( 2 )  In d e r  Kr ankenordnung ( §  2 1 4 )  kann , um 
unnotwend i g e , unökonomi s c h e  und unzwe ckmäß i g e  
Le i s tungen für R e c hnung d e s  Ver s i c herung s t r ä g e r s  
h i n t anzuha l t en , b e s t immt werden , w e l c h e  S a c hl e i ­
s tungen der Kr ankenver s i c h erun g  ( Er s t a t t ung von 
Ko s t en ans t e l l e  von S a c hl e i s tung e n ) an das Er for­
d e r n i s  d e r  vorh e r i g e n  bzw . na c h t r ä g l i c h e n  Bewi l ­
l i gung dur c h  d e n  Ver s i c herungs t r ä ger , g e g ebenen­
f a l l s  d e r  vorhe r i gen b zw .  n a c ht r ä g l i chen c h e f ­
( ko n t r ol l ) är z t l i chen Bewi l l i gung g e bunde n  s ind . 
E s  kann a u c h  aus drü c kl i c h  b e s t immt wer d e n , b e i  
w e l c hen Le i s t un g e n  da s E r f o r d e r n i s  d e r  vor h e r i g e n  
Bewi l l i gung ent f ä l l t . 
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1 5 . Nov e l l e  zum BSVG 
Entwur f : 1 9 . Mär z 1 9 90 

G e l t e n d e s  R e c h t  

§ 95 Abs . 4  BSVG l a ut e t : 

( 4 )  D i e  K o s t e n e r s t a t t ung und di e Ko s t enzu­
s c hüs s e  müs s en f ür d i e  e nt s pr e chenden Le i s t un ­
g e n  i n  d e n  e i g e n e n  Einri �htungen , d e n  Vertr a g s ­
e inr i chtungen und b e i  d e n  Ver t r a g s ä r z t en und 
V er t r a gs dent i s t e n  g l e i c h  hoch s e i n . In d er 
S a t zung und i m  Ver t r a g  n i c h t  vor g e s ehene L e i ­
s t ungen dür f e n  i n  d e n  Zahnambul a t o r i e n  n i c h t  
erbr a c h t  w e r d e n ; i n  d e n  Zahnambul a t or i e n  dür f e n  
a b e r  j e denf a l l s  j e n e  Le i s tungen erbr a c h t  wer d e n , 
d i e  auf Grund d e r  B e s t immungen d e s  § 1 5 3  Ab s . 3  
d e s  A l l geme i n e n  S o z i a l  v e r s i c h e rungs g e s e t z e s  
i n  d en Zahnambul a t or i en d e r  n a c h  d e m  A l l geme i n e n  
S o� i a lver s i ch e rung s g e s e t z  e ingeri cht e t e n  Kr a n ­
k e nver s i ch er ung s t r ä g e r  e r b r a c h t  werden . 

Be gründung : 

Änderungsvors c h l a g  

§ 95 Ab s . 4  BSVG h a t  z u  l a ut e n : 

( 4 ) . Di e  Ko s t e n e r s t a t tung und d i e  Ko s t enzus c hüs s e  
müs � en ' für d i e  e n t s pr e c h e nden L e i s t un g e n  i n  
den e i g e n e n  E i nr i c h t ung en , den V e r t r a g s e inr i ch­
tung e n  und b e i  den Vertr a g s ä r z t e n  und Ver t r a g s ­
dent i s t e n  g l e i ch h o c h  s e in .  

§ 95 Ab s . 4  BSVG s o l l t e  der für d i e  4 9 . Nove l l e  zum ASVG vor g e s c h l a g e n e n  
Neufas sung d e s  § 1 5 3  Ab s . 3  ASVG ang e g l i c h e n  w e r d e n . 
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Zu Ar t . I Z . 1 7  B SVG ( §  1 1 3 a  BSVG ) 

Verwi e s en w i r d  auf d i e  S t e l lungnahme d e s  Hau p tverbande s  

zu Ar t . I V  Z . 3  A SVG ( §  2 3 8 a  ASVG ) . 

Fol g e n d e  Z i t i erungs änderun g e n  müßt en im BSVG b e i  E i nführung 

di e s er "neuen B e m e s s un g s grundl a g e " b er ü c k s i c h t i g t  w e r d e n : 

- § 1 1 7 BSVG ( Be m e s s ungs grundl a g e  b e i  N i c h t e r fül lung der War t e ­

z e i t ) müß t e  um § 1 1 3 a  e r g ä n z t  w e r d e n ; 

- § 1 1 4 B SVG ( Be m e s sungs grund l a g e  b e i  Vo l l e ndung d e s  5 0 . L e b ens ­

j a hr e s ) müß t e  e r g ä n z t  werden 

" • • •  ans t e l l e  • • •  § 1 1 3 o d e r  1 1 3 a " ; 

- § 1 1 8 BSVG ( Ermi t t lun g  d e r  Bem e s s un g s grundl a g e  aus d e n  B e i ­

t r a g s grundl a ge n ) müß t e  e b e n fa l l s  u m  § 1 1 3 a  e r g ä n z t  w e r d e n . 
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1 5 . Nove l l e  zum BSVG 
Entwur f : 1 9 .  Mär z 1 9 90 

G e l t e nde s R e c h t  

§ 1 20 Abs . 4  l i t . b  BSVG l a u t e t :  

b )  s ind Ve r s i c herung smona t e , d i e  s i c h z e i t l i c h  
d e c k en , nur e in f a c h  z u  z ä h l e n , wob e i  e i n  
B e i t r a g smona t d e r  Pfl i c h t v e r s i c h erung und 
e in B e i t ra gs mon a t  g emäß § 1 1 5 Abs . 1  Z . 2  
d e s  Gewerb l i c h e n  S o z i a lver s i ch e run g s g e s e t z e s  
e i nem Ers a t zmon a t  o d e r  e i nem B e i t r a g smona t 
d e r  fr e iw i l l i g en Vers i ch e r un g  und e i n  E r s a t z ­
mon a t  e in e m  B e i t r a gs mona t d e r  f r e iwi l l i g e n 
Ve r s i che rung vor a n g eh t i b e i  Ver s i c herun g s ­
mona t e n  g l e i c her Ar t g i l t  nachs t ehende R e i h e n ­
f o l g e : Pens i on s ve r s i cherung n a c h  dem A l l g e ­
m e i n e n  S o z i a l vers i c h e rung s g e s e t z , Pens i on s ­
ver s i che�ung n a c h  d e m  G e w e rb l i chen So z i a l ­
ve r s i cherungs g e s e t z , Pen s i onsve r s i cherun g : 
n a c h  di e s em Bund e s g e s e t z . 

Be gr ündung : 

Verwi e s e n wird auf d i e  Be gründung zu § 2 ) 1  ASVG . 

Ände rung s vor s ch l a g  

§ 1 2 0 Abs . 4  l i t . b  BSVG ha t z u  l a u t e n : 

b )  s in d  V er s i ch erungsmona t e , d i e  s i c h  z e i t l i ch 
d e c k e n , nur e in f a c h  zu zähl e n , wo b e i  e i n  
B e i t r a g smon a t  d e r  Pf l i c htve r s i cherung und e in 
Be i t r a gsmon a t  gemäß § 1 1 5 Abs . 1  Z . 2  d e s  G e ­
w e rb l i c h e n  S o z i a l ver s i cherung s g e s e t z e s  e i nem 
Er s a t zmon a t  oder e inem B e i t r a g smon a t  d e r  
f r e i wi l l i g en V e r s i cherung u n d  e in l e i s t ungswirk­
samer Er s a t zmona t e i nem Be i t r a gsmona t der 
f r e i w i l l i g e n  Ver s i che rung oder e i nem l e i s t ungs ­
unwirk s am e n  E r s a t zmo n a t  und e i n Be i t r a g smona t 
d e r  f r e i w i l l i g e n Ver s i cherung e i nem l e i s t ungs ­
unw i r k s a m e n  Er s a t zmona t vor a n g e h t  i b e i  Ver s i c h e ­
rungsmona t e n  g l e i c h e r  A r t  g i l t  n a c h s t ehende 
Re i h e n f o l g e : P e n s i onsve r s i cherung nach dem 
A l l g em e i n e  S o z i a lve r s i cher ung sg e s e t z , Pens i o n s ­
ve r s i c he rung n a c h  dem Gewerb l i chen S o z i a lv e r ­
s i c h e rung s g e s e t z , Pens i onsve r s i c he r ung n a c h  
d i e s e m Bunde s g e s e t z . 
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1 5 . Nove l l e  zum BSVG 
Entwur f : 1 9 .  März 1 9 90 

G e l t e nd e s  R e c h t  

§ 1 J J  BSVG l au t e t : 

Anr e chnung von B e i t r ä g e n  zur fr e i w i l l i g e n  
Ver s i c h erung f ür d i e  Höherve r s i c herung 

§ 1 J J . B e i t r ä g e  zur fre i w i l l i gen Ver s i c herung 
in der Pens i onsver s i c herung , d i e  für Mona t e  
en tr i c h t e t  wurden , d i e  zum S t i ch t a g  a u c h  B e i ­
t r a g smona t e  der Pf l i chtver s i c herung n a c h  'di e s em 
oder e inem anderen Bunde s g e s e t z , B e i t r a gsmona t e  
gemä ß § 1 1 5 Abs . 1  Z . 2  d e s  G ewerb l i c h e n  S o z i a l ­
ve r s i c herung s g e s e t z e s  o d e r  Er s a t zmona t e  n a c h  
di e s em oder e lnem anderen Bund e s g e s e t z  s ind , 
g e l t e n a l s  B e i t r ä g e  zur Höherver s i che rung . 

Begründung : 

Es wird verw i e s en auf d i e  Be gründung z u  § 2 4 8a ASVG . 

Anderung s v o r s chlag 

§ 1 J J BSVG hat z u  l a ut e n : 

Anr e c hnung von Be i t r ä g en zur fr e i w i l l i gen 
Ve r s i c herung für die Höherve r s i c he rung 

§ 1 3J .  Be i t r ä g e  zur f r e i w i l l igen Ve r s i cherung 
i n  d e r  Pens i onsve r s i c herung , d i e  für Mona t e  
e n t r i c h t e t  wur d e n , d i e  zum S t i ch t a g  a u c h  Be i ­
t r a g smona t e  d e r  P f l i c h t ve r s i c he rung n a c h  d i e s em 
oder e inem a n d e r e n  Bunde s g e s e t z ,  Bei t r a g s mona t e  
gemä ß § 1 1 5 Abs . 1  Z . 2  d e s  Gewerb l i chen S o z i a lver­
s i c herung s g e s e t z e s  oder l e i s t ungswirks ame Er s a t z ­
mona t e  n a c h  d i e s em oder e i nem anderen Bunde s g e ­
s e t z  s ind , g e l t e n a l s  Be i tr ä g e  zur Höh erver­
s i c h e r ung . 
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Zu Ar t .  I Z . 2 q BSVG ( §  2 1 9a - D a t e nüb ermi t t lung dur c h  

di e S o z i alver s i c h e r un g s t r ä g e r  a n  d i e  Krankenans t a l t en ) 

Verwi e s en wir d auf d i e  S t e l lungnahme d e s  Haup t v er b ande s  

z u  Ar t .  I V  Z . 1 q ( §  q60c  ASVG ) . 
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· 

Zu Ar t .  I Z . 2 5 BSVG ( §  2 1 9b ) : 

Verwi e s en wird auf di e S t e l lungnahme d e s  Haup t verband e s  

z u  Ar t . V z . 1 6 ASVG ( §  506d ) . 
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Zu Ar t . I I  Abs . 1  BSVG ( Üb ergangsb e s t immung zu 

Ar t . I z . 1 4 - Ans pruc h sb e r e c ht i gung für Ang ehör i g e ) 

In d e r  Üb e r gang s b e s t immung zu § 7 8  B SVG i s t  für d i e  

Ang e h ö r i g e n e i g e n s c ha f t  a l s  S t i c h t a g  d e r  ) 1 .  D e z emb e r  1 98 7  

vorg e s eh e n . D i e s e s  S t i c h t a g s da tum b eruht o f f ens i c h t l i c h  auf 

e inem r e dakt ione l l e n  Ver s eh e n ; r i c h t i g  müßt e  es zwe imal h e i ß e n : 

) 0 . Juni 1 9 90 
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Zu Ar t .  1 1  Ab s . ]  und 4 BSVG ( §  1 7  Abs . 5  l i t . a  G S PVG 

o d er § 2 5  Ab s . 5  Z . 1 G S VG ) 

Verwi e s en w i r d  auf d i e  S t e l lungnahme d e s  Hau p tverb ande s  

z u  Ar t .  V I  Abs . 6  und 7 A SVG . 
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Zu Ar t .  1 1 1  Ab s . 2  BSVG 

Verwi e s en wird auf d i e  S t e l l ungnahme d e s  Hauptverband e s  

zu Ar t .  V I I Abs . 3  ASVG . 
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Zu Ar t . 1 1 1  Abs . 4  BSVG 

E s  s o l l t e  klar g e s t e l l t  werden , daß d i e  auße r o r d e n t l i ch e  

Sonder z ahlun g  b e i  d e r  Ber e c hnung d e s  Jahr e s au s gl e i c h e s  g emäß 

§ 2 96 Abs . 6  A SVG auß e r  B e t r a c h t  zu b l e ib e n  h a t . 
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